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Die Arbeit der Kreis-
verwaltung als mo-
derner und bürger-
f r e u n d l i c h e r 
Dienstleister trans-
parenter zu machen 
und nachvollziehbar 
zu zeigen in welch 
hohem Maße die 
Kreisverwaltung auf 
gesetzliche Ände-
rungen und gesell-

schaftliche Wandlungsprozesse sach- und be-
darfsgerecht reagieren kann und muss, das ist 
das wesentliche Ziel des jährlich erscheinenden 
Verwaltungsberichtes. Um dies auch für das Jahr 
2005 zu vermitteln, haben wir für Sie wieder eine 
schlaglichtartige Auswahl von Themen aus den 
einzelnen Fachabteilungen aufbereitet. 
Im Rahmen des breit gefächerten Spektrums an 
Tätigkeiten möchte ich vor allem Ihr Augenmerk 
auf den stark ausgabengeprägten Bereich Ju-
gend und Soziales lenken. Der Anteil der Ausga-
ben des Einzelplans 4 pendelt sich hier bei etwa 
70 Prozent ein. Überhaupt verschlechtert sich 
von Jahr zu Jahr die Finanzsituation des Land-
kreises, wie im umfassenden Beitrag der Abtei-
lung Finanzen und Schulen deutlich wird. Hieran 
wird der Landkreis auf absehbare Zeit wohl lei-
der aus eigener Kraft nicht viel ändern können; 
dazu fehlen ihm schlichtweg die eigenen und 
ausreichenden Einnahmemöglichkeiten. 
Um aber weiterhin wirtschaftlich und bürgerorien-
tiert arbeiten zu können, sind wir stets bemüht, 

betriebswirtschaftlich günstig zu arbeiten. Dies 
hat auch Auswirkungen auf die inneren Struktu-
ren, die ohnehin einer ständigen Überprüfung 
unterzogen werden. So wurde beispielsweise 
2005 im Bereich der Bau- und Planungsverwal-
tung eine umfassende Umstrukturierung durch 
die Zusammenlegung von zwei früher selbständi-
gen Abteilungen erfolgt. Insbesondere mit der 
S c h a f f u n g  d e s  n e u e n  R e f e r a t e s 
„Immobilienmanagement“ beschreiten wir neue 
Wege der Verwaltung der kreiseigenen Liegen-
schaften und Gebäude. 
Um auch weiterhin mit dem technischen Fort-
schritt stand zu halten, wurde die ohnehin schon 
immer anerkannt hochwertige EDV-Ausstattung 
im gesamten Haus auf den neuesten und ein-
heitlichen Stand gebracht und damit den Erfor-
dernissen einer modernen Informationsgesell-
schaft angepasst. 
Dass wir auch auf dem Arbeitsmarkt eine sehr 
gefragte Institution sind, belegen die ständig stei-
genden Bewerberzahlen und Ausbildungsplätze; 
sicherlich ist dies auch ein Zeichen der insge-
samt angespannten Situation. 
Im Bereich Verbraucherschutz stand das Thema 
Geflügelpest zeitweilig im Vordergrund des öf-
fentlichen Interesses – zum Glück erwiesen sich 
sämtliche Verdachtsmomente als nicht haltbar. 
Ich wünsche Ihnen eine informationsreiche Lek-
türe und möchte mich herzlich bei allen bedan-
ken, die an diesem Bericht mitgewirkt haben.  
 

Die Kreisverwaltung—bürgerfreundlich—wirtschaftlich—zukunftsorientiert 

 

Ihr 

 
Rainer Kaul 

(Landrat)  
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  Kreisorgane und Kreisverwaltung 
 
Der Landkreis Neuwied ist Gebietskörperschaft und Gemeinde-
verband. In seinem Gebiet liegen 61 Gemeinden in acht Ver-
bandsgemeinden und die große kreisangehörige Stadt Neu-
wied. Hinsichtlich der Aufgabenerfüllung ist der Landkreis das 
Gegenstück zur kreisfreien Stadt. Dort erledigt die Stadt alle 
Aufgaben der örtlichen Ebene. Im Gebiet des Landkreises wer-
den diese arbeitsteilig durch den Kreis, die Stadt Neuwied, die 
Verbandsgemeinden und die Ortsgemeinden erfüllt.  
Dem Landkreis sind im Rahmen der Selbstverwaltung Pflicht-
aufgaben und freiwillige Aufgaben zugewiesen. Außerdem sind 
ihm staatliche Aufgaben als Auftragsangelegenheiten zur Erle-
digung übertragen.  
 
Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung, z.B.  
Örtlicher Träger der Sozialhilfe, Jugendhilfe, Wohngeld  
Kindergartenplanung und –finanzierung  
Schulträger für Realschulen, Gymnasien und berufsbildende 
Schulen, Förderschulen  
Schüler- und Kindergartenkinderbeförderung, ÖPNV 
Abfallwirtschaft, Kreisstraßen  
 
Staatliche Aufgaben, z.B.  
Bauaufsicht, Denkmalpflege, Wasserbehörde, Immissions-
schutz, Landespflege, Kommunalaufsicht, Rechnungs- und Ge-
meindeprüfungsamt, Ausländerwesen, Einbürgerungen 
Kraftfahrzeugzulassung, Führerscheinwesen, Bußgeldstelle  
Gesundheits- und Veterinärwesen, Lebensmittelüberwachung, 
Agrarförderung und Verbraucherschutz 
Brand- und Katastrophenschutz 
In der Landkreisordnung sind die Grundlagen der Landkreise 
geregelt. Mit der Novellierung im Jahre 1990 wurde der Wandel 
vom staatlichen hin zum kommunalen Landrat vollzogen. Au-
ßerdem wurde durch die Wahlmöglichkeit hauptamtlicher Kreis-
beigeordneter, die zusammen mit dem Landrat den Kreisvor-
stand bilden, und dem sogenannten „leitenden staatlichen Be-
amten“ die Führungsebene der Kreisverwaltungen neu organi-
siert (Kreisvorstand). 
Organe des Landkreises sind der Kreistag und der Landrat. Der 
Kreistag ist die Vertretung der Bürgerinnen und Bürger des 
Landkreises. Er legt die Grundsätze für die Verwaltung des 
Landkreises fest. Er beschließt grundsätzlich über die Selbst-
verwaltungsangelegenheiten des Landkreises und überwacht 
die Ausführung seiner Beschlüsse. Der Landrat führt den Vor-
sitz im Kreistag. Er leitet die Kreisverwaltung und vertritt den 
Landkreis nach außen. 
Die Verwaltungsgliederung ist dem Bericht im Anhang beige-
fügt. 
 
Die Mitglieder des Kreisvorstandes 
Kaul, Rainer, Landrat 
Dr. Scheid, Heinz-Jürgen, 1.Kreisbeigeordneter 
Keßler, Werner Johann, ehrenamtl. Kreisbeigeordneter 
Neitzert, Hans-Werner, ehrenamtl. Kreisbeigeordneter 
 

Die Mitglieder des Kreistags
(Stand Mai 2006) 
 
CDU 
Wittlich, Werner (Fraktionsvors.) 
Rüddel, Erwin 
Buchwald, Adi 
Adenauer, Cilly 
Schmied, Siegfried 
Rollepatz, Michael 
Gundelach, Käthe-Marie 
Reh, Claudia 
Ilaender, Hermann 
Becker, Alfons 
Dr. Born-Siebicke, Gisela 
Hoffmann, Dieter 
Spohr, Hans-Dieter 
Eul, Wilfried 
Schulte, Roswitha 
Pütz, Gregor 
Mertgen, Jürgen 
Kinne, Gerhard 
Brock, Friedrich 
Dohrmann, Walter 
Hallerbach, Achim 
Reith, Helmut 
Klein, Hubert 
Wagner, Markus 
Glabach, Friedrich 
 
SPD 
Jonas, Petra (Fraktionsvors.)
Pepper, Renate 
Dillenberger, Rainer 
Winter, Fredi 
Kunz, Wolfgang 
Eich, Ludwig 
Starrmann, Ute 
Mahlert Michael 
Schneider, Rosemarie 
Job, Guido 
Esch, Karl-Heinz 
Zoller, Peter 
Dietl, Silke 
Breithausen, Hans-Werner 
Benner, Bernd 
 
FWG 
Franz, Udo (Fraktionsvors.) 
Lister, Beate 
Niebergall, Jörg 
Dingeldey, Marie-Luise  
 
 
Bündnis 90/Die Grünen 
Hellwig, Helmut(Fraktionsv.) 
Dr. Kleemann,Ulrich 
Wimpelberg, Gabriela 
 
F.D.P. 
Ulrich Schreiber (Fraktionsv.) 
Lehnert, Franz 
Dr. Engel, Harald 
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Dienstleister für Mandatsträger/
innen und eigenes Verwaltungs-
personal 
Die Abteilung Zentrale Dienste ist eine Abteilung 
mit Doppelfunktion. Zum einen obliegt ihr die 
Betreuung der politischen Gremien mit dem 
Hauptschwerpunkt, die personellen und logisti-
schen Voraussetzungen für die Arbeit des Kreis-
tages und dessen Auschüsse sicherzustellen. 
Hierbei sind unter den Gesichtspunkten größt-
möglicher Effektivität und wirtschaftlich sinnvoller 
Ressourcenverantwortung den Mandatsträgerin-
nen/Mandatsträgern die denkbar besten Hilfe-
stellungen zu geben. 
Auf der anderen Seite ist die Abteilung Zentrale 
Dienste als sog. Querschnittsabteilung mit allen 
Organisations- und Personalangelegenheiten 
betraut. Dabei zählen zu den vordringlichsten 
Aufgaben die Weiterentwicklung der Kreisverwal-
tung zu einem modernen Dienstleister, sowie die 
personalwirtschaftliche Betreuung von ca. 500 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 
Beide Funktionen werden wie in allen anderen 
Aufgabenbereichen auch mit qualifizierten und 
motivierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
erfüllt. Dabei gehört die ständige Anpassung der 
Organisation an die gesetzlichen Vorgaben und 
Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger zu den 
grundlegenden Aufgaben. Hierbei unterstützt die 
Informationstechnologie die Anpassungsprozes-
se. 
Gerade im Bereich der Informationstechnologie 
ist es wichtig, mit dem stetigen Wandel Schritt zu 
halten. Deshalb werden Serviceleistungen immer 
mehr auch auf dem elektronischen Wege ange-
boten.  

(incl. 34 Auszubildende) gesunken. Im selben 
Zeitraum reduzierte sich die Anzahl der Planstel-
len um 6,6 Stellen (incl. Altersteilzeit) von 389,1 
auf 382,5 Stellen (ca. 1,7 %); ein Trend, der sich 
nunmehr im vierten Jahr in Folge fortsetzt. Die 
Personalkostensteigerungen sind im wesentli-
chen auf die tariflichen Steigerungen (2005 = 0 
% Beamte / 300 € Einmalzahlung Angestellte 
und Arbeiter; 2006 = 1,0 % Beamte / 300 € Ein-
malzahlung Beschäftigte) der Bezüge und Ge-
hälter zurückzuführen. Im Berichtszeitraum hat 
sich die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
(Beamte 40 Std. / Angestellte und Arbeiter 38,5 
Std.) nicht geändert. 
Im Hinblick auf ein familienfreundliches Arbeits-
umfeld ist in diesem Zusammenhang die kon-
stant hohe Teilzeitquote interessant, die seit Jah-
ren bei mehr als einem Drittel der Beschäftigten 
liegt (Schnitt im öffentlichen Dienst 2005 = 
24,8%). 
Aufgrund der allgemeinen Ausbildungssituation 
und der besonderen Verantwortung als öffentli-
cher Arbeitgeber hat die Kreisverwaltung Neu-
wied ihr Ausbildungsplatzangebot auch im Jahr 
2005 (wie 2004) mit 11 neuen Ausbildungsplät-
zen (2005 insgesamt 34;  2004 = 31 Ausbil-
dungsplätze) auf einem sehr hohen Niveau 
gehalten. 
Die verstärkte Selbstdarstellung der Kreisverwal-
tung Neuwied als Ausbildungsbetrieb in der Öf-
fentlichkeit über die elektronischen Medien und 
der aktiven Teilnahme an Info-Veranstaltungen, 
sowie das vermehrte Angebot an Schüler und 
Schülerinnen, die Arbeit der Kreisverwaltung und 
die verschiedenen Ausbildungsberufe in einem 
2- 4-wöchigem Praktikum kennen zu lernen
( 2004= 20 Schülerpraktikanten, 2005 = 40 
Schülerpraktikanten) haben neben anderen Fak-
toren sicherlich zu dem erheblichen Anstieg der 
Bewerberzahlen geführt. 
Für das Ausbildungsjahr 2005 haben sich 292 
Schüler und Schülerinnen um 11 Ausbildungs-
plätze beworben (26 Bewerber/
Ausbildungsplatz). 

 

Abteilung Zentrale Dienste

Entwicklungen im 
Personalmanagement 
Die Jahre 2005 und 2006 (geplant) zeigen ge-
genüber dem vorherigen Berichtszeitraum einen 
moderaten Anstieg der Netto-Personalausgaben 
um 200 Tsd. € oder ca. 1,6 %. Die Anzahl der 
Mitarbeiter (Teil- und Vollzeit) ist gegenüber dem 
Vorjahr von 492 (incl. 34 Auszubildende) auf 487 
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Im laufenden Jahr waren es bereits 445 Bewer-
ber für 11 Ausbildungsplätze (40 Bewerber/ Aus-
bildungsplatz). Dies ermöglicht eine selektive 
Auswahl an qualifiziertem Nachwuchs, zeigt a-
ber auch die Attraktivität der Ausbildung und 
spiegelt letztendlich die angespannte Ausbil-
dungsplatzsituation Region wider. 

 
Hardware-Rollout im Jahr 2005 
 
Die technische Ausstattung der Kreisverwaltung 
Neuwied befindet sich bereits seit langer Zeit auf 
anerkannt hohem Niveau. Dennoch gilt es, diese 
regelmäßig auf den aktuellsten Stand zu bringen 
und damit den Erfordernissen einer modernen 
Informationsgesellschaft anzupassen. 
So wurde in den Monaten Januar bis März 2005 
ein so genannter Hardware-Rollout durchge-
führt. Dabei handelt es sich um den Austausch 
von PCs und Monitoren. Ziel war es, durch den 
Einsatz einheitlicher Hardware den Aufwand für 
den Betrieb der im Einsatz befindlichen Compu-
ter zu reduzieren. 
Eine vom Referat ZD01/02 im Jahr 2004 durch-
geführte Analyse hatte diverse Schwachstellen 
ergeben. So betrug beispielsweise der zeitliche 
Aufwand für die Installation eines PC-
Arbeitsplatzes im Durchschnitt rund 4 Stunden. 
Begründet war dies in der Tatsache, dass viele 
unterschiedliche Computermodelle verschie-
denster Hersteller sowie diverse Betriebssyste-
me im Einsatz waren. Zudem lagen die Laufzei-
ten der Rechner zum damaligen Zeitpunkt zwi-
schen 12 und über 40 Monaten. 
Diese heterogene Hardwarelandschaft bedingte, 
dass eine Vielzahl unterschiedlicher Ersatzteile, 
Hardwaretreiber etc. vorgehalten werden muss-
te. Hinzu kam die Erschwernis bei der Analyse 
von Fehlern beim Einsatz von Standard- und 
Spezialsoftware. Diese gestaltete sich meist als 
äußerst aufwändig, da Fehler in den unter-
schiedlichsten Bereichen (Treiber, Hardware, 
Software, Betriebssystem etc.) gesucht werden 
mussten. Gleiche Systemumgebungen innerhalb 
der Fachbereiche waren faktisch nicht vorhan-
den. 
Hilfreiche Funktionen wie z. B. die automatische 
Verteilung und Installation von Software über 

das Netzwerk konnten ebenfalls nicht genutzt 
werden. Eine weitere bedeutende Schwachstelle 
stellten die unterschiedlichen Betriebssysteme 
dar. Dadurch war es äußerst schwierig, Si-
cherheitspatches und Virenscanner zu verein-
heitlichen, was teilweise zu kritischen Sicher-
heitslücken führte. 
 
Durch das Rollout wurden die PC-Arbeitsplätze 
sämtlicher Sachbearbeiter/innen in der Kreisver-
waltung Neuwied mit neuer einheitlicher  
Hardware ausgestattet. Dabei wurden qualitativ 
hochwertige Marken-PC und –Flachbildschirme 
beschafft. Die Entscheidung zugunsten von Mar-
ken-Geräten fiel aufgrund der in der Vergangen-
heit gemachten negativen Erfahrungen mit sog. 
No-Name-Produkten. Der Einsatz von Marken-
Hardware u. a. im Bereich der Server hat sich 
hingegen als sehr positiv erwiesen. Die Beschaf-
fung der Geräte erfolgte über den Rahmenver-
trag des Landesbetriebs Danten und Information 
Rheinland-Pfalz (LDI), welcher auf einer europa-
weiten Ausschreibung basiert. Neben den seit-
dem erheblich reduzierten Ausfallzeiten auf-
grund technischer Defekte konnten die Zeiten für 
die Neuinstallation von Computern drastisch re-
duziert werden. Lag der zeitliche Aufwand vor 
dem Rollout im Durchschnitt noch bei rund 4 
Stunden, so dauert er heute nur noch rund 1 
Stunde.  
Auch die Fehleranalyse beim Ausfall eines Sys-
tems wurde deutlich erleichtert, da auf allen 
Rechnern ein einheitliches Betriebssystem mit 
gleichen Versionsständen installiert ist. Ersatz-
teile und Treiber müssen zudem von nur noch 
einem Modell vorgehalten werden. 
 
Die o. g. Sicherheitslücken konnten geschlossen 
werden. So besteht nun beispielsweise die Mög-
lichkeit, den auf allen Rechnern installierten Vi-
renscanner gleichzeitig zu aktualisieren.  
Im Rahmen einer arbeitschutzrechtlichen Bege-
hung wurde der teilweise ungenügende Abstand 
der Mitarbeiter zu den bis Ende 2004 im Einsatz 
befindlichen Röhrenmonitoren beanstandet. 
Durch die bauartbedingte geringe Tiefe der neu-
en Flachbildschirme konnte diese Beanstandung 
behoben werden und so auf den Kauf einer Rei-
he von Schreibtischen verzichtet werden. 
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  Gleichstellungsstelle 
 
Die Gleichstellungsbeauftragte des Landkreises 
arbeitet auf zwei Grundlagen:  
1. dem Landesgleichstellungsgesetz, das die Auf-
gaben innerhalb der Verwaltung selbst regelt und 
2. der Landkreisordnung, die die Aufgaben im 
Landkreis umschreibt. 
Der Beitrag zum Verwaltungsbericht 2005/2006 
beschränkt sich auf die Aufgaben und Projekte, 
die sich aus der Landkreisordnung ergeben. 
Im Jahre 2005 oblag den Gleichstellungsbeauf-
tragten der Landkreise Altenkirchen und Neuwied 
die organisatorische Betreuung des Runden Ti-
sches „Rhein-Westerwald“ im Rahmen des Inter-
ventionsprojektes gegen Gewalt in engen sozialen 
Beziehungen in Rheinland-Pfalz. Da die vom Land 
geschaffene Interventionsstelle in Westerburg 
nicht für den Landkreis Neuwied zuständig ist, 
bestand eine Ver-sorgungslücke in Stadt und 
Landkreis Neuwied. Durch intensive Diskussionen 
konnte Dank der Bereitschaft von Caritas, Diako-
nie und Lebensberatungsstelle des Bistums Trier 
eine „kleine“ Lösung geschaffen werden, die die 
Erstberatung von Opfern von Gewalt in engen so-
zialen Beziehungen sichergestellt. Im Februar 
2006 findet ebenfalls im Rahmen des Runden Ti-
sches, in Zusammenarbeit mit dem Jugendamt, 
eine Fachtagung zum Thema „Häusliche Gewalt – 
Folgen für Kinder und Konsequenzen für staatli-
ches Handeln“ statt.  
Überarbeitet wurde auch der Leitfaden über die 
Hilfsangebote für Opfer von Gewalt in engen sozi-
alen Beziehungen, der im Internet unter 
www.beratung-neuwied.de einzusehen ist. 
2005 wurden die Arbeitsschwerpunkte der Gleich-
stellungsstelle und der Gleichstellungsbeauftrag-
ten der Verbandsgemeinden „Arbeit und Familie“ 
und „Kommunalpolitik“ kontinuierlich fortgeführt. 
Hierzu gehören die Kommunalpolitischen Semina-
re (u.a. Pressearbeit) und die Beratungstage für 
Berufsrückkehrerinnen in den Verbandsgemein-
den, die gemeinsam mit den Beratungsstellen für 
Berufsrückkehrerinnen aus Altenkirchen und Bad 
Neuenahr/Ahrweiler und der Beauftragten für 
Chancengleichheit am Arbeitsmarkt der Agentur 
für Arbeit Neuwied durchgeführt werden.  
Drei langfristig geplante Veranstaltungen (ein 
Kommunalpolitisches Seminar, der Politische 
Frühschoppen zur Föderalismusdiskussion und 

eine Fachtagung zum Ehrenamt) konnten 2005 
wegen der vorgezogenen Bundestagswahl nicht 
stattfinden.  
2006 werden die genannten Schwerpunkte von 
den Gleichstellungsbeauftragten im Landkreis fort-
gesetzt, nicht zuletzt durch die Beteiligung am 
Girlsday 2006 (27. April 06), dem Lernfest (23. 
September 06) und der Organisation eines Infor-
mations- und Beratungstages (6. Mai 06) für die 
Kundinnen der Jobcenter. Hierbei werden auf die 
bewährten Kooperationen mit der Chancenbeauf-
tragten am Arbeitsmarkt in der Arbeitsagentur 
Neuwied, der Volkshochschule, dem Weiterbil-
dungsbeirat, den Schulen und den ARGEn zurück-
gegriffen.  
Fortgeschrieben wurden und werden die Broschü-
ren „Wohin – Beratungsführer in Stadt und Land-
kreis Neuwied“, sowie die Betreuungsbroschüre. 
Aktuell gedruckte Fassungen sind bei den Gleich-
stellungsbeauftragten und der Beauftragten für 
Chancengleichheit am Arbeitsmarkt in der Arbeits-
agentur Neuwied erhältlich. Elektronisch sind die 
Broschüren unter www.beratung-neuwied.de zu 
finden.  
Die Gleichstellungsstelle beteiligt sich an der Be-
gleitung des Stammtisches (jetzt: Treffpunkt) be-
hinderter Frauen, der sich in den vergangenen 
Jahren mit einer Vielzahl von Aktionen in der Öf-
fentlichkeit mit seinen Anliegen präsentiert hat und 
hierfür 2005 vom Ministerpräsidenten des Landes 
ausgezeichnet wurde (s. auch Bericht der Behin-
dertenbeauftragten). 
Mit der Ortsgruppe von medica mondiale, deren 
Gründerin die Ehrenpreisträgerin der Johanna 
Loewenherz Stiftung 1997, Dr. Monika Hauser ist, 
wurde eine Ausstellung anlässlich des 60. Jah-
restages des Kriegsendes in der Kreisverwaltung 
gezeigt und eine Innenstadtaktion durchgeführt. 
Mittelfristiges Ziel für Neuwied ist die Gründung 
einer Ortsgruppe von medica mondiale.  
Ausgehend von der Ehrenpreisverleihung der Jo-
hanna-Loewenherz-Stiftung 2003 an Prof. Dr. A-
nette Kuhn wurde eine Arbeitsgruppe gegründet, 
die die Biographie der Stiftungsgeberin neu ver-
fassen soll. In ausführlichen Recherchen wurden 
neue Fakten über das Leben und Wirken der Stif-
tungsgeberin zusammengetragen. Die Buchhand-
lung  Kehrein  wird die Biographie verlegen. Er-
scheinen soll das Werk im Herbst 2006. Wenn 
möglich soll ein Aktionsjahr zur Stiftungsgeberin 
folgen.  
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Teilhabe, Gleichstellung und 
Selbstbestimmung behinderter 
Menschen 
 
Zum 1.1. 2003 ist das rheinland-pfälzische Landesge-
setz zu Herstellung gleichwertiger Lebensbedingun-
gen für Menschen mit Behinderung in Kraft getreten. 
Ziel dieses Gesetzes ist es aber nicht nur, die rechtli-
che Situation von Menschen mit Behinderungen zu 
verbessern, sondern die gesellschaftliche Grundein-
stellung zu verändern. „Ziel ist  eine Entwicklung weg 
vom Fürsorgeprinzip, das behinderte Menschen ten-
denziell als hilflose Opfer gesellschaftlicher Zuwen-
dung sieht hin zum Bürgerrechtsgedanken, in dem 
behinderte Menschen als selbstbestimmt handelnde 
Subjekte und gleichberechtigte Teile der Gesellschaft 
wahrgenommen werden.“ (Landtag Rheinland-Pfalz 
Drucksache 14/3739).  
Das Gesetz verpflichtet das Land, die kommunalen 
Gebietskörperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts,  im Rahmen ihrer Zuständigkeit auf die volle 
Gleichstellung behinderter Menschen hinzuwirken. 
Dies bedeutet, das künftige Maßnahmen, insbesonde-
re baulicher und verkehrstechnischer Art, aber auch 
Im Bereich der Kommunikation (Internet, Wort und 
Schrift) so zu gestalten sind, dass sie einem behinder-
ten Menschen den selbständigen Zugang ermögli-
chen. Bereits bestehende Gebäude, Verkehrsmittel, 
so weit dies technisch möglich ist, sollen nach und 
nach barrierefrei umgestaltet und umgerüstet werden, 
dies jedoch nur nach Maßgabe verfügbarer Haushalts-
mittel.  
Gerade die Barrierefreiheit im Bau- und Verkehrsbe-
reich kommt nicht nur behinderten Menschen, sondern 
auch Senioren und Familien zugute und ist daher ein 
grundlegender Beitrag, Rahmenbedingungen an den 
Auswirkungen der demographischen Entwicklung aus-
zurichten. Behindertenbeauftragte sollen Öffentlichkeit 
und Entscheidungsträger sensibilisieren und unter 
Einbeziehung Betroffener nach sachgerechten und 
pragmatischen Lösungen zu suchen. Wegen der lan-
gen Nutzungsdauer einmal errichteter baulicher Anla-
gen ist die Einbeziehung von Behindertenbeauftragten 
in Planungs- und Genehmigungsverfahren von großer 
Bedeutung, da nachträgliche Korrekturen deutlich 
aufwändiger sind und dementsprechend höhere Kos-
ten verursachen. Beim Bau des Neuwieder Allwetter-
bades wurde die Behindertenbeauftragte sowie Men-
schen mit verschiedenartiger Behinderung miteinbezo-
gen. 
Seit Sommer 2003 trifft sich eine Gruppe behinderter 
Frauen mit der Zielsetzung, einen Beitrag  zur barrie-

refreien Gestaltung von Stadt und Kreis Neuwied zu 
erbringen und als Expertinnen in eigener Sache bera-
tend als Ansprechpartnerinnen zur Verfügung zu ste-
hen. Die organisatorische Begleitung der ehrenamtlich 
engagierten Gruppe wird anteilig von Behinderten- 
und Gleichstellungsbeauftragter wahrgenommen. 
Gleichzeitig wird mit der Unterstützung  dem § 4 des 
Landesgleichstellungsgesetzes Rechnung getragen, 
der auf die besonderen Belange behinderter Frauen 
hinweist. 
Gerade in der Stadt Neuwied leben viele Menschen 
mit Behinderung, weil sich hier viele Einrichtungen 
und Sonderschulen befinden. Leider setzt sich die in 
den Einrichtungen auf die Bedürfnisse behinderter 
Menschen zugeschnittene Infrastruktur nicht im öffent-
lichen Raum fort. Stufen bei zahlreichen Geschäftsein-
gängen, Arztpraxen, Banken und gar an Zebrastreifen 
und sonstigen Übergängen,  fehlende Leitsysteme, 
Busse ohne funktionierende Rampen, unzureichende 
Haltestellenansagen im öffentlichen Personennahver-
kehr und vielem mehr, behindern das Leben behinder-
ter Menschen  und machen sie hilfs- und betreuungs-
bedürftig. Diese Leistungen sind im Regelfall mit Kos-
ten verbunden.  
Viele Projekte wurden seit Bestehen der Gruppe in 
Angriff genommen. Beispielsweise Infostände jeweils 
am Tag des Grundgesetzes- 5.Mai in der Neuwieder 
Fußgängerzone und Teilnahme an verschiedenen 
öffentlichen Veranstaltungen wie dem Ehrenamtstag 
2005 und der Lokalen Agenda 21 sowie an der Frau-
enmesse in Bad Ems im Rahmen des Rheinland-
Pfalz-Tages 2005 oder dem Selbsthilfegruppentag.  
Die Beratung der Ortsgemeinde Ehlscheid zum Ein-
bau einer Behindertentoilette im Kurhaus, sowie Bera-
tung eines Gastronomiebetriebs zum Umbau einer 
bestehenden Toilettenanlage war ein sehr konkretes 
Projekt. Die Verbandsgemeinde Rengsdorf wirbt in 
ihren Touristikbroschüren mit zwei Rolliwanderwegen 
um Gäste mit Behinderungen und bemüht sich, eine 
barrierefreie Infrastruktur anzulegen. Einmal jährlich 
findet eine Kooperationsveranstaltung  mit der Berufs-
bildenden Schule Andernach statt, um Kontakt und 
Austausch von Nichtbehinderten mit behinderten Men-
schen anstrebt und damit Berührungsängste abzubau-
en versucht. Die Begutachtung verschiedener Super-
märkte in der Innenstadt sowie die Begehung der 
Stadt Neuwied mit Dokumentation nicht barrierefreier 
baulicher und verkehrstechnischer Anlagen war ein 
weiteres großes Projekt. Die Ergebnisse flossen in 
eine Fotoausstellung ein, die anlässlich des Tags des 
Grundgesetzes in der Neuwieder Fußgängerzone 
präsentiert wurden. Mit dem   Blinden- und Sehbehin-
dertenverein Neuwied und Umgebung wurde ein zu-
verlässiger  Kooperationspartner gewonnen und sei-
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tens Aktion Mensch erfolgte eine finanzielle Bezu-
schussung mehrerer Aktionen. Eine finanzielle Förde-
rung seitens des Frauenministeriums in Mainz erfolgte 
für die Durchführung eines Selbstverteidigungstrai-
nings im Rahmen eines Wochenendseminars mit ei-
ner behinderten Shuri-Yiu-Trainerin.  
Mit der Verleihung des Preises des Ministerpräsiden-
ten Kurt Beck für Teilhabe, Gleichstellung und Selbst-

bestimmung im November 2005 Jahres wurden die 
zahlreichen ehrenamtlichen Aktivitäten der Gruppe in 
besonderem Maße gewürdigt und waren ein Ansporn, 
den eingeschlagenen Weg weiter zu beschreiten. Es 
wird angestrebt, auch außerhalb der Stadt Neuwied 
Betroffene zu gewinnen, die mit dazu beitragen, ihr 
Umfeld barrierefrei gestalten und Verwaltungen Ver-
besserungsvorschläge unterbreiten. 

Orden und Auszeichnungen 
an Bürgerinnen und Bürger im Kreis verliehen 

2000 2001 2002 2003 2004 2005 

       
Verdienstkreuz 1.Klasse d. BRD 0 0 0 1 0 1 

Verdienstkreuz am Bande d. BRD 1 1 0 5 7 2 

Verdienstmedaille d. BRD 1 0 3 1 0 3 

Verdienstorden des Landes Rhld-Pfalz 2 1 2 1 1 0 
Verdienstmedaille des Landes Rhld-Pfalz 3 1 5 9 4 9 

Staatsmedaille des Landes 0 0 0 2 3 0 

Ehrennadel des Landes Rheinland-Pfalz 7 11 26 16 21 18 

Freiherr-vom-Stein-Plakette 0 3 0 0 3 0 

Staatl.Anerkennung f.Rettungstaten 
-Rettungsmedaille- 

1 0 1 0 1 0 

Wappenschild des Landes Rheinland-Pfalz 6 2 2 0 0 0 

Ehrenurkunde d.Landes Rhld-Pfalz f.Vereine 0 0 0 0 0 0 

Peter-Cornelius-Plakette 0 0 0 0 0 0 

Ernennung zum Sanitätsrat 0 0 0 0 0 0 

Ernennung zum Ökonomierat 1 0 0 0 0 0 

Ernennung zum Veterinärrat 1 0 0 0 0 0 

Ernennung zum Justizrat 0 0 1 0 0 0 

Ehrenurkunde des Landes für Arbeitnehmer 0 3 0 1 1 2 

Sportplakette des Bundespräsidenten 0 0 1 0 0 0 

Sächsischer Fluthelfer-Orden 0 0 0 0 8 0 

Neujahrsempfang d.Bundespräsidenten 0 0 0 1 0 0 

Empfang „Tag der Dt. Einheit“ 0 0 0 1 1 1 

Statistische Angaben aus der Abteilung Zentrale Dienste: 
Orden und Auszeichnungen, Zahl der Beschäftigten, Ausbildungsplätze/Ausbildungsberufe, Per-
sonalausgaben, Anzahl der Teilzeit- und Vollzeitbeschäftigung, Schwerbehindertenstatistik 

Wie auch in den Vorjahren wurde wieder eine Vielzahl von Bürgerinnen und Bürger für ihr herausra-
gendes Engagement im Dienste der Allgemeinheit geehrt und ausgezeichnet. Die Kreisverwaltung 
schlägt in Frage kommende Personen vor, bearbeitet von außen eingehende Anregungen für die 
staatliche Auszeichnung und leitet sie weiter. Ein mit der Ehrennadel des Landes Rheinland-Pfalz Aus-
zuzeichnender erhält diese durch den Landrat in einem würdigen Rahmen verliehen. 

Auszeichnung verdienter Bürgerinnen und Bürger 
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Verteilung der Ausbildungsplätze auf die verschiedenen Ausbildungs-
berufe (1) 

                      
Einstel-
lungs- 

gehobe-
ner mittlerer Verw.- Fachkraft Fachkraft Industrie- Bau- Kauffrau/ Fach- Gesamt 

jahr 
nicht-
techn. 

nicht-
techn. fachange- für für 

mechani-
ker 

zeichner/
in 

Fachan-
gest. 

informati-
ker   

  Dienst Dienst stellte/r Kreislauf- Abwas-     für Büro-     

        Abfall- technik     kommuni-     
      1991 
(2) 9 4 2         1   16 

1992 4 3 1         2   10 
1993 4 2 1             7 
1994 4 2 2             8 
1995 2 0 2             4 
1996 3 1 0 2           6 
1997 2 1 2       1     6 
1998 4 2 2             8 
1999 3 1 2 1         2 9 
2000 3 1 2     1 1     8 
2001 3 2 1           1 7 
2002 3 2 2     1     1 9 
2003 3 2 3   1 1   2   12 
2004 3 2 3         2 1 11 
2005 3 1 3     1   2 1 11 
2006 4 1 2   1     3   11 

Summe: 57 27 30 3 1 4 2 12 6 132 
(1) = nach Einstellungsjahrgang (Ausbildung dauert 2 - 
3,5 Jahre)      
(2) = einschl. (Gast)Ausbildung für Landkreis Eisenberg/
Thüringen      

Beschäftigte der KV: 
          

01.11.2001 01.02.2006 01.11.2005 01.11.2004 01.11.2003 01.11.2002 
Beamte 117 120 129 132 131 130 
Angestellte/Beschäftigte 296 298 260 260 253 245 
Angestellte (Zeitvertrag) 0 0 11 17 22 18 
Arbeiter (einschl. Zeit-
vertr.) 0 0 41 44 

47 
49 

Beschäftigte (Zeitvertrag) 19 17 0 0 0 0 
Summe Ang./Beschäftigte 315 315 312 321 322 312 
Beamtenanwärter 13 13 13 12 11 9 
Auszubildende 21 22 17 15 8 10 
ABM-Kräfte (incl. LKZ) 10 10 1 0 3 2 
Praktikanten 1 2 3 4 3 3 
§ 19 BSHG-Kräfte 0 0 1 0 1 5 
Zwischensumme: 477 482 476 484 479 471 
Beamte staatl. 10 10 10 10 10 9 
Angestellte staatl. 0 0 1 2 2 2 
Mitarbeiter Gesamt: 487 492 487 496 491 482 
Nachrichtlich:             
ErzU/SonderU 25 25 21 23 25 22 
ATZ in Freistellungsphase 13 14 7 2 0 0 
Geringfügig Beschäftigte 0 0 9 9 9 9 
(Zahl der Beschäftigten 
nach "Köpfen" = Voll-und 
Teilzeit)       



13 

 

  
Pe

rs
on

al
au

sg
ab

en
 (H

au
sh

al
ts

an
sä

tz
e)

2,6

2,7

2,7

2,7

2,8

2,8

2,9

3,4

11,9

12,8

13,5

13,8

14,0

14,4

14,6

14,8

15,1

15,6

2,
3

1,
2

0,
0

2,
0

4,
0

6,
0

8,
0

10
,0

12
,0

14
,0

16
,0

18
,0

20
,0

19
95

19
97

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

E
in

na
hm

en

A
us

ga
be

n

19
95

: K
om

m
un

al
is

ie
ru

ng
 s

ta
at

l. 
B

ed
ie

ns
te

te
 / 

 1
99

7:
 E

in
gl

ie
de

ru
ng

 G
es

un
dh

ei
ts

am
t

Al
le

 A
ng

ab
en

 s
in

d 
in

 M
io

. E
ur

o



14 

 

  
Anzahl der Teilzeit- und Vollzeitbeschäftigten in der K

reisverw
altung N

euw
ied

264

264

293

283

289

294

297

293

302

296

287

293 152

168

161

162

168

158

152

149

126

123

138

125

0 50

100

150

200

250

300

350

400

450

500

1995
1996

1997
1998

1999
2000

2001
2002

2003
2004

2005
2006

Beschäftigte

Teilzeit

V
ollzeit

ohne A
zubi/A

nw
ärter/Sonder-bzw

. Erziehungsurlaub;
incl. staatl. Personal (ab 1997 einschl.G

esundheitsam
t)

V
ergleich: allgem

ein = Deutschland 12,9 %
, Land RP 13,9 %

                  öD = Deutschland 24,8 %
, Land RP 26,4 %

, Kom
m

unen  RP 27,4 

33,8%

32,1

30,1%

33,0%

33,6%

34,1%

34,7%

36,4%

34,9%

35,2%

36,9%

34,2%



15 

 

  
Sc

hw
er

be
hi

nd
er

te
ns

ta
tis

tik
 d

er
 K

re
is

ve
rw

al
tu

ng
 N

eu
w

ie
d

25
25

26

22
22

19
19

20
19

21
21

20

17
18

20
20

25

22
22

23
23

23
23

20
20

20
20

19

051015202530

19
92

19
93

19
94

19
95

19
96

19
97

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

Ja
hr

Anzahl (jeweils Stand 30.06.)

Ta
ts
äc
hl
ic
he
 B
es
et
zu
ng

P
fl
ic
ht
pl
ät
ze

Ab
 2

00
1 

w
ur

de
 d

ur
ch

 N
ov

el
lie

ru
ng

 
de

s 
Sc

hw
er

be
hi

nd
er

te
n-

ge
se

tz
es

 
di

e 
Pf

lic
ht

qu
ot

e 
vo

n 
6 

au
f 5

 %
 



 
B

evölkerung 
Stand: 31.12.2005 
 

 
 

Fläche 
  B

evölkerung                  A
nzahl der 

 
 

 
km

2 
  insgesam

t 
                 G

em
einden 

 
 

 
 

 
 

 
 

Stadt N
euw

ied 
 

  86,5 
     66.409 

 
  1 

V
G

 A
sbach 

 
 

108,1 
     22.600 

 
  4 

V
G

 B
ad H

önningen 
 

  55,3 
     12.098 

 
  4 

V
G

 D
ierdorf 

 
 

  65,8 
     11.272 

 
  6 

V
G

 Linz a. R
hein 

 
  64,7 

     18.977 
 

  7 
V

G
 Puderbach 

 
  95,7 

     15.158 
 

16 
V

G
 R

engsdorf  
  75,0 

     16.598 
 

14 
V

G
 U

nkel 
 

 
  26,5 

     13.187 
 

  4 
V

G
 W

aldbreitbach 
 

  49,2 
       9.496 

 
  6 

 
 

 
 

 
 

 
 

Landkreis N
euw

ied  
 

626,8 
   185.835 

 
62 

 V
G

 = V
erbandsgem

einde 
 B

evölkerung nach A
ltersgruppen     2004 

B
evölkerungsentw

icklung / -prognose 
  

    unter 6 Jahren    =         5,6 %
 

 
 

  6 - 15      =      10,6 %
 

 
 

15 - 20      =        6,1 %
 

 
 

20 - 30      =      10,3 %
 

 
 

30 - 40      =      13,7 %
 

 
 

40 - 50      =      16,2 %
 

 
 

50 - 60      =      12,2 %
 

 
 

60 - 65      =        5,8 %
 

 
 

über 65     =      19,5 %
 

  
1939     =     110.096 

 
1950     =     121.265 

 
1961     =     134.684 

 
1970     =     148.202 

 
1980     =     154.919 

 
1990     =     163.576 

              2000     =     184.278 
              2002     =     185.465 
              2010     =     188.220 
 

   
W

ohnungen 
  

 
 

 
  K

reis 
 

davon 
 

 
 

                    insgesam
t 

          Stadt N
euw

ied 
 

 
 

 
 

 
 

 
W

ohngebäude B
estand 2004  

 
50.446 

                       16.422 
W

ohnungen B
estand 2004 

 
 

80.900 
                       31.689 

W
ohngebäude Zugang 2004  

 
     592 

 
    161 

W
ohnungen Zugang 2004 

 
 

     595 
 

    161 
     

Flächennutzung 
 Stand: 2004 
 N

utzungsart 
 

 
 

  km
2 

 
        %

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Landw

irtschaftsfläche 
 

 
214,5 

 
    34,2 

W
aldfläche 

 
 

 
283,2 

 
    45,2 

G
ebäude- u. Freifläche * 

 
 

  55,0 
 

      8,8 
V

erkehrsfläche 
 

 
  40,2 

 
      6,4 

W
asserfläche  

 
 

  12,9 
 

      2,1 
Erholungsfläche 

 
 

  12,2 
 

      1,9 
B

etriebsfläche  
 

 
    5,5 

 
      0,9 

andere N
utzung 

 
 

    3,3 
 

      0,5 
 Fläche insgesam

t 
 

 
626,8 km

2 
 * darunter: W

ohnfläche 29,9, G
ew

erbefläche 7,3 
 H

öchster Punkt über N
N

: der "M
eerberg" bei Linz/R

hein 
 

 
  448 m

 
Tiefster Punkt über N

N
: der R

hein bei R
heinbreitbach 

 
                an der K

reisgrenze  
 

 
    52 m

 
  G

eografischer M
ittelpunkt aller 25 EU

-Staaten: 
 

seit 1.5.2004: K
leinm

aischeid (V
G

 D
ierdorf) 

      

 
E

rw
erbstätigkeit 

 W
irtschaftsbereich 

 
A

rbeitsstätten  
B

eschäftigte 
 

 
 

         (A
rbeitsstättenzählung 1987) 

 
Land- u. Forstw

irtschaft 
 

         77 
 

      337 
Produzierendes G

ew
erbe 

 
    1.727 

 
 25.353 

   davon: verarb. G
ew

erbe 
 

    1.054 
 

 20.058 
D

ienstleistungen 
 

    5.322 
 

 33.440 
   davon: H

andel 
 

    1.912 
 

   8.489 
 

 
 

 
 

 
 

insgesam
t 

 
 

    7.126 
 

 59.130 
  V

erarbeitendes G
ew

erbe (20 und m
ehr B

eschäftigte) Septem
ber 2004 

  
 

 
A

rbeitsstätten  
B

eschäftigte 
insgesam

t 
 

 
       147 

 
 15.094 

 
 

davon 
N

ahrungs- und G
enußm

ittel  
         12 

 
      587 

Papier- und D
ruckgew

erbe 
 

         14 
 

   1.784 
chem

ische Industrie 
 

           9 
 

   1.451 
K

unststoffw
aren 

 
         17 

 
   2.154 

M
etallerzeugung 

 
         23 

 
   2.529 

M
aschinenbau  

 
         26 

 
   2.997 

G
erätebau 

 
 

         11 
 

      672 
  industrielle K

leinbetriebe (unter 20 B
eschäftigte) Septem

ber 2002 
  

 
 

A
rbeitsstätten  

B
eschäftigte 

insgesam
t 

 
 

       129 
 

    1.008 
 

davon 
Papier- und D

ruckgew
erbe 

 
         28 

 
      136 

M
etallerzeugung 

 
         23 

 
      127 

M
aschinenbau  

 
         21 

 
      143 

K
unststoffw

aren 
 

         16 
 

      293 
   

Sozialversicherungspflichtig B
eschäftigte 

Stand: 30.09.2004 
 

 
 

 
 

 
 

B
eschäftigte 

 
 

 
 

 
 

 
insgesam

t 
 

 
 

54.158 
     davon : M

änner 
 

 
30.469 

                 Frauen 
 

 
23.689 

     davon : Facharbeiter 
 

 
24.696 

                 A
ngestellte 

 
 

29.462 
 Entw

icklung jew
eils 30.09. 

 
 

1995 
= 

54.075 
 

 
1996 

= 
53.879 

 
 

1997 
= 

53.896 
 

 
1998 

= 
54.596 

 
 

1999 
= 

55.720 
 

 
2000 

= 
56.294 

 
 

2001 
= 

56.313 
 

 
2002 

= 
55.672 

 
 

2003 
= 

54.641 
 

 
2004 

= 
54.158 

 W
irtschaftsabteilung 

 
 

B
eschäftigte 

 
 

 
 

 
 

 
Land- u. Forstw

irtschaft 
 

 
     424 

Produzierendes G
ew

erbe 
 

 
23.640 

    davon : V
erarbeitung 

 
 

 
19.155 

                 B
augew

erbe 
 

 
 

  3.744 
 D

ienstleistungen 
 

 
30.094 

    davon : H
andel + V

erkehr  
 

 
10.549 

                 K
redit- u. 

                 V
ersicherungsgew

erbe 
 

 
  1.172 

                 G
ebietskörperschaften 

 
 

  2.445 
                 G

esundheitsw
esen  

 
 

  7.400 
                 G

astgew
erbe 

 
 

 
  1.095 

   

 
B

ruttow
ertschöpfung 

-ab 1998 nach ESV
G

 1995- 
  

 
 

 
 

A
nteil in %

 
W

irtschaftsbereich 
 

 
1990 

1998 
2002 

 
 

 
 

 
 

 
 

Land- u. Forstw
irtschaft 

 
 

  1,3 
  0,7 

  0,5 
Produzierendes G

ew
erbe 

 
 

49,0 
38,9 

38,4 
H

andel, V
erkehr,G

astgew
erbe 

 
11,5 

16,3 
16,1 

D
ienstleistungsunternehm

en  
 

25,6 
24,0 

24,9 
Ö

ffentliche u. private D
ienstleister 

 
12,6 

20,1 
20,1 

 
 

 
 

 
 

 
 

insgesam
t 3.911 M

io Euro  
  =  A

nteil am
 Landesw

ert 
=    4,3%

 
 

 
      je Erw

erbstätigen 
=    51.056 Euro 

  
H

andw
erksbetriebe 

Stand: 20.07.2004 
 1. H

andw
erksbetriebe nach A

nlage A
 H

w
O

   
 

 
1.796 

   - B
au- und A

usbaugew
erbe  

 
 

534 
   - Elektro- und M

etallgew
erbe 

 
 

668 
   - H

olzgew
erbe 

 
 

 
136 

   - B
ekleidungs-, Textil- und Ledergew

erbe  
 

  59 
   - N

ahrungsm
ittelgew

erbe 
 

 
 

125 
   - G

esundheits- u.K
örperpflege, chem

. u. R
einigungsgew

erbe 
239 

   - G
las-, Papier-, keram

isches u. sonstiges G
ew

erbe 
 

  35 
 2. H

andw
erksähnliche B

etriebe nach A
nlage B

 H
w

O
  

 
 

   405 
   -B

au- und A
usbaugew

erbe  
 

 
128 

   - M
etallgew

erbe 
 

 
 

  14 
   - H

olzgew
erbe 

 
 

 
129 

   - B
ekleidungs-, Textil- und Ledergew

erbe  
 

  58 
   - N

ahrungsm
ittelgew

erbe 
 

 
 

    6 
   - G

esundheits- u. K
örperpflege, chem

. u. R
einigungsgew

erbe 
  55 

   - sonstige G
ew

erbe 
 

 
 

  15 
 

 
 

 
 

 
 

 
H

andw
erksbetriebe insgesam

t 
 

 
 

2.201 
  

T
ourism

us 
  

 
 

   2004 
 

   2003 
   2002 

B
eherbergungsbetriebe 

 
       120 

 
       117 

       120 
B

ettenanzahl 
 

 
    4.838 

 
    4.726 

    4.907 
G

äste insgesam
t 

 
133.973 

 
129.993 

140.166 
Ü

bernachtungen 
 

307.830 
 

316.581 
331.618 

C
am

pingplätze 
 

         22 
 

         22 
         23 

G
äste 

 
 

  38.950 
 

  38.395 
  39.448 

Ü
bernachtungen 

 
320.523 

 
322.623 

332.604 
  

V
erkehr 

 Straßen : 
        B

undesautobahnen (A
3  K

öln  -  Frankfurt) 
 

 
  27  km

 
        A

61, A
48 via K

oblenz 
        B

undesstraßen 
 

 
 

 
  80  km

 
        Landesstraßen 

 
 

 
 

277  km
 

        K
reisstraßen 

 
 

 
 

314  km
 

        G
em

eindestraßen 
 

 
 

 
700  km

 
        davon : Stadt N

euw
ied 

 
 

 
 

196  km
 

 B
undesbahn (D

B
) : 

        K
öln  -  N

euw
ied  - K

oblenz  -  W
iesbaden  -  Frankfurt / M

. 
  W

asserstraße : 
        R

hein  ( 38,930  km
) 

 K
raftfahrzeuge im

 K
reis N

euw
ied  ( einschl. Stadt N

euw
ied ): 

        Zugelassene Fahrzeuge am
 01.01.2005  

 
 

133.765 
        davon : PK

W
 

 
 

 
 

111.100 
                      LK

W
 

 
 

 
 

    6.394 
                      K

rafträder 
 

 
 

 
  10.245 

                      O
m

nibusse 
 

 
 

 
       251 

                      Zugm
aschinen  

 
 

 
    4.245 

                      übrige Fahrzeuge 
 

 
 

    1.530 



17 

 

Sehr vielschichtig ist das Aufgabenspektrum der 
Abteilung Recht, Kommunalaufsicht und Bußgel-
der; unmittelbare Sachzusammenhänge zwi-
schen den einzelnen Sparten sind eher selten. 
 Die Kommunalaufsicht hat nach der Gemein-
deordnung Rheinland-Pfalz ( § 117) sicherzustel-
len, dass die Gemeinden und Städte des  Land-
kreises ihre Verwaltungen im Einklang mit dem 
geltenden Recht führen. Allerdings soll diese 
Rechtsaufsicht so erfolgen, dass Entschlusskraft 
und Verantwortungsfreude der Gemeindeorgane 
(Bürgermeister, Räte) gefördert und nicht etwa 
beeinträchtigt werden. 
 Die Beratung steht im Vordergrund, nicht der 
erhobene Zeigefinger. Allerdings gibt es speziel-
le Genehmigungspflichten, vordringlich in der 
Haushaltswirtschaft der Gemeinden. Insbeson-
dere sind hier die aufzunehmenden Darlehen bei 
den jährlich zu beschließenden Haushaltssatzun-
gen zu nennen. 
 Zu den Zuschussanträgen der Orts- und Ver-
bandsgemeinden müssen sog. kommunalauf-
sichtliche Stellungnahmen abgegeben werden, 
d.h., es muss bestätigt werden, dass die An-
tragsteller in der Lage sind, ihren Eigenanteil und 
die Folgekosten zu finanzieren.  
Die weiterhin schwierige Haushaltssituation der 
Kommunen ist aus der Tabelle „Entwicklung der 
Haushaltsdaten (Ansätze) der Gemeinden und 
Verbandsgemeinden im Landkreis Neuwied 
(ohne Stadt Neuwied)“ (Anlage 1) ersichtlich   
  
Ein weiterer Schwerpunkt des Kommunalrefera-
tes liegt in der Organisation und Durchführung 
aller Wahlen auf Kreisebene. 
Im Jahre 2005 fand am 18. September nach vo-
rausgegangener Auflösung des 15. Deutschen 
Bundestages durch den Bundespräsidenten die 
vorgezogene Bundestagswahl statt. 
Der bei der Kreisverwaltung Neuwied angesie-
delten Kreiswahlleitung für den Wahlkreis 199 
oblag dabei die Abwicklung der Wahl für die Be-
reiche der Landkreise Altenkirchen und Neuwied. 
Das Wahlergebnis im Landkreis Neuwied (nach 

Zweitstimmen)  ist aus der Anlage 2 ersichtlich 
(s. dazu auch Beitrag: Vorgezogene Bundes-
tagswahl 2005). 
  
Weitere Tätigkeitsfelder des Kommunalreferates 
liegen in der Aufsicht über Zweckverbände, der 
Bearbeitung und Bescheidung von Aufsichts- 
und Dienstaufsichtsbeschwerden von Bürgern 
und Ratsmitgliedern, der Prüfung und Weiterlei-
tung von Anträgen der Kommunen auf Landes-
zuweisungen aus dem Ausgleichsstock, der Ab-
hilfe von Rechtsverletzungen, die bei Prüfungen 
festgestellt wurden, der Genehmigung von Wap-
pen und Flaggen der Kommunen,  und in der 
Vorhaltung von Statistiken. 
  
   
Das Rechtsreferat hat allgemeine juristische 
Aufgaben. Ein Arbeitsschwerpunkt sind die Wi-
derspruchsverfahren, bei denen unterschiedliche 
Auffassungen zwischen Bürgern und Verwaltun-
gen in vorangegangenen Verwaltungsentschei-
dungen über abgelehnte Bauanträge oder Sozi-
alhilfeanträge, Gebühren und Beiträge, auslän-
derrechtliche Maßnahmen, behördlich angeord-
nete Ordnungsmaßnahmen (z. B. Hundehaltung, 
Abschleppmaßnahmen für Pkw) und vieles mehr 
behandelt werden. Durchschnittlich werden 
mehr als 50 % der  433 Streitfälle im Jahr 
2005 vor dem Kreisrechtsausschuss als Wi-
derspruchsbehörde durch Vergleich, Rück-
nahme oder Abhilfe des Widerspruches, ein-
vernehmlich beigelegt. Diese Zahl unterstreicht 
die erhebliche Befriedungsfunktion und damit 
Bedeutung des Kreisrechtsausschusses (vgl. 
dazu Tabelle „Verfahrensstatistik 2004 und 
2005“, (Anlagen 4a/b/c/d). 
Sofern sich der Rechtsstreit aber vor der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit fortsetzt, haben die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des Rechtsreferates 
die Aufgabe der Prozessvertretung des Landkrei-
ses zu übernehmen. Hier gilt dann wie bei der 
Tätigkeit des Rechtsanwaltes das Erfolgsprinzip, 
allerdings sind auch vor den Richtern als Geset-

 

Abteilung Recht, Kommunalaufsicht und Bußgelder 
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zeshüter gütliche Einigungen unter den Beteilig-
ten möglich und auch gar nicht selten. 
Aber auch der Landkreis hat eigene berechtigte 
Forderungen und Ansprüche gegen Dritte (z. B. 
Erfüllungsansprüche gegen Vertragspartner, auf 
Schadenersatz usw.) oder gar gegen staatliche 
Hoheitsträger (andere Behörden), die er vor den 
Zivilgerichten oder Verwaltungsgerichten im 
Streitfalle geltend machen kann. Auch diese Tä-
tigkeit gehört zu den Aufgaben des Rechtsrefera-
tes (s. dazu Beiträge: 
- Kein Surfen auf dem „Kann-See“, 
- Sofortrechtsschutz in Vergabeverfahren, 
- Vereinfachungs- und Kostensenkungs- 
  potenziale bei Zustellungen). 
 
Die Bußgeldstelle vollzieht das Ordnungswidrig-
keitengesetz, sie hat damit ausschließlich ord-
nungspolizeiliche Aufgaben zu erledigen.  
Diese sind aber nicht weniger wichtig als andere 
Tätigkeiten in der Verwaltung. Die präventive 
Wirkung der Festsetzung von Bußgeldern bei 
Gesetzesverstößen auf den nicht immer 
rechtstreuen Bürger ist keinesfalls zu unterschät-
zen. 
So wäre beispielsweise die Zahl der Verkehrsun-
fälle mit Sicherheit noch weitaus höher, wenn 
nicht die Bußgeldstellen über Verwarn- und Buß-
gelder sowie über Fahrverbote spürbare Sanktio-
nen für die Verkehrsregeln mißachtenden Ver-
kehrsteilnehmer bereit halten würden. 
Dabei soll ein Nebeneffekt nicht unerwähnt blei-
ben. Die Ahndung der 24.638 Ordnungswidrig-
keiten in 2005 führt zu spürbaren Einnahmen für 
den Kreishaushalt in der Größenordnung von im 
Jahre 2005  1.475.050,-- € (Anlagen 3a/b). 
Außerhalb des Straßenverkehrs, der bei 24.067 
Fällen in 2005 über 90 % aller Bußgeldfälle aus-
macht, sehen nahezu alle Einzelgesetze, die 
eine staatliche Überwachung bestimmter Tätig-
keiten und Handlungen der Bürger vorschreiben, 
eine Ahndung für den Fall der Nichtbeachtung 
von zwingenden Vorschriften über Bußgelder vor 
(Anlage 3 c). 
Der Bogen spannt sich über Verstöße gegen die 
Handwerksordnung, das Verbot der Schwarzar-
beit oder des Schwarzbaus, der Tierhaltung und 
im Gewerberecht bis hin zum Lebensmittelrecht. 
Beim letzteren handelt es sich um eine Sparte, 

bei der bei Nichteinhaltung der Vorschriften die 
Gesundheit vieler Bürgerinnen und Bürger be-
troffen sein kann und damit um einen Bereich, 
für den allgemein ein umfassender staatlicher 
Schutz als äußerst wichtig angesehen wird. 
Die Tätigkeit der Bußgeldstelle erfordert eine 
enge Zusammenarbeit mit der Verwaltungs- aber 
auch Vollzugspolizei, etwa bei Geschwindigkeits- 
und Abstandsmessungen auf der Autobahn. 
  
   
Vorgezogene Bundestagswahl 2005 
  
Nachdem der Bundespräsident auf Vorschlag 
des Bundeskanzlers den 15. Deutschen Bundes-
tag gemäß Artikel 68 des Grundgesetzes (GG) 
am 21. Juli 2005 aufgelöst hatte, ordnete er 
gleichzeitig gemäß § 16 des Bundeswahlgeset-
zes (BWG) an, dass die Wahl zum 16. Deut-
schen Bundestag am 18. September 2005 statt-
findet. 
  
Das Bundesministerium des Innern und für Sport 
hatte daraufhin nach § 52 Abs. 3 BWG verord-
net, dass in einzelnen Bestimmungen des Bun-
deswahlgesetzes festgelegte Fristen für die Wahl 
zum 16. Deutschen Bundestag abgekürzt wer-
den. 
  
Der Terminkalender für die Vorbereitung und 
Durchführung der Wahl zum 16. Deutschen Bun-
destag war somit deutlich verkürzt. 
 
Die mit der Abwicklung der mit der Bundestags-
wahl zusammenhängenden Aufgaben, die durch 
die Kreisverwaltung Neuwied für den auch den 
Landkreis Altenkirchen umfassenden Wahlkreis 
199 wahrgenommen wurden, waren daher mit 
besonderen Schwierigkeiten verbunden. 
 
Dies wirkte sich insbesondere auf den Druck und 
die Auslieferung der Stimmzettel aus, da viele 
Wahlberechtigte bereits zu einem Zeitpunkt die 
Übersendung der Briefwahlunterlagen beantrag-
ten, bevor die Stimmzettel an die Verbandsge-
meinden bzw. die Stadtverwaltung Neuwied und 
die Kreisverwaltung Altenkirchen  ausgehändigt 
werden konnten.  
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Letztlich konnte die Bundestagswahl ordnungs-
gemäß abgewickelt werden. Auch die Ergebnis-
se der  Briefwahl in unserem Hause wurden oh-
ne Beanstandungen ausgezählt.  
Insgesamt sorgten zahlreiche Wahlhelferinnen 
und Wahlhelfer in den beiden Landkreisen für 
eine zügige und reibungslose Auszählung der 
Wählerstimmen, so dass das zusammengefasste 
vorläufige Wahlergebnis am Wahlabend an die 
Landeswahlleitung beim Statistischen Lan-
desamt gemeldet werden konnte. 
  
Nach dem Wahltag informierte die Kreisverwal-
tung Altenkirchen die Kreiswahlleitung darüber, 
dass insgesamt 779 Wahlbriefe mit dem Post-
stempel 12.09.05 erst am Tage nach der Wahl 
durch die örtliche Post ausgehändigt worden 
seien. 
Da dieser Vorfall keine wahlrechtlichen Auswir-
kungen hatte, da die zu spät zugestellten Wahl-
briefe aufgrund ihrer Ungültigkeit nicht mehr in 
das Wahlergebnis einbezogen werden durften, 
bestätigte der Kreiswahlausschuss in seiner Sit-
zung am 19.08.2005 das festgestellte endgültige 
Wahlkreisergebnis. 
  
Der der Staatsanwaltschaft gemeldete Vorfall 
führte zu einem bisher noch nicht abgeschlosse-
nen strafrechtlichen Ermittlungsverfahren (Stand 
April 2006). 
Darüber hinaus wurde durch einen Bürger des 
Wahlkreises beim Deutschen Bundestag Ein-
spruch erhoben. Auch hierzu liegt eine Entschei-
dung bisher noch nicht vor. 
  
   
Außergewöhnliches Rechtsverfahren und 
seine Folgen „Kann-See“ 
  
Jahrelang war es der Surf-Abteilung des Volley-
ballclubs Neuwied 77 behördlich gestattet, auf 
dem Kann-See in Engers, einem durch Kies- und 
Bimsabbau entstandenen künstlichen Gewässer, 
zu surfen. Diese Nutzung kollidiert jedoch mit der 
Ausweisung eines Wasserschutzgebietes. Nach 
der Wasserschutzgebietsverordnung ist in der 
Zone, in der der Kann-See liegt, der Badebetrieb 
an offen gelegten Gewässern verboten. Dies 
veranlasste den Landkreis Neuwied als Untere 

Wasserbehörde, das Surfen auf dem Kann-See 
zu verbieten, da der Surfsport dem Badebetrieb 
im Sinne der Verordnung unterfalle. 
Der Streitfall landete vor dem Koblenzer Ober-
verwaltungsgericht aufgrund einer vom VCN 77 
erhobenen Feststellungsklage. 
Das OVG bestätigte im Ergebnis die Entschei-
dung der Kreisverwaltung Neuwied. Nebenbe-
stimmungen in den seinerzeitigen wasserbehörd-
lichen Genehmigungen zum Kiesabbau würden 
jede Freizeitnutzung auf dem Gewässer verbie-
ten, so urteilten die Koblenzer Richter. Allerdings 
stelle das Surfen keinen Badebetrieb im Sinne 
der Verordnung dar, sondern begriffstechnisch 
das Befahren des Gewässers mit Kleinfahrzeu-
gen ohne Maschinenantrieb. Wegen der aber 
fortwirkenden wasserbehördlichen Genehmigung 
mit dem Ausschluss der Freizeitnutzung kam es 
auf diese Rechtsfrage nicht entscheidend an. 
In der Folgewirkung dieses Urteils hat die SGD 
Nord als Obere Wasserbehörde dann „Nägel mit 
Köpfen gemacht“ und die Eigentümerin des Ge-
ländes, die Firma Kann KG, dazu verpflichtet, 
den 50 ha großen See vollständig abzuschotten. 
Zu diesem Zweck wurden Zugänge durch Begra-
digungen der Böschungen und durch Bauschutt 
versperrt. Diese Maßnahme rief bei etlichen Bür-
gern Missfallen hervor, da sie die Wege zu und 
an dem See allzu gerne für Spaziergänge nutz-
ten. 
In der Abwägung aller berechtigten Interessen 
hat aber letztlich der Trinkwasserschutz in dem 
größten und wichtigsten zusammenhängenden 
Wasserschutzgebiet im nördlichen Rheinland-
Pfalz Vorrang vor den Nutzungsinteressen ein-
zelner. 
 
Sofortrechtsschutz in  
Vergabeverfahren 
   
Erhebliches Aufsehen erregt hat eine Entschei-
dung des Oberverwaltungsgerichtes Rheinland-
Pfalz im Mai 2005 Jahres zum Vergabeverfahren 
nach der „Vergabe– und Vertragsordnung für 
Bauleistungen (VOB/A)“. Das Gericht hat bei 
Auftragsvergaben unterhalb so genannter 
„Schwellenwerte“ von derzeit 5 Mio. € bei Bau-
leistungen nach dem Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen (GWB) die Gewährung 
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unmittelbaren Rechtsschutzes über die Verwal-
tungsgerichtsbarkeit zugestanden.  
Für sich im Vergabeverfahren benachteiligt füh-
lende Bieter bedeutet dies, dass sie aufgrund der 
öffentlich-rechtlichen Vergaberichtlinien einen 
einklagbaren Anspruch darauf haben, dass öf-
fentliche Aufträge nach den Regeln des Wettbe-
werbs vergeben werden und dass Unternehmen 
nicht diskriminiert werden dürfen. 
Der Rechtsschutz wird in solchen Fällen über 
eine einstweilige Anordnung nach § 123 der Ver-
waltungsgerichtsordnung durch das Verwal-
tungsgericht sichergestellt. Voraussetzung für 
eine entsprechende Sicherungsanordnung ist, 
dass neben dem Bestehen eines Rechtes oder 
Rechtsverhältnisses dessen Verwirklichung ver-
eitelt oder wesentlich erschwert werden könnte. 
Im Landkreis Neuwied hat bislang ein Bieter in 
einem Vergabeverfahren den vorläufigen 
Rechtsschutz für sich beansprucht, in dem kon-
kreten Falle aber ohne Erfolg. 
Der Vorteil dieser Verfahrensweise liegt darin, 
dass sich zu Unrecht übergangene Bieter nicht 
auf den Weg des Schadenersatzes verweisen 
lassen müssen, sondern ihren Anspruch unmit-
telbar durchsetzen können. 
Kritiker der OVG-Rechtsprechung fürchten eine 
Verzögerung in Vergabeverfahren und damit der 
Wirtschaft abträgliche Investitionsstaus. Aller-
dings beweist die Entwicklung in Österreich bei 
in etwa gleicher Rechtslage, dass bei beschleu-
nigter Abwicklung im vorläufigen Rechtsschutz 
Nachteile für die Wirtschaft nicht entstehen müs-
sen. 
  
   
Vereinfachungs- und Kostensenkungspoten-
ziale bei Zustellungen 
  
  
„Amtliche Schreiben“ wurden in der Vergangen-
heit stets mittels Postzustellungsurkunde zuge-
stellt. Dieses Verfahren ist für die Verwaltungs-
behörde arbeits- als auch kostenintensiv. 
  
Durch das weitere Vordringen elektronischer Ü-
bermittlungsmöglichkeiten und die Schaffung der 
rechtlichen Grundlage im Verwaltungszustel-
lungsgesetz ist es mittlerweile möglich, an einen 

großen Adressatenkreis, wie z.B. Behörde, Kör-
perschaften, Rechtsanwälte, Patentanwälte, No-
tare, Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Wirt-
schaftsprüfer, Steuerberatungsgesellschaften 
usw. Bescheide per Fax gegen Empfangsbe-
kenntnis zuzustellen. 
  
Hierdurch tritt in einer Vielzahl von Fällen eine 
Vereinfachung, Beschleunigung und Kostensen-
kung hinsichtlich der Zustellung ein. Bei den 
Kosten wird beispielhaft darauf verwiesen, dass 
diese bei einer Zustellung mittels Postzustel-
lungsurkunde 5,60 Euro betragen und sich bei 
einer Zustellung mittels Fax gegen Empfangsbe-
kenntnis auf ca. 0,03 Euro pro Seite belaufen.  
  
Auf Vorschlag des Rechtsreferates erfolgen nun-
mehr durch alle Abteilungen Zustellungen an den 
möglichen Adressatenkreis per Fax gegen Emp-
fangsbekenntnis. 
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Anlage 3a 
 
Bußgeldstelle – Einnahmen und 
Fälle insgesamt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage 3b 
 
Bußgeldstelle – Anzahl der Fälle  
 
 
 

 
 

 
* Aufschlüsselung, s. nachfolgende Seite 

 

 Bußgelder, 
Verwarnungsgelder, 
Gebühren 

Fälle 

 in Tsd. EUR  

1996 720,91 10.537 

1997 671,57 11.374 

1998 727,11 12.576 

1999 784,96 15.517 

2000 818,05 14.627 

2001 672.05 13.497 
2002 819.96  14.982 

2003 1.124.21 20.372 

2004 1.422.60 21.400 

2005 1.475.05 24.638 

allgemeine Ordnungswidrigkeiten Fälle 2005 2004 2003 2002 

Bußgeldbescheide 376 505 394 447 

Verwarnungsgelder (wirksam)  31  66  37  59 

Einstellungen (darin enthalten) 164 288 183 379 

Gesamtanzahl der Fälle 571* 859 614 885 

Verkehrsordnungswidrigkeiten Fälle 2005 2004 2003 2002 

Bußgeldbescheide 13.943 10.047 13.586  8.918 

Verwarnungsgelder (wirksam)  6.144  6.676  2.451  2.857 

Einstellungen (darin enthalten)  3.980  3.818  3.721  2.322 

Gesamtanzahl der Fälle 24.067 20.541 19.758 14.097 
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  Rechtsbereich in 2005 bearbeitete Fälle zum Soll gestellt  
( BG+Kosten ) 

Abfallbeseitigungsgesetz (AB ) 98 4.028,80 € 
Arbeitszeitgesetz (AZ) 2    431,20 € 
Ausländerrecht (AG) 52 5.534,60 € 
AsylverfahrensG ( AS ) 21 2.249,50 € 
BundeserziehungsG (BE ) 3    256,80 € 
BundesnaturschutzG (BN) ---     --- 
BerufsVO Kraftfahrer ( BO ) ---     --- 
BundesausbildungsförderungsG ( BG ) 5 1.102,40 € 

Bundesfernstrassengesetz (BS) ---      --- 
BundesimmissionsschutzG (BI) ---      --- 
Bundesjagdgesetz (BJ)                      1    275,60 € 
Bienenseuchenverordnung (BV) ---      --- 
EWG VO (EG ) ---      --- 
Fahrlehrergesetz (FL) ---      --- 
Fahrpersonalgesetz (FP) 14     804,20 € 
Gaststättengesetz (GG) ---      --- 
Gefahrgutgesetz (GB) 10 1.646,10 € 
Gefahrgutverordnung (GS) 21 3.682,80 € 
Gewerbeordnung (GO) 2 2.630,60 € 
Güterkraftverkehrdgesetz (GÜ) 1 2.656,85 € 
Handwerksordnung (HW) 3    881,80 € 
Hundessteuergesetz (HS) ---       --- 
Jugendschutzgesetz (JG ) 15   1.781,-- € 
KatastrophenschutzG (KS) ---       --- 
Landesbauordnung (LB) 55 25.776,30 € 
Landesfischereigesetz (LF) 6      506,80 € 
Landesjagdgesetz (LJ) ---      --- 
Landespflegegesetz (LP ) 3      226,80 € 
Landesstrassengesetz (LS) 6      477,40 € 
Landeswassergesetz (LW) 8      530,60 € 
Lärmschutzverordnung (LÄ) 5      --- 
Lebensmittelrecht (LM) 17   4.092,19 € 
LandesimmissionsschutzG (LI ) 14      397,40 € 
Makler-und Bauträgerverordnung (MB) ---     --- 

Ordnungswidrigkeitengesetz (OW) 20   1.728,40 € 
 

Personenbeförderungsgesetz (PB) 2      275,60 € 

Preisangabenverordnung (PR) ---       --- 
Sammlungsgesetz (SL ) 1      325,60 € 
Schulgesetz (SG ) 94 12.990,55 € 
Sonn-und Feiertagsgesetz (SF) ---      --- 
Schwarzarbeit (SW ) 6   1.065,60 € 
Sprengstoffgesetz (SP ) 5      201,20 € 
Tierseuchengesetz (TE ) 14   2.888,80 € 
Tierschutzgesetz (TS ) 10   1.452,60 € 
Trinkwasserschutzgesetz (TW ) 3         70,-- € 
Trinkwasserverordnung (TV ) 2      425,60 € 
Unlauterer Wettbewerb (UW ) ---      --- 
Unterhaltssicherungsgesetz (US) ---      --- 
Unterhaltsvorschussgesetz (UV) 29   5.895,-- € 
Viehverkehrsordnung (VK ) 19   3.886,75 € 
Waffengesetz ( WG ) 2      426,20 € 
Wasserhaushaltsgesetz (WH) 2      656,20 € 
   
Gesamt: 571 92.257,84 € 

Anlage 3c 

Allgemeine Ordnungswidrigkeiten: 
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  Anlage 4a 
 
Verfahrens-Statistik 2004 nach Widerspruchsgegnern und Verhandlungsgegenständen 
 
Verbandsgemeinden 
Stadt Neuwied 
Landkreis Neuwied 

Gesamtanzahl 
eingegangener 
Widersprüche 

Kommunales 
Abgabenrecht

Baurecht 
Umweltrecht
Wasserrecht

Sozialhilferecht 
Jugendhilferecht 
Asylbewerber- 
leistungsrecht 
und sonstiges 

Ausländerrecht
Abfallrecht 
Polizeirecht 
und sonstiges 

      
Asbach 62 47 11 2 2 
Bad Hönningen 12 -- -- 12 -- 
Dierdorf 43 36 -- 6 1 
Linz 53 14 2 27 10 
Puderbach 49 31 6 8 4 
Rengsdorf 10 1 -- 7 2 
Unkel 27 21 -- 4 2 
Waldbreitbach 14 12 -- 2 -- 
Stadt Neuwied 50 -- -- 50 -- 
Landkreis              
Neuwied 

170 6 28 48 88 

      
Gesamtzahl 490 168 47 166 109 
 
Anlage 4b 
Verfahrens-Statistik 2005 nach Widerspruchsgegnern und Verhandlungsgegenständen 
 
Verbandsgemeinden 
Stadt Neuwied 
Landkreis Neuwied 

Gesamtanzahl 
eingegangener 
Widersprüche 

Kommunales 
Abgabenrecht 

Baurecht 
Umweltrecht 
Wasserrecht 

Sozialhilferecht 
Jugendhilferecht 
Asylbewerber- 
leistungsrecht 
und sonstiges 

Ausländerrecht
Abfallrecht 
Polizeirecht 
und sonstiges 

      
Asbach 42 28 10 3 1 
Bad Hönningen  3  1 -- 1 1 
Dierdorf 45 41 -- 2 2 
Linz 37 27 1 5 4 
Puderbach  7 3 3 1 -- 
Rengsdorf 11 7 1 -- 3 
Unkel 25 13 3 5 4 
Waldbreitbach  7 2 2 2 1 
Stadt Neuwied 18 -- -- 18 -- 
Landkreis              
Neuwied 

143 -- 40 36 67 

Gesamtzahl 338 122 60 73 83 
*) Die Stadt Neuwied verfügt darüber hinaus über einen eigenen Stadtrechtsausschuss 

Widerspruchsverfahren 
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  Anlage 4d 
Differenzierung in 2005 behandelter Widerspruchsverfahren nach 
Sachgebieten 

 
Gesamtzahl Kommunales 

Abgabenrecht
 
 
Sachb. 1 

Baurecht 
Umweltrecht
Wasserrecht
 
Sachb. 2 

Sozialrecht 
Jugendhilferecht 
u. sonstiges 
 
Sachb. 3 
 

Polizeirecht 
Ausländerrecht
Abfallrecht u. 
sonstiges 
Sachb. 4 

433 165 57 117 94 
Rücknahmen, Abhilfen, 
Vergleiche  

    

302 132 37 71 62 
Widerspruchsbescheide     
131 33 20 46 32 
davon Stattgabe     
4 2 2 - - 
davon Zurückweisung     
127 31 18 46 32 
 
 

    

Nachrichtlich: Sachb. 1 Sachb. 2 Sachb. 3 Sachb. 4 
abgeschl. 
Klageverfahren 
(VG,L80,AG,LG) 

    

51 12 11 21 7 
allgemeine 
Rechtsangelegenheiten 

    

91 31 23 29 8 
 
VG = Verwaltungsgerichtsverfahren, L80 = Eilverfahren,  
AG/LG = Amts- bzw. Landgerichtsverfahren. 

 Anlage 4c 
  

Entwicklung der Widerspruchsverfahren  
  

   2003   2004   2005  
  

Eingegangene Widersprüche 467 490 338 
       
Behandelt 436 532 433 
       
Rücknahmen, Abhilfen, Verglei-
che 

311 348 302 

       
Widerspruchsbescheide 125 184 131 
       
davon Stattgabe   4   3   4 
       
davon Zurückweisung 121 181 127 
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Der Kreisverwaltung obliegen wichtige 
staatliche Ordnungsfunktionen als untere 
Behörde der allgemeinen Landesverwal-
tung, als Auftragsverwaltung und im 
Rahmen der kommunalen Selbstverwal-
tung. Schwerpunkte des Aufgabenspekt-
rums zeigen bereits  die  Bezeichnungen 
der einzelnen Referate der Abteilung  
„Sicherheit, Ordnung und Verkehr“ auf, 
und zwar: 
• Ordnungs- und Ausländerwesen 
• Personenstands- und Staatsange- 
         hörigkeitsrecht 
• Brand- und Katastrophenschutz 
• Straßenverkehr, Kfz-Zulassung 
 
 
 
Ausländerwesen 
 
Am 01.01.2005  trat das neue Zuwanderungsge-
setz in Kraft. Neben einer grundlegenden Novel-
lierung des Ausländerrechts umfasst das Zuwan-
derungsgesetz eine Neufassung des Freizügig-
keitsgesetzes von Unionsbürgern, Änderungen 
des Asylverfahrens- und Asylbewerberleistungs-
gesetzes sowie einer Vielzahl weiterer Gesetze. 
Zentrales Element des Zuwanderungsgesetzes 
ist das Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbs-
tätigkeit und die Integration von Ausländern im 
Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz). 
Es bringt gegenüber dem bisherigen Ausländer-
recht zahlreiche Veränderungen mit sich, indem 
es unterschiedliche Aspekte von der Arbeitsmig-
ration und den humanitären Aufenthaltsrechten 
über die Integration bis hin zu Sicherheitsfragen 
in einem Gesetzeswerk zusammenführt. Ziele 
der neuen Regelungen sind: 

 

• Erleichterung der Zuwanderung zum Zwecke 
der Erwerbstätigkeit, 

• Verbesserung der Steuerung und Begren-
zung des Zuzugs von Ausländern, 

• Verbesserung der Integration sich dauerhaft 
aufhaltender Ausländer, 

• Vereinfachung des Ausländerrechts und des 
Aufenthalts von Unionsbürgern, 

• Straffung  und Beschleunigung des Asylver-
fahrens, 

• Entgegenwirken gegen den Missbrauch von 
Asylverfahren. 

Dies soll u.a. durch folgende Strukturen erreicht 
werden: 
• Reduzierung der Aufenthaltstitel auf zwei. 

Das bisher notwendigen Verfahren beim Ar-
beitsamt  und bei der Ausländerbehörde wird 
zu einem Verfahren zusammengeführt und 
durch ein internes Zustimmungsverfahren 
ersetzt. 
Die Arbeitsgenehmigung wird mit der Aufent-
haltserlaubnis erteilt.  

• Spezielle Vorschriften, die den Aufenthalt für 
humanitäre Härtefälle regeln. 

• Durchführung von Integrationskursen.  
Ausländer, die sich dauerhaft im Bundesge-
biet aufhalten und erstmals eine Aufenthalts-
erlaubnis beantragen, sind u.U. berechtigt, 
einen Kurs zu besuchen. 
Zur Teilnahme an einem Integrationskurs 
können Ausländer verpflichtet werden, wenn 
sie berechtigt sind, sich dauerhaft im Bun-
desgebiet aufzuhalten und sich nicht auf ein-
fache Art und Weise  in deutscher Sprache 
mündlich zu verständigen. 
Daneben können Bestandsausländer, die 
keinen Teilnahmeanspruch besitzen, im 
Rahmen verfügbarer Kursplätze zur Teilnah-
me zugelassen werden. 

In 2005  wurden  175 berechtigte Ausländer und 
Bestandsausländer  zur Teilnahme an einem 
Kurs zugelassen. Im gleichen Zeitraum wurden 
13 Ausländer verpflichtet, einen Kurs zu besu-
chen. 

 

Sicherheit, Ordnung und Verkehr
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Handwerkswesen 
Durch die Liberalisierung des Handwerksrechts 
und den Anstieg des Wechsels in die Selbstän-
digkeit war die Zahl der Anträge auf Erteilung 
einer Ausnahmebewilligung zur Eintragung in die 
Handwerksrolle ohne Meisterprüfung, insbeson-
dere für Teilbereiche eines Handwerks, bis 2002 
stark angestiegen und hatte sich 2003 in etwa 
auf diesem Niveau eingependelt (siehe Statistik). 
Auch in 2004 hatte sich die Zahl nicht wesentlich 
geändert. Es kann daher davon ausgegangen 
werden, dass sich das zum 1.1.2004 in Kraft ge-
tretene Gesetz zur Änderung der Handwerksord-
nung und anderer handwerksrechtlicher Vor-
schriften nicht weiter auf die Ausnahmepraxis 
ausgewirkt hat. 
Mit der Gesetzesänderung wurde der Meister-
zwang auf 41 zulassungspflichtige Handwerke 
beschränkt. Alle übrigen 53 Handwerke sind zu-
lassungsfrei. Bis auf wenige Ausnahmen 
(Schornsteinfeger, Augenoptiker, Hörgeräteakus-

tiker, Orthopädietechniker, Orthopädieschuhma-
cher und Zahntechniker) können sich erfahrene 
Gesellen in Zukunft auch in den zulassungs-
pflichtigen Handwerken selbständig machen, 
wenn sie sechs Jahre praktische Tätigkeit in dem 
Handwerk vorweisen können, davon vier Jahre 
in leitender Position (Altgesellenregelung nach § 
7 b der Handwerksordnung). 
Mit der vierten Änderung  der Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung über Zu-
ständigkeiten nach der Handwerksordnung und 
dem Schwarzarbeiterbekämpfungsgesetz vom 
21.07.2005 wurden aufgrund der Ermächtigung 
des § 124 b Handwerksordnung die bisher bei 
den Kreisverwaltungen und Stadtverwaltungen 
der kreisfreien Städte liegenden Zuständigkeiten 
für die Erteilung von Ausübungsberechtigungen 
nach § 7a HwO und die Erteilung von Ausnah-
mebewilligungen nach §§ 8 und 9 Abs. 1 HwO 
zum 1.10.2005  auf die Handwerkskammern ü-
bertragen. 

 

Stich- 
tag 

Aus-
länder 

einschl. 
Asylbew. 

  
Nationalitäten  

(stärkste Gruppen) 

  
Asylbewerber *)2 

    Türkei Serbien/  
Montenegro 
*)1 

 Italien  Polen Spanien  Übrige neu zuge-
wiesen 

  
Bestand 

31.12.87 6.735 2.092 817 948 147 377 2.354 186 373
31.12.93 10.640 2.830 1.956 1.003 438 308 4.105 590 2.033
31.12.94 11.466 3.014 2.073 996 440 306 4.637 548 2.315
31.12.95 12.482 3.231 2.255 1.022 486 295 5.193 629 2.239
31.12.96 13.058 3.325 2.271 1.035 502 305 5.620 302 1.785
31.12.97 13.552 3.572 2.255 1.041 489 297 5.898 250 1.361
31.12.98 13.653 3.658 2.311 1.026 484 287 5.887 265 1.109
31.12.99 13.880 3.581 2.379 1.016 511 271 6.122 220 1.013
31.12.00 13.570 3.557 2.115 1.005 518 266 6.109 224 932
31.12.01 13.159 3.469 1.929 1.011 519 258 5.973 234 326
31.12.02 13.104 3.457 2.006 985 540 255 5.861 220 286
31.12.03 12.833 3.431 1.548 980 522 247 6.105 145 166
31.12.04 12.725 3.436 1.485 968 544 237 6.055 55 116

31.12.05 *) 12.704 3.376 1.435 951 593 235 6.144 48 20

*) Einschl. rd. 500 Duldungsinhaber (mit Abschiebehindernissen), die sich im Landkreis Neuwied aufhielten
*)1 früher Jugoslawien, seit 02/04 Serbien/Montenegro 
*)2 Asylbewerber, deren Asylverfahren noch nicht rechtskräftig abgeschlossen sind 

 

 Aufgaben der Ausländerbehörde 
 

1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 

Aufenthaltsgenehmigungen*1 4.160 2.581 2.970 3.585 2.452 2.582 2.821 2.941 3.143
Verpflichtungserklärungen*2 4.344 2.829 2.171 1.702 2.014 2.359 2.177 2.126 1.889
Internationale Reiseausweise    350    395    451 513 685 611 433 312 276
Ausweisungen      20      23      20 16 26 56 49 15 23
Abschiebungen      23      26      26 38 68 73 93 72 73

*1 Terminologie nach dem Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes zum 1.1.2005: Aufenthaltstitel. 
     Dazu gehören Visum, (befristete) Aufenthaltserlaubnisse und (unbefristete) Niederlassungserlaubnisse. 
*2 Verpflichtung zur Sicherstellung des Lebensunterhaltes für zum Besuch einreisende Ausländer.  



29 

 

 

 

  1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 bis 30.09.2005 
Ausübungsberechtigungen 9 1 3 1 1 5 2 2 6 0 
Ausnahmebewilligungen 16 20 17 29 16 31 52 47 42 21 

Ausübungsberechtigungen: Wer bereits mit einem Handwerk in die Handwerksrolle eingetragen ist, erhält eine 
Ausübungsberechtigung für ein anderes Gewerbe, wenn er die erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten nachgewiesen 
hat. 
Ausnahmebewilligung: Wenn die Ablegung der Meisterprüfung unzumutbar ist und die notwendigen Kenntnisse und 
Fertigkeiten für die selbständige Ausübung des zu betreibenden Handwerks nachgewiesen sind, wird eine Bewilligung zur 
Eintragung in die Handwerksrolle erteilt. 

Waffenwesen 
 
Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen mit
dem PTB-Zulassungszeichen können ab dem 18.
Lebensjahr frei erworben werden. Der Besitz
dieser Waffen ist erlaubnisfrei. 
 
Für das Führen dieser Waffen außerhalb der
Wohnung wird jedoch der Kleine Waffenschein-
benötigt. 
Seit dessen Einführung zum 1.04.2003 wurden
im Landkreis Neuwied  443 Kleine
Waffenscheine- ausgestellt. 
Diese verteilen sich wie folgt: 
 

2003 2004 2005 

291 91 61 

Staatsangehörigkeitswesen 
 
War in den letzten Jahren ein stetiger Anstieg 
der Anträge auf Einbürgerung zu verzeichnen - 
so auch von 2000 auf 2001 um ca. 90% -, nahm  
in  2002 erstmals die Zahl der Anträge ab. Dieser 
Trend hat sich auch in 2004/05 leicht fortgesetzt,  
allerdings mit dem Nebeneffekt, dass aufgrund 
der häufig geänderten Einbürgerungsmodalitäten 
bei den einzelnen Nationen und verstärkt zuneh-
mender Beachtung ausländischen Rechts für 
weniger Anträge gleich viel bzw. zum Teil mehr 
Zeit aufgewandt werden muss als vorher.         
Am stärksten vertreten bei der Einbürgerung wa-
ren wiederum Staatsangehörige der Türkei und 
von Serbien-Montenegro  
 

Einbürgerungen 2000 2001 2002 2003 2004 2005 

Regeleinbürgerungen 
§ 10 StAG (ab 01.01.2005) 

130 335 190   217 165 149 

Mit Deutschen verheiratete Ausländer 
§ 9 StAG 

38 54 47     23 30 39 

Ermessenseinbürgerungen; 
Ausl. Flüchtlinge, Jüdische Emigranten 

37 30 25       8 6 6 

Vor dem 01.01.2000 geborene Kinder 
unter 10 Jahren 
§ 40 b StAG (ab 01.01.2000) 

24 26 -       - - - 

Wiedergutmachungseinbürgerungen 
Art. 116 (2) GG 

- - -       - - - 

Heimatlose Ausländer 
§ 21 HAG 

- 1 -       1 - - 

Erklärungen nach § 5 StAG (ab 1.7.98) 4 - -       - - - 

insgesamt 233 446 262   249 201 194 

Die einzelnen Nationenanteile können den folgenden Diagrammen entnommen werden. 
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  Anteil der Nationen an Einbürgerungsverfahren 2005 
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Nach Inkrafttreten des  

Lebenspartnerschaftsgesetzes 
bestand anfänglich ein starkes Interesse, jedoch 
ist die Nachfrage an der Begründung einer Le-
benspartnerschaft zum Ende 2002 zurückgegan-
gen. 

 
 
Dieser Trend hat sich insofern fortgesetzt, dass 
in den Jahren 2003 bis 2005 die gleiche Anzahl 
von Lebenspartnerschaften begründet wurden. 
(siehe Statistik). 

Beurkundung von Lebenspartnerschaften 

 2001 2002 2003 2004 2005 
Lebenspartnerschaften 4 9 4 4 4 

davon männlich 4 6 2 3 1 

           weiblich - 3 2 1 3 

Verlust der deutschen Staatsangehö-
rigkeit durch Wiedererwerb der türki-
schen Staatsangehörigkeit 
 
Nach der bis zum 31.12.1999 geltenden 
„Inlandsklausel“ in § 25 Abs. 1 RuStAG, jetzt 
StAG, konnte ein Deutscher nur bei ständigem 
Aufenthalt im Ausland bei freiwilligem Erwerb 
einer fremden Staatsangehörigkeit die deutsche 
Staatsangehörigkeit automatisch kraft Gesetzes 
verlieren. Für einen in Deutschland lebenden 
Deutschen war somit die Annahme einer ande-
ren Staatsangehörigkeit ebenso wie die Wieder-
annahme seiner früheren Staatsangehörigkeit 
folgenlos möglich. 
 
Nach der Streichung der „Inlandsklausel“ ab dem 
01.01.2000 tritt jedoch der Verlust der deutschen 
Staatsangehörigkeit nunmehr auch bei Inlands-
wohnsitz kraft Gesetzes ein, ohne dass es dabei 
auf die Kenntnis des Betroffenen oder der deut-
schen Behörden ankommt. 
Insbesondere Eingebürgerte türkischer Herkunft 
haben von der Möglichkeit des Wiedererwerbs 
der türkischen Staatsangehörigkeit vielfach 
Gebrauch gemacht und damit automatisch die 
deutsche Staatsangehörigkeit wieder verloren. 
Nach Ausführungen der Bundesregierung (vgl. 
BT-Drs. 15/5006, S. 3) hat die türkische Regie-
rung die Zahl der wieder eingebürgerten deut-
schen Staatsangehörigen türkischer Herkunft mit 
rund 50.000 beziffert. 
 

Deutschen Behörden wurde der Verlust der deut-
schen Staatsangehörigkeit überwiegend nicht 
bekannt. Betroffene waren deshalb im Meldere-
gister weiter als deutsche Staatsangehörige ein-
getragen. Solche Personen wurden von den Ge-
meinden in Unkenntnis des Staatsangehörig-
keitsverlustes in das Wählerverzeichnis aufge-
nommen und konnten an allgemeinen Wahlen 
teilnehmen, obwohl ihr Wahlrecht weggefallen 
war. 
 
Zur Ermittlung der in Rheinland-Pfalz lebenden 
Betroffenen, die wegen des Wiedererwerbs der 
türkischen Staatsangehörigkeit die deutsche 
Staatsangehörigkeit verloren haben, mussten im 
Mai 2005 aufgrund der (archivierten) Einbürge-
rungsunterlagen alle Personen, die – beginnend 
mit dem Jahr 1999 – unter Aufgabe der türki-
schen Staatsangehörigkeit eingebürgert wurden, 
erfasst werden. 
 
Die Daten wurden in Listen zusammengestellt 
und den einzelnen Meldebehörden zur Überprü-
fung des Melderegisters übermittelt. Konkret 
wurden für den Kreis Neuwied 321 Personen 
überprüft, von denen 28 die deutsche Staatsan-
gehörigkeit kraft Gesetzes verloren hatten. 
In diesen Fällen waren dann die Einbürgerungs-
urkunden sowie die deutschen Ausweispapiere 
einzuziehen, das Melderegister entsprechend zu 
berichtigen und die Betroffenen wieder der aus-
länderrechtlichen Behandlung zuzuführen. 
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Führerscheinstelle 
 
ImBereich der Führerscheinstelle haben sich im 
Jahre 2005 durch entsprechende gesetzliche 
Neuregelungen folgende zusätzliche Aufgaben 
ergeben. 
Ausgabe von Fahrer-, Werkstatt- und Unter-
nehmenskarten 
Ab 02. Juli 2005 müssen bestimmte Neufahrzeu-
ge, die der Güter- oder Personenbeförderung 
dienen mit einen sog. digitalen Kontrollgerät zur 
Kontrolle der Lenkzeiten, Lenkunterbrechungen 
und Ruhezeiten ausgestattet sein. Zum Betrieb 
dieser Kontrollgeräte sieht die entsprechende 
Verordnung die Ausgabe folgender vier unter-
schiedlicher Karten vor: Fahrer-, Werkstatt-, Un-
ternehmens- und Kontrollkarten. Die Zuständig-
keit für die Erteilung der Fahrer-, Werkstatt- und 
Unternehmenskarten wurde durch entsprechen-
de Landesverordnung den Kreis- bzw. Stadtver-
waltungen übertragen. Da hierbei zum Teil auf 
bereits vorhandene Daten des Fahrerlaubnisre-
gisters zurückgegriffen werden kann, wird die 
Aufgabe zweckmäßigerweise durch die Führer-
scheinstellen wahrgenommen. Zur Zeit hält sich 
der Arbeitsaufwand noch in Grenzen, weil die 
Ausstattung mit dem digitalen Kontrollgerät nur 
für Neufahrzeuge vorgeschrieben ist, während in 
Fahrzeugen, die sich bereits im Verkehr befin-
den, nach wie vor die bisher vorgeschriebenen 
Fahrtenschreiber bzw. EG-Kontollgeräte verwen-
det werden dürfen. Bis zum 31.12.2005 wurden 
insgesamt 49 Fahrerkarten und 5 Unterneh-
menskarten beantragt. Anträge auf Werkstattkar-
ten lagen bzw. liegen bisher nicht vor. Da sich 
die Zahl der in Betrieb kommenden Neufahrzeu-
ge mit zunehmender Zeit erhöhen wird, wird da-
mit zwangsläufig auch die Anzahl der auszuge-
benden Karten ansteigen.  
 
Begleitetes Fahren ab 17 Jahren 
Ab dem 01.12.2005 ist es aufgrund der Landes-
verordnung über die Erprobung des „Begleiteten 
Fahrens ab 17 Jahre“ vom 22. November 2005 
auch in Rheinland-Pfalz möglich, bereits mit 17 
Jahren die Fahrerlaubnis der Klassen B und BE 
zu erwerben und in Begleitung von mindestens 
einer namentlich benannten Person, die be-
stimmte persönliche Voraussetzungen erfüllen 
muss, am Straßenverkehr teilzunehmen. Der 

mäßige Einfluss einer solchen Begleitperson und 
die in deren Beisein zusätzlich erworbene Fahr-
praxis lassen nach Auffassung des Gesetzge-
bers einen Rückgang des Unfallrisikos bei jun-
gen Fahranfängerinnen und Fahranfängern er-
warten. Im Vorgriff auf diese neue Regelung 
durften bereits ab 01.10.2005 entsprechende 
Anträge bei der Führerscheinstelle entgegen 
genommen werden. Bis zum 31.12.2005 wurden 
bereits 120 Anträge im Rahmen dieser Neurege-
lung registriert. Da im Einzelfall auch mehrere 
Begleitpersonen angegeben werden dürfen, 
mussten zur Bearbeitung dieser 120 Anträge 
insgesamt 251 Begleitpersonen überprüft wer-
den. Zur Zeit führt diese neu eröffnete Möglich-
keit zu einem einmaligen zusätzlichen Aufwand. 
Dieser wird sich jedoch dadurch wieder ausglei-
chen, dass der gleiche Personenkreis bei Vollen-
dung des 18. Lebensjahres natürlich nicht mehr 
unter den Führerscheinbewerbern „auftauchen“ 
wird. Ob die Erwartungen des Gesetzgebers hin-
sichtlich der Erhöhung der Verkehrssicherheit bei 
jungen Fahranfängern letztendlich erfüllen wer-
den, wird sich erst bei Auswertung der entspre-
chenden Ergebnisse der wissenschaftlichen Be-
gleitung des Modellversuches zeigen. 
Unberührt von der Neuregelung bleiben die Fäl-
le, in denen Ausnahmegenehmigungen zur vor-
zeitigen Erteilung einer Fahrerlaubnis vor Errei-
chen des gesetzlichen vorgeschriebenen Min-
destalters beantragt werden, weil beispielsweise 
der Schul- oder Ausbildungsort nicht mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln erreichbar oder deren Be-
nutzung nicht zumutbar ist und andere Mitfahr-
möglichkeiten oder das Anmieten eines Zimmers 
am Schul- bzw. Ausbildungsort nicht infrage 
kommen. Aufgrund der strengen Vorgaben des 
Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirt-
schaft und Weinbau Rheinland-Pfalz ging die 
Anzahl dieser Fälle im Zeitraum von 2002 bis 
2004 landesweit auf insgesamt 147 zurück. Die 
Tatsache, dass von diesen 147 Personen im 
gleichen Zeitraum 89 in Unfälle mit Personen-
schäden verwickelt und davon wiederum 87 
Hauptverursacher dieser Unfälle waren, unter-
streicht einerseits die Notwendigkeit einer restrik-
tiven Handhabung bei der Erteilung solcher Aus-
nahmegenehmigungen, wenngleich andererseits 
in vielen Fällen die Gründe für solche Anträge 
durchaus nachvollziehbar und begründet er-
scheinen.  
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geschäft“ bedingte. Dank des besonderen Ein-
satzes zweier Kolleginnen der Hauptstelle und je 
einer Kollegin von den Außenstellen, die als Mul-
tiplikatoren fungierten, und aufgrund der intensi-
ven Einsatzbereitschaft aller, erfolgte die Umstel-
lung trotz anfangs noch zahlreicher ungelöster 
oder neu auftretender Probleme relativ reibungs-
los und ohne für die Bürgerinnen und Bürger 
unzumutbare Wartezeiten. 
Die Zahl der Neu- und Wiederzulassungen ist 
gegen über den Vorjahren (2002, 2003 und 
2004) erneut angestiegen. Dagegen ging die 
Zahl der Zwangsstilllegungen durch die Ver-
bandsgemeindeverwaltungen erfreulicherweise 
um 211 zurück.  (Die genauen Zahlen sind der 
nachstehenden Aufstellung zu entnehmen). 

 

*) für 1999 liegen durch Umstellung auf neues DV-System  keine Fallzahlen vor 

Fahrerlaubnisse 
(ohne Stadt Neuwied) 

1996 1997 1998 2000 2001 2002 2003 2004 2005 

FS-Ersterteilung 1.665 1.477 1.737 1.548 1.520 1.526 1.470 1.660 1.722 

FS-Erweiterung 774 744 721 713 426 464 392 435 411 

Ersterteilung Fahrgast- 
beförderung 

127 125 141 31 77 45 42 64 142 

Verlängerung Fahrgast- 
beförderung 

188 204 261 55 119 12 14 92 170 

Ersatzführerscheine 501 593 531 576 605 522 570 533 486 

Internationale Führerscheine 355 348 331 354 496 256 279 269 304 

Wiedererteilungen 236 214 232 228 204 185 205 186 201 

Umtausch EG-Kartenscheine       2.138 5.347 2061 1.986 1.943 1.951 

Im Bereich der Kfz.-Zulassungsstelle 
wurden durch die 38. Verordnung zur Änderung 
straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 24. 
September 2004 verschiedene EG-Richtlinien 
über Zulassungsdokumente für Fahrzeuge in 
deutsches Recht umgesetzt. Die Verordnung ist 
am 01. Oktober 2005 in Kraft getreten. Aufgrund 
dieser neuen gesetzlichen Regelung traten an 
die Stelle der bisherigen Fahrzeugscheine und 
Fahrzeugbriefe nunmehr die Zulassungsbeschei-
nigungen Teil I und Teil II. Allein die Umstellung 
des EDV-Programms auf diese neuen Dokumen-
te verursachte einen erheblichen technischen 
Aufwand, der zwangsläufig eine intensive Schu-
lung des bei der Zulassungsstelle beschäftigen 
Personals sowie ein intensives Üben mit dem 
neuen Programm neben dem „normalen Tages-

1) lt. Angaben des Kraftfahrt-Bundesamtes 
2) Durch die Vergabe einer einheitlichen StBA-Nr. beim Kraftfahrtbundesamt sind nur noch An-
gaben über den Gesamtbestand möglich 

Kfz-Bestand 1) 
  

1998 1999 2000 2) 20012) 2002²) 2003²) 2004²) 2005²) 

Landkreis 
(bis 1999 ohne Stadt Neuwied) 

78.376 80.164 125.835  128.804 130.828 132.412 133.765  

PKW 64.966 66.213 104.874 106.956 108.676 110.083 111.100  

LKW 3.577 3.637 6.372 6.658 6.585 6.439 6.394  
Krafträder 5.518 5.983 8.962 9.480 9.756 9.976 10.245  

Zugmaschinen 3.213 3.219 3.959 4.014 4.098 4.168 4.245  

Busse 204 217 254 245 250 244 251  

sonstige 898 895 1.414 1.451 1.463 1.502 1.530  

nachrichtl.: 
Kfz-Bestand der Stadt Neuwied 
(gesamt) 

  
40.662 

  
41.091 

  
---  

 
--- 

 
--- 

   

134.189 
 

113.235 
 

    6.330 
 

  10.441 
 

   4.333 
 

      252 
 

   1.548 
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Katastrophenschutzeinheiten des 
Landkreises Neuwied hielten 
Rückblick auf 11 Jahre Einsatz 
 
Die stets gestiegene Anzahl schwerer Unfälle mit 
zahlreichen Verletzten hatten in den 90iger Jah-
ren zu der Erkenntnis geführt, dass die Effektivi-
tät der Hilfeleistungseinrichtungen verbessert 
werden musste. In einem hochindustrialisierten 
Land wie der Bundesrepublik wurde es immer 
wichtiger, ein entsprechendes Hilfsinstrumentari-
um zu schaffen, das die Lücke zwischen Auslas-
tung der Rettungsdienstkapazität  und noch nicht 
überschrittener Katastrophenschwelle schnell 
und wirkungsvoll schließen könnte. 
Auch die soziale und seelische Betreuung unver-
letzter Personen und ggf. weitergehender Maß-
nahmen – Verpflegung, vorübergehende Unter-
bringung – musste durch gezielten Einsatz von 
Helfern sichergestellt werden, damit auch diese 
Personen, oft weitab vom Heimatort, eine erste 
Betreuung und Versorgung erfahren. Um diese 
Personen kann sich der Rettungsdienst nicht 
kümmern, weil er eine andere vordringlichere 
Aufgabe - die Erhaltung der Vitalfunktionen Be-
troffener - hat. 
Viele Vorbereitungen waren in jahrelanger Arbeit 
zu treffen, bis die Voraussetzungen für ein neues 
Konzept geschaffen waren, ein Konzept, das die 
Vorhaltung von einer Leitenden Notarztgruppe 
und einer Schnelleinsatzgruppe mit eine Grup-
pe Organisatorischer Leiter vorsah. 

Start der Gruppe „Leitende Notärzte“ (LNA)  
im Landkreis Neuwied 
Am 18.05.1994 war es dann soweit: 
3 Fachärzte für Anästhesiologie und Intensivme-
dizin erhielten von Landrat Kaul ihre Urkunden 
als Leitende Notärzte (LNA). 
Noch im gleichen Jahr wurde eine zusätzliche 
Ärztin als Ltd. Notärztin berufen, die dann kurze 
Zeit später auch die Leitung der Gruppe „LNA“ 
übernahm. 
Jedes Mitglied der Gruppe wurde mit einem 
Dienstausweis, e iner Schutzkleidung 
(Rettungsjacke, Overall, Feuerwehrhelm, Ar-
beitshandschuhe und Schutzstiefel), einem 
Funkmeldeempfänger bzw. Cityruf und einem 
Handsprechfunkgerät (2 m Band) ausgestattet. 
Ein blinkendes Dachschild mit der Aufschrift 
„Leitender Notarzt“ vervollständigte die Ausrüs-
tung. 
Der Einsatz der Ltd. Notärzte erfolgt nach Maß-
gabe der Rettungsleitstelle oder des Einsatzlei-
ters vor Ort bei einem Schadensereignis mit ei-
ner größeren Anzahl von Verletzten und umfasst 
die Koordination und Leitung der fachgerechten 
medizinischen Versorgung, der richtigen Aus-
wahl des Transportmittels, der Bestimmung der 
entsprechenden Zielkliniken sowie des medizini-
schen Hilfseinsatzes unterhalb der Katastro-
phenschwelle. Der LNA besitzt Weisungsbefug-
nis gegenüber dem im Einsatz befindlichen me-
dizinischen Personals und ist wichtiger Berater 
des Einsatzleiters. 

 

Fallzahlen -Kfz-Zulassungs 
wesen (ohne Stadt Neuwied) 

1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 

Neuzulassungen 5.792 5.825 6.124 5.281 5.321 5.124 4.852 5.035 5.175 

Wiederzulassungen 4.262 2.237 2.064 3.759 4.013 3.226 3.252 3.067 3.573 

Umschreibungen              

-innerhalb des Landkreises 4.903 5.093 5.196 5.021 4.851 4.793 4.535 4.283 4.174 

- von außerhalb  
mit Halterwechsel 

  
9.706 

  
10.020 

  
10.419 

  
10.093 

 
10.115 

 
10.091 

 
10.098 

 
9.844 

 
10.046 

ohne Halterwechsel 1.628 1.569 1.553 1.583 1.655 1.493 1.491 1.502 1.297 

Stillegungen 12.227 11.643 12.134 11.635 11.579 10.459 10.727 10.689 10.993 

Davon Zwangsstilllegungen 
über VG-Verwaltungen 

1.397 1.584 1.671 1.231 1.688 1.900 1.762 1.709 1.498 

Löschungen 725 1.164 1.364 923 885 627 522 482 427 
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Alles Nähere wurde in der Dienstanweisung für 
die Leitende Notarztgruppe des Landkreises 
Neuwied geregelt. 
 
Start der Schnelleinsatzgruppe (SEG) und der 
Gruppe „Organisatorischer Leiter“ (OL) 
 
Eine Woche später wurde dann die Schnell-
einsatzgruppe in Dienst gestellt. Eine  32-köpfige 
Gruppe – bestehend aus Mitgliedern des Deut-
schen Roten Kreuzes, des Malteser Hilfsdienstes 
und der Johanniter Unfallhilfe – übernahm unter 
der Gesamtleitung des DRK damit die Aufgabe,  
im Rahmen des Sanitätsdienstes die Rettung 
von Menschen bei Großschadensfällen zu 
verbessern. 
Aufgrund der damals zur Verfügung stehenden 9 
Krankentransportwagen war die SEG in der La-
ge, insgesamt bis zu 15 Verletzte zusätzlich zum 
übrigen Rettungsdienst in die entsprechenden 
Versorgungseinrichtungen zu transportieren. 
Darüber hinaus wurde der SEG ein  sogenannter 
Arzttruppwagen übergeben, der mit zusätzlichen 
medizinischen Geräten ausgestattet war 
Gleichzeitig  wurden vier besonders qualifizierten 
Mitarbeitern des DRK die Urkunde zum Organi-
satorischen Leiter (OL) ausgehändigt.  
Der Organisatorische Leiter unterstützt den LNA, 
mit dem er zusammen bereits alarmiert wird und 
stellt die Verbindung mit der Rettungsleitstelle 
und allen anderen Einsatzkräften sowie mit an-
deren Führungsstellen her. Auch die OL wurden 
vergleichbar mit den LNA mit Dienstausweis so-
wie notwendiger Bekleidung und  Technik ausge-
rüstet. Für sie gilt die „Dienstanweisung für die 
Schnelleinsatzgruppe und die Gruppe Organisa-
torische Leiter des Landkreises Neuwied“  
Alle Helfer dieser 3 Gruppen verrichten ihren 
Dienst ehrenamtlich. Die Ltd. Notärzte und 
die Orga-Leiter erhalten für ihre persönlichen 
Auslagen eine Aufwandsentschädigung. 
 
Entwicklung in den folgenden Jahren und 
heutiger Stand 
 
LNA und OL 
Die Gruppen LNA und OL wurden auf jeweils 6 
Personen aufgestockt. Diese wurden am 
1.12.2005 nach der Novellierung des Brand- und 

Katastrophenschutzgesetzes des Landes Rhein-
land-Pfalz (LBKG) zu Ehrenbeamten des Land-
kreises ernannt.  
Der Gesetzgeber hat  damit der besonderen Be-
deutung der LNA und OL in der überörtlichen 
Gefahrenabwehr Rechnung getragen. Personelle 
Verstärkung der Katastrophenschutzgruppen  
und rechtliche Aufwertung der wichtigen ehren-
amtlichen Tätigkeit bringen ein weiteres Stück 
Sicherheit und werden sicherlich dazu beitragen, 
auch künftig mit  Motivation und großem Enga-
gement die schwierigen Aufgaben zu meistern. 
Die Einsatzkleidung wurde im Jahre 2005 durch 
notwendige Bekleidung für  die Teilnahme an 
Veranstaltungen, Schulungen usw. komplettiert. 
 
SEG 
Die SEG-Komponenten im Landkreis Neuwied 
umfassen eine Sanitäts-, Betreuungs- und Ver-
pflegungsdiensteinheit mit insgesamt 6 Gruppen 
in  Dierdorf, Linz, Rengsdorf und Neuwied, in 
denen heute insgesamt 32 Fahrzeuge eingesetzt 
werden. Die Zahl der Helfer ist von 32 auf mittler-
weile  90 Helfer angewachsen.  
Mit diesen und dem auf 32 Fahrzeuge ange-
wachsenen Fahrzeugbestand ist die SEG heute 
in der Lage, 40 Verletzte zu transportieren  und 
150 Personen zu versorgen bzw.  zu betreuen 
(bei kurzfristigen Evakuierungen sogar bis zu 
500 Personen) 
Alle Helfer wurden im Jahre 2001 mit neuer 
Einsatzkleidung (Jacke, Rückenschild, Warnwes-
te, Namensschild, Hose, Koppel, Helme, Winter-
pullover, Arbeitshandschuhe und Sicherheitsstie-
fel) ausgerüstet.  
Der bei der Aufstellung der Gruppe in Betrieb 
genommene sog. Arzttruppwagen wurde im Jah-
re 2004 durch ein neues Materialträgerfahrzeug 
ersetzt.  
 
Einsätze 
 
Seit Bestehen wurden Mitglieder der vorgenann-
ten Gruppen zu insgesamt 38 Einsatzstellen ge-
rufen, also im Durchschnitt rd.  3 – 4 mal im Jahr. 
Nachstehende Aufstellung gibt einen Überblick 
über die häufigsten Schadensfälle: 
Die Aufteilung der Einsätze auf die Jahre bzw. 
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auf die verschiedenen Regionen ist aus den bei-
gefügten Aufstellungen und Grafiken zu ersehen. 
Hinter den nüchternen Zahlen verbergen sich 

viele Einzelschicksale und oft sehr großes per-
sönliches Leid. Manche schlimmen Ereignisse 
konnten durch den Einsatz der Ltd. Notärzte, der 
Organisatorischen Leiter und der Helfer der 
Schnelleinsatzgruppe in vielfältiger Weise positiv 
beeinflusst werden, manches weitere Leid konn-
te verhindert werden. 
(Siehe Excel-Grafik auf der nächsten Seite) 
 
Neuer Betreuungs-Lastkraftwagen für SEG 
 
Am 8. September 2005 wurde der SEG (Standort 
Ortsverein Rengsdorf) ein IVECO Magirus, Typ 
Eurocargo Tector 75E15 mit Aufbauten der Fir-
ma Achleitner offiziell übergeben. 
Es handelt sich dabei um einen  Betreuungs-
LKW,  der im Rahmen eines Beschaf-
fungsprogrammes des Bundes, das bis zum Jah-
re 2014  umgesetzt werden soll, dem Landkreis 
Neuwied zugeteilt wurde. Damit hat der Land-
kreis  vom Bund von den insgesamt 32 Fahrzeu-
gen der SEG  12 im Rahmen seines Zivil-
schutzprogrammes erhalten. Für 2 alte ausge-
sonderte Fahrzeuge wird noch auf die Ersatzbe-
schaffung durch den Bund gewartet. 
Das neue Fahrzeug ist seiner Funktion entspre-
chend  mit der notwendigen Ausstattung verse-
hen (wie z.B. Sprechfunkgerät,  umfangreiche 
Werkzeugkästen,   Stromerzeuger 5 KVA, Kü-
chenzelt, Trinkwasserbehälter, Wasserversor-
gungssatz – wird nachgeliefert -,  Transportbe-
hälter und vieles andere mehr) und dient als 
Transportmittel für den vorhandenen Feldkoch-
herd. 
Die vom Bund bereitgestellten Fahrzeuge stehen 
im Eigentum des Landkreises. Kosten der War-

tung und Pflege obliegen dem Bund. Die übrigen 
Fahrzeuge bis auf einen vom Landkreis Neuwied 
finanzierten Gerätewagen werden von den Sani-
tätseinheiten selbst unterhalten. Ebenso sorgen 
DRK und MHD  für eine ordnungsmäßige Aus- 
und Fortbildung der SEG-Mitglieder. 
Das neue Fahrzeug ist eine wertvolle Ergänzung 
des Fahrzeugbestandes der  SEG-
Verpflegungsgruppe und hilft den Schnelleinsatz-
kräften, noch besser ihre schwierige Aufgabe zu 
meistern. 
Mit Stolz kann heute auf schlagkräftige und – wie 
schon viele Einsätze und Übungen gezeigt ha-
ben – gut geschulte und den Problemen voll ge-
wachsene Einsatzgruppen geschaut werden.  
Die Sanitätsorganisationen und alle Helfer haben 
einen ganz besonderen Dank für ihren Einsatz 
und ihre Arbeit verdient.  
 
Neues Messfahrzeug für den Gefahrstoffzug  
 
Um die Ausrüstung für die überörtliche Gefah-
renabwehr funktionsfähig zu erhalten und dar-
über hinaus auch zu verbessern, hat der Land-
kreis Neuwied für seinen Gefahrstoffzug / Teil-
einheit Neuwied ein neues Messtruppfahrzeug 
Gefahrstoff (MefG)  erworben.  
Das neue Fahrzeug wurde durch Landrat Rainer 
Kaul am 12. Juli 2005 offiziell der Feuerwehr der 
Stadt Neuwied  übergeben. 
Bei diesem Fahrzeug, das das alte Messfahr-
zeug (Baujahr 1986 ) ablöste,  handelt sich um 
ein Allradfahrzeug von Mercedes-Benz 313 CDI 
Sprinter 129 PS/95 KV Dieselmotor mit einem 
Leergewicht von 2,215 t und einem zulässigen 
Gesamtgewicht von 3,5 t. 
Insgesamt wurden für das Fahrzeug rd. 76.000 € 
zuzüglich  8.000 € für zusätzlich notwendige Be-
ladung aufgewendet. Ein großer Teil der Bela-
dung des alten Messfahrzeuges konnte für das 
neue Fahrzeug übernommen werden; der Ge-
samtwert der Ausrüstung (alt und neu) liegt jetzt 
bei ca. 30.000€ . Das Land Rheinland-Pfalz be-
teiligte sich an diesen Gesamtkosten mit einem 
Zuschuss von 21.400 €. 
Mit dem neuen Messfahrzeug können umfangrei-
che Messaufgaben bei Störfällen mit radioakti-
ven Stoffen und mit gefährlichen Stoffen und 
Gütern durchgeführt werden. Gefahrenpunkte 

Anzahl Schadensart 
16 Brände 
13 Verkehrsunfälle 
2 Gasunfälle / geplatzte Neonröhre 
2 Betreuungen 
2 Bombenfund u. Evakuierungen 
1 Bombenalarm 
1 Vermisstensuche 
1 Familiendrama 
38 insgesamt 
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sind die Autobahn, Bundes- und Landesstraßen, 
die Bahn an der Rheinschiene, die Rheinschiff-
fahrt sowie Firmen, die gefährliche Stoffe lagern 
und/oder verarbeiten. 
Aufgrund der zugelassenen höheren Gesamtbe-
ladung konnte die Ausrüstung erweitert und sinn-

voll ergänzt werden, insbesondere im Bereich 
Fernmelde-, Mess- und Prüfgeräte sowie der 
persönlichen Schutzausrüstung der Besatzung. 
Damit ist der Gefahrstoffzug des Landkreises 
Neuwied nun für Schadensfälle besser gerüstet. 
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Die Sozialabteilung ist zuständig für die Bearbei-
tung sozialer Hilfeanträge nach dem Sozialge-
setzbuch XII und anderer Sozialgesetze, soweit 
die Aufgaben nicht auf die Stadt Neuwied und 
die Verbandsgemeindeverwaltungen übertragen 
wurden oder vom Landesamt für Soziales, Ju-
gend und Versorgung bearbeitet werden. Die 
wesentlichen Aufgaben ergeben sich aus der 
Grafik in Abb. 1 - Zuschussbedarf Sozialhilfe, 
die zugleich Auskunft über die finanzielle Dimen-
sion der einzelnen Aufgabenblöcke gibt. 
Mit knapp über 70% erreichte der Anteil der Aus-
gaben des Einzelplanes 4 (Soziales und Jugend) 
zunächst in den Jahren 1995 und 1996 einen 
Höchststand. Die Quote sank dann in den letzten 
Jahren – auf Grund der Einführung der Pflege-
versicherung sowie stagnierenden Ausgaben für 
die Hilfe zum Lebensunterhalt auf rd. 66,2% in 
2002. Seit 2003 ist die Quote jedoch wieder stei-
gend und wird 2006 voraussichtlich 70,7% betra-
gen. 
 
Ursächlich sind in erster Linie ein stetiger An-
stieg im Bereich der stationären Hilfen 
(Eingliederungshilfe und Hilfe zur Pflege), die 
Leistungen nach dem Grundsicherungsgesetz 
als auch die finanziellen Auswirkungen des Vier-
ten Gesetzes für moderne Dienstleitungen am 
Arbeitsmarkt („Hartz IV“) als Folge der anhaltend 
schlechten Lage auf dem Arbeitsmarkt. Der Zu-
schussbedarf im Einzelplan 4 wird in 2006 rd. 
63,9 Mio € betragen, davon in der Sozialhilfe 
einschl. Personal- u. Sachkosten rd. 41,25 Mio €, 
(s. Abb. 1, Zuschussbedarf Sozialhilfe).  
 

Arbeitslosengeld II 
Durch die Zusammenführung von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe zur Grundsicherung für Arbeitssu-
chende (Hartz IV) gibt es die klassischen Sozial-
hilfeleistungen außerhalb von Einrichtungen nur 
noch in einer sehr viel geringeren Zahl von Fäl-
len (9/05: 110). Für erwerbsfähige Hilfebedürftige 
werden Leistungen grundsätzlich nach SGB II 
erbracht, Personen über 65 Jahre sowie dauernd 

voll erwerbsgeminderte Personen erhalten 
Grundsicherungsleistungen nach dem Vierten 
Kapitel des SGB XII. Die Grundsicherung für Ar-
beitssuchende geht zu Lasten der Bundesagen-
tur für Arbeit; Leistungen für Unterkunft und Hei-
zung, Kinderbetreuung, Schuldner- und Suchtbe-
ratung, psychosoziale Betreuung und die Über-
nahme von nicht von der Regelleistung umfass-
ten einmaligen Hilfen sind von den Kommunen 
zu tragen. Dies führt zu deutlichen Verschiebun-
gen innerhalb des Sozialhilfeetats mit Belastun-
gen von rd. 11,52 Mio. Euro bei der Grundsiche-
rung nach dem SGB II. Die Hoffnungen der Kom-
munen auf eine nachhaltige Entlastung ihrer So-
zialhilfeaufwendungen insb. durch Entlastungen 
in der Hilfe zum Lebensunterhalt und der Kran-
kenhilfe haben sich bisher nicht bestätigt. Hinzu 
kommt eine in 2005 kontinuierlich steigende Zahl 
von Leistungsberechtigten. Zur Fallzahlen- und 
Ausgabeentwicklung vgl. Abb. 2 u. 2a. 
 

Grundsicherungsgesetz 
Das inzwischen in das SGB XII integrierte Ge-
setz über eine bedarfsorientierte Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung 
(Grundsicherungsgesetz - GSiG -) sieht seit dem 
01.01.2003 eine rentenähnliche Grundsiche-
rungsleistung vor, die verschämte Armut im Alter 
verhindern und voll erwerbsgeminderten Erwach-
senen eine eigenständige Absicherung ihres Le-
bensunterhaltes garantieren soll. Antragsberech-
tigt sind über 65-jährige sowie über 18-jährige, 
die unabhängig von der jeweiligen Arbeitsmarkt-
lage voll erwerbsgemindert sind und bei denen 
unwahrscheinlich ist, dass die volle Erwerbsmin-
derung behoben werden kann. Ende 2005 ergab 
sich folgender Fallbestand: 
 

 

Abteilung Soziales

Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung
Jahr stationär ambulant
2004 293 925
2005 312 1.188
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Eingliederungshilfe 
Neben der Hilfe zum Lebensunterhalt ist auch 
die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 
in den letzten Jahren deutlich gestiegen. Der 
Nettoaufwand im Unterabschnitt 417 betrug in 
1995 rd. 6,5 Mio EUR, für 2006 werden rd. 14,74 
Mio EUR erwartet. Bei den teilstationären und 
insbesondere vollstationären Eingliederungshilfe-
maßnahmen ist mit 1,35 Mio. EUR ein deutlicher 
Mehrbedarf gegenüber 2005 vorgesehen, der 
auf abrechnungstechnische Ursachen zurückzu-
führen ist, weil das Land seit dem Haushaltsjahr 
2003 die Fortführung der Regionalisierung ehe-
mals überregionaler Einrichtungen wieder aufge-
griffen hat und diese wohl sehr kurzfristig bis 
zum völligen Abschluss vollziehen wird. Der 
Landkreis Neuwied wäre danach mit weit über 
100 Zahlfällen erneut betroffen. s.a. Abb. 3 – 
Fallzahlen Eingliederungshilfe). 
 
 

Hilfe zur Pflege in Einrichtungen  
Der Bereich der klassischen Heimpflege beweg-
te sich im Berichtszeitraum in ruhigen Fahrwas-
ser. Seit der Umsetzung der zweiten Stufe des 
Pflegeversicherungsgesetzes zum 1.7.1996 ist 
die Zahl der sozialhilferechtlich relevanten Heim-
pflegefälle merklich zurückgegangen, da ein Teil 
der Pflegeheimbewohner den nach Einsatz der 
Pflegekassenleistung und eigener Einkommen 
(insb. Renten) verbleibenden Betrag zunächst 
aus Vermögen und Ersparnissen selbst aufbrin-
gen kann. Seit 2003 zeigt sich eine steigende 
Hilfeempfängerzahl, die sich in 2005 weiter fort-
setzt hat. (s. Abb. 4 - Fallzahlen Hilfe zur Pfle-
ge). Durch umfangreiche Baumaßnahmen in den 
Altenheimen sind die Investitionsanteile in den 
Heimkosten gestiegen. 
 

Asylbewerberleistungsgesetz 
Durch das Änderungsgesetz zum Landesaufnah-
megesetz wurde ab Januar 2005 die Erstat-
tungsdauer für abgelehnte Asylbegehrende auf 
drei Jahre ab rechts- bzw. bestandskräftiger Ab-
lehnung des Asylantrages begrenzt. Da weder 
eine Übergangsfrist noch eine Altfallregelung 
vorgesehen ist, sind rückwirkend ab Januar 2005 
rd. 70 % des bis Ende 2004 abrechnungsfähigen 
Fallbestandes mit einem Erstattungsbetrag von 

312 € pro Person und Monat weggefallen. Von 
den aktuell 550 Leistungsbeziehern nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (St ichtag 
30.09.2005) erhält der Landkreis nur noch in 161 
Fällen eine Erstattung seitens des Landes (s. 
Abb. 5 - Abrechnungsfälle Asylbewerber). Dies 
führt zu einem Einnahmeausfall von 1.456.416 €. 
Die eingeschränkten Abrechnungsmöglichkeiten 
bei besonders kostenintensiven Fällen nach der 
sogenannten Ausnahmeverordnung erhöhen das 
Defizit zusätzlich (s. Abb. 6 – Ungedeckte Auf-
wendungen Asylbewerber). Da sich auf der Aus-
gabeseite die Möglichkeit einer Kompensation 
der Einnahmeausfälle nicht oder durch weiterhin 
rückläufige Asylbewerberzahlen nur äußerst be-
schränkt bietet, muss auf unabsehbare Zeit von 
einem deutlich defizitären Ergebnis in diesem 
Unterabschnitt ausgegangen werden.  
 

Modellprojekt Pflegebudget 
Zur Diskussion um die Probleme der Finanzie-
rung und Finanzierbarkeit der Pflege von älteren, 
kranken und behinderten Menschen unterstützen 
die Spitzenverbände der sozialen Pflegeversi-
cherung, das Bundesministerium  für Gesundheit 
in Zusammenarbeit mit dem Sozialministerium 
des Landes Rheinland-Pfalz in 7 Regionen in 
Deutschland ein Modellprojekt zur Weiterent-
wicklung des Leistungsrechts. Neben großen 
Städten wie München, Kassel, Erfurt und Land-
kreisen wie Marburg-Biedenkopf und Annaberg 
ist der Landkreis Neuwied der einzigste in Rhein-
land-Pfalz, der sich an dem Modellprojekt 
„Pflegebudget“ beteiligt. Dabei geht es um Erfah-
rungswerte, die bei der Reform der gesetzlichen 
Pflegeversicherung berücksichtigt werden sollen. 
Bis 2008 wird das Modell „Pflegebudget“ auch im 
Landkreis Neuwied erprobt werden.  
Zur Beratung von Pflegeangehörigen wurde ein 
Pflegebudget-Büro in den Räumen des Gesund-
heitsamtes Neuwied aufgebaut. Dort stehen zwei 
Altenpflegerinnen und eine Sozialarbeiterin als 
Case-Manager zur Beratung der pflegenden An-
gehörigen zur Verfügung. Die Mitarbeiterinnen 
führen auch Sprechstunden in Asbach, Unkel 
und Puderbach durch. Die Mitarbeiterinnen im 
Pflegebudget-Büro des Landkreises Neuwied 
haben im Jahr 2005 insgesamt 305 Personen 
beraten. Da kein Rechtsanspruch auf die Teil-
nahme an dem Modellprojekt Pflegebudget be-
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steht, ist das Institut FIFAS mit der Auswahl be-
auftragt. 79 pflegebedürftige Menschen konnten 
in das Modellprojekt Pflegebudget aufgenommen 
werden. Weitere 50 Personen nehmen an einer 
wissenschaftlichen Auswertung teil. Die Mehr-
zahl der Pflegebedürftigen im Pflegebudget ist 
den Pflegestufen I und II zugeordnet. Des weite-
ren wurde festgestellt, dass die meisten dieser 
Pflegebedürftigen in einer häuslichen Gemein-
schaft mit nächsten Angehörigen Leben. Eine 
Bezahlung dieser nächsten Angehörigen aus 
dem Pflegebudget ist nicht möglich. Es können 
sich jedoch auch einfache Pflegeleistungen bei 
Personen in der Nachbarschaft oder im erweiter-
ten Wohnumfeld eingekauft werden. So haben 
43 Pflegebedürftige ein Arbeitsverhältnis auf ei-
ner Minijob-Basis begründet. 
 

Zuzug von Aussiedlern im 
Landkreis Neuwied 
Mit den großen politischen Veränderungen in 
den Staaten des ehem. Ostblocks Ende der 80-
er Jahre des vorigen Jahrhunderts stieg die Zahl 
der bei uns erfassten Aussiedler rasant an, s. 
Abb. 7. (Ab dem 01.01.2005 ist das Bundesver-
waltungsamt für die Anerkennungsverfahren zu-
ständig, so dass uns ab diesem Zeitpunkt ent-
sprechende Zahlen nicht mehr zur Verfügung 
stehen). 
Die sprunghaft anwachsenden Zahlen stellten für 
die Verwaltung eine große Herausforderung dar. 
Das Vertriebenenamt bei der Kreisverwaltung 
musste zeitweise auf sechs Vollzeitkräfte aufge-
stockt werden, zumal das Land Rheinland-Pfalz 
bis zu drei Übergangswohnheime im Kreisgebiet 
unterhielt, die inzwischen jedoch alle geschlos-
sen wurden, das letzte im September 2005. Da 
es sich bei den Aussiedlern z.T. um kinderreiche 
Familien handelt, waren auch Kindergärten und 
Schulen von dem Zuzug betroffen und mussten 
sich insbesondere hinsichtlich der räumlichen 
Kapazitäten und der Sprachförderung neuen 
bzw. zusätzlichen Aufgaben stellen. Ein Aufga-
benzuwachs war auch bei sonstigen Dienststel-
len, wie z.B. Meldeämter, Standesämter, Sozial-
ämter, Arbeitsverwaltung zu verzeichnen. 
Aufgrund verschärfter Anerkennungskriterien 
durch mehrfache Änderungen im BVFG in den 
90-er Jahre verstetigte sich der Zuzug bundes-
weit und ist in den letzten Jahren sogar deutlich 

rückläufig. Lt. einer Pressemitteilung des Bun-
desministeriums des Innern vom 13.02.06 wur-
den im Januar 2006 nur noch 545 Neuankömm-
linge im Grenzdurchgangslager Friedland regist-
riert, im Januar 2005 waren es noch 1.664. Als 
eine Hauptursache für den Rückgang sind da-
nach die geänderten Einbeziehungsvor-
aussetzungen für Familienangehörige anzuse-
hen. Seit Inkrafttreten des Zuwanderungsgeset-
zes müs-sen diese in einem Sprachtest Grund-
kenntnisse der deutschen Sprache nachweisen. 
Im Jahr 2005 wurden insgesamt 1.468 Personen 
zu einem Sprachstandstest eingeladen; hiervon 
sind 871 Perso-nen zum Test erschienen, von 
denen nur 216, also knapp 25%, den Test be-
standen haben.“ 
Da mittlerweile alle Personen, die nach den Vor-
schriften des BVFG in das Bundesgebiet einrei-
sen wollen, vor der Einreise Kenntnisse der deut-
schen Sprache nachweisen müssen, ist für die 
Zukunft mit einem weiteren Rückgang zu rech-
nen, da insbesondere bei den Angehörigen der 
2. oder 3. Nach-kriegsgeneration entsprechende 
Kenntnisse kaum noch vorhanden sind. 
 

Bauförderung 
Bereits Ende Juni 2005 waren die Mittel für di-
rekte Landesdarlehen im Behördenverfahren 
erschöpft. Das seit Jahresbeginn als Hausban-
kenverfahren laufende Ergänzungsprogramm 
wurde um den Programmteil „Erweitertes Ergän-
zungsprogramm“ aufgestockt. Die Besonderheit 
lag dabei erstmals darin, dass im „Erweiterten 
Ergänzungsprogramm“ mit Ausnahme des Auf-
wendungsdarlehens gleich hohe Fördermittel für 
den Bau- und Hauskaufinteressenten in Frage 
kamen, wie beim Behördenverfahren. Wohl 
durch den sich abzeichnenden Wegfall der Ei-
genheimzulage bei der Bundesförderung kam es 
bei dem Ergänzungsprogramm zu der hohen 
Zahl von 106 ausgestellten Bestätigungen, die 
als Zutritt zu diesem Programm bei der Haus-
bank benötigt wurden. Das Volumen der erteilten 
Bestätigungen belief sich auf 4.318.000 €. 
Das Mietwohnungsbauprogramm des Landes 
spielte im Landkreis Neuwied wie bereits in den 
Vorjahren für den Neubaubereich keine Rolle, da 
ein Wohnungsbedarf seitens des Landes erst für 
Gebiete ab der Mietenstufe 5 angenommen wird 
(Der Landkreis Neuwied ist der Mietenstufe 2 
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zugeordnet.) Nur in Ausnahmefällen kann diese 
Bedarfsvermutung widerlegt werden.  

Modernisierung 
Das Modernisierungsprogramm für kleinere 
Maßnahmen bis zu einem Investitionsvolumen 
von 10.000 € wurde fortgeführt. Der Zuschuss 
betrug 25 % der als förderungsfähig anerkannten 
Kosten. Größere Maßnahmen mit einem Auf-
wand von mehr als 10.000 € pro Wohneinheit 
konnten mit zinsverbilligten Modernisierungsdar-
lehen im Hausbankenverfahren gefördert wer-
den. Die Nachfrage danach war gering. 
 

Wohngeld 
Das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt (Hartz IV) trat zum 01.01.2005 
in Kraft und hatte auch tiefgreifende wohngeld-
rechtliche Änderungen zur Folge. Der Wohngeld-
anspruch sogenannter Transferleistungsempfän-
ger fiel bereits mit der Beantragung einer Trans-
ferleistung (ALG II, Sozialhilfe, Grundsicherung 
usw.) weg. Lediglich Bezieher niedriger Einkom-
men oder von Arbeitslosengeld I und zum Teil 
Heimbewohner mit eigenem Einkommen können 
weiter Wohngeld erhalten. Das Niveau der An-
tragsbearbeitung ist gestiegen, da die Anträge 
auf eine mögliche Transferleistungsbeantragung 
zu hinterfragen sind. Außerdem besteht die Mög-
lichkeit eines Wohngeldanspruchs für einzelne 
Personen eines Haushalts, wenn diese vom Be-
zug einer Transferleistung ausgeschlossen sind. 

Man spricht hier von sogenannten Mischhaushal-
ten. 
Der bisher von den Sozialämtern der Verbands-
gemeinden verausgabte besondere Mietzu-
schuss ist in Folge der Reform ganz entfallen. 
Die Antragszahlen im Bereich Tabellenwohngeld 
sind zurückgegangen. Mit einem Ansteigen der 
Antragszahlen wäre im Falle des Wechsels von 
ALG II–Empfängern in versicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse zu rechnen. Die kon-
junkturellen Rahmenbedingungen weisen aber 
noch nicht in diese Richtung. 
Mit der Verabschiedung des neunten Gesetzes 
zur Änderung des Wohngeldgesetzes vom 
07.07.2005 wurde der Rahmen für die Neube-
rechnung der Wohngeldansprüche, der auf Kos-
ten der Sozialhilfe, Kriegsopferfürsorge und 
Grundsicherung untergebrachten Heimbewohner 
geschaffen. Die seit 2001 für Heimbewohner 
geltende Regelung der Wohngeldberechnung 
war mit Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 11.12.2003 für nichtig erklärt worden. Das 
führte dazu, dass alle seit 2001 erlassenen 
Wohngeldbescheide für diesen Personenkreis 
ebenfalls nichtig sind und die seinerzeitigen An-
träge als nicht beschieden gelten. Die erforderli-
chen Neuberechnungen der Wohngeldanträge 
der Heimbewohner wurden im Herbst 2005 be-
gonnen und dauern an. Infolge der Neuberech-
nung von 2001 an sind auch Verzinsungsansprü-
che der Antragsteller und Sozialleistungsträger 
zu prüfen. 

Zuschussbedarf Sozialhilfe 2006 - Einzelhilfen 31,46 Mio €

Asylbewerber (mit Pers A)  2,46 Mio €

Grunds icherung im 
Alter 3,16 Mio €

Eingliederungs hilfe 
14,74 Mio €

Hartz IV  11,52 Mio €

Hilfe zur Pflege 
2,85 Mio €

Sonstige Leistungen (KOF, 
Krankenhilfe u.a.  4,83 Mio €

Abb. 1 
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Abb. 2 - Ausgabenentwicklung SGB II 1-12/2005
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Abb. 2a - Fallzahlenentwicklung SGB II 1-12/2005
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Abb. 3 - Fallzahlenentwicklung 
Eingliederungshilfe
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Abb. 4 - Fallzahlenentwicklung Hilfe zur Pflege
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Abb. 5 Abrechnungsfälle Asylbewerber
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Abb. 6 - Ungedeckte Aufwendungen Asylbewerber

Abb. 7 - Antragsteller nach dem Bundesvertriebenen- und 
Flüchtlingsgesetz im Landkreis Neuwied
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   des BMZ und Reduzierung des Tabellenwohngeldaufkommens.

Wohngeldanträge 
 

 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005# 
Miet- u. Lasten-
zuschuss* 

1.859.043 
€ 

1.738.385 
€

2.600.291 
€

3.072.998 
€

3.454.788 
€

3.535.497 
€ 

1.593.886 
€

Härteaus-
gleich*** 

47.865 € 49.306 € 51.780 € 41.724 € 10.997 € 0 € 0 €

besonderer Miet-
zuschuss 
(BMZ)** 

1.068.764 
€ 

1.026.394 
€

1.040.039 
€

1.068.675 
€

997.799 € 1.034.132 
€ 

0 €

Gesamt: 2.975.672 
€ 

2.814.085 
€

3.692.110 
€

4.183.397 
€

4.463.584 
€

4.569.629 
€ 

1.593.886 
€

Fallzahlen 2.811 3.220 4021 4595 4675 4303 1868 
*   auch als Tabellenwohngeld oder allgemeines Wohngeld bezeichnet 
**   nannte sich vor der Wohngeldnovelle 2001 „pauschaliertes Wohngeld“. 
*** Härteausgleich wurde aufgrund einer Haushaltssperre des Landes nicht mehr bewilligt. Hinzu kommt,  
     dass durch Einführung des WoFG seit 2001 keine neuen Fälle mehr hinzukommen. 
#  Durch Hartz IV ist der Wohngeldanspruch für Transferleistungsempfänger entfallen, dadurch Wegfall  

**2003 wurde bereits im Juli in 2004 Anfang Oktober und in 2005 Ende Juni die Vergabe der direkten 
Landesdarlehen wegen Mittelerschöpfung eingestellt. Als alternative Fördermaßnahme führte das Land in 
2003 das Sonderprogramm als Hausbankenverfahren ein, das in 2004 und 2005 als Ergänzungspro-
gramm fortgeführt wurde. Die Darlehen kommen dabei von der Hausbank, das Land stellt eine Bürg-
schaft. Behördlicherseits werden die Eingangsvoraussetzungen geprüft und bestätigt. Für dieses Pro-
gramm wurden in 2003 41, in 2004 55 und in 2005 106 Bestätigungen anstelle eines Wohnberechti-
gungsscheines ausgestellt. 

Wohnungsbauförderung 
 

Jahr Eigentumsmaßnah-
men* 

 
Summe 

Investitionszu-
schüsse, Moderni-

sierung 

 
Summe 

1995 98 4.017.075 €   
1996 75 2.917.139 € 10 37.074 €
1997 103 4.048.675 € 29 82.681 €
1998 80 2.884.015 € 37 52.980 €
1999 102 3.952.883 € 21 31.071 € 
2000 76 2.582.140 € 25 29.553 €
2001 86 3.155.939 € 31 40.305 €
2002 57 2.560.723 € 21 39.115 €

2003** 25 1.323.302 € 24 43.145 €
2004** 37 1.917.790 € 24 33.400 €
2005 28 926.000 € 23 36.135 €

* Fallzahlen beziehen sich auf direkte Landesdarlehen  
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Adoptionsvermittlung 
 
Die Zahl der Ehepaare, die sich entweder im 
Bewerberverfahren befinden oder nach Ab-
schluss des Verfahrens für die Aufnahme eines 
Adoptivkindes beim Kreisjugendamt Neuwied  
vorgemerkt sind, stagniert zurzeit auf hohem Ni-
veau. Der Rückzug resignierender oder älterer 
Adoptionsbewerber wird durch die Neubewer-
bungen weitgehend kompensiert. 
Mit 22 abgeschlossenen Adoptionsverfahren 
wurde im Jahr 2005 die Rekordmarke der letzten 
25 Jahre erzielt (siehe Grafik hierzu, 4 Seiten 
weiter), darunter befanden sich fünfzehn so ge-
nannte Stiefvateradoptionen und sieben 
„Volladoptionen“. Bei sechs Volladoptionen nah-
men Familien aus dem Landkreis Neuwied Kin-
der aus dem Ausland auf. 
Die Nationalitäten der durch anerkannte Aus-
landsvermittlungsstellen vermittelten Kinder 
schließen sich wie folgt auf: 
5 Kinder aus der Russischen Föderation 
1 Kind aus Rumänien  
Bei den Stiefkindadoptionen wurden zwei Kinder 
in Bulgarien und zwei Kinder in der Russischen 
Föderation geboren und neun Kinder in der Bun-
desrepublik Deutschland. 
Bei den deutschen Kindern stammen sieben Kin-
der aus geschiedenen Ehen und zwei Kinder aus 
Beziehungen, bei denen die Eltern nicht mitein-
ander verheiratet waren.  
 
 

Gesetzlicher Jugendschutz auch 
Aufgabe des Jugendamtes 
   
Das besondere Schutzbedürfnis von Kindern und 
Jugendlichen wird von der heutigen Gesellschaft 
nicht mehr automatisch respektiert. Die Befriedi-
gung dieses Schutzbedürfnisses, der Versor-
gung und Erziehung von Kindern wird vor allem 
als eine private Angelegenheit der Eltern be-
trachtet.  

Doch im Gegensatz zu traditionellen Gemein-
schaften sind die Aufgaben der Eltern heute in 
unserer Gesellschaft nicht mehr eingebettet in 
ein klares und verbindliches Normensystem, das 
seinerseits von der Großfamilie, von der Nach-
barschaft und übrigem Gemeinwesen getragen, 
kontrolliert und sanktioniert wird. 
 
Auf dem Weg hin zu eigenverantwortlicher Le-
bensgestaltung  sind junge Menschen  heute 
einer Fülle von prägenden gesellschaftlichen 
Einflüssen ausgesetzt. Nur ein Bruchteil der ge-
sellschaftlichen Einflussfaktoren nimmt dabei auf 
den jeweiligen Entwicklungsstand von Kindern 
und Jugendlichen Rücksicht, stellt die zuneh-
mende Eigenverantwortlichkeit ebenso in Rech-
nung wie parallel dazu tendenzielle Überforde-
rungen im Umgang mit schädlichen Einflüssen 
(z. B. Alkohol, illegale Drogen, Gewalt). Vor die-
sem Hintergrund hat der Staat verstärkt Verant-
wortung für das Aufwachsen von Kindern und 
Jugendlichen zu übernehmen. 
 
Neueste Studien der Bundeszentrale für Ge-
sundheitserziehung zeigen alarmierend steigen-
de Zahlen von alkoholkonsumierenden Kindern 
und Jugendlichen bei sinkendem Einstiegsalter, 
die auch vor dem Landkreis Neuwied nicht Halt 
machen. Die Abfrage in einem Klinikum hat erge-
ben, dass im Jahre 2004 im Durchschnitt pro 
Monat 2 Kinder und Jugendliche zwischen 10 
und 17 Jahren mit Alkoholintoxikation eingeliefert 
wurden. Die Kriminalstatistik für den Bereich des 
Polizeipräsidiums Koblenz hat eine steigende 
Tendenz der Gewaltdelikte von Jugendlichen 
unter Alkoholeinfluß aufgezeigt.  
 
Das Landesamt für Soziales, Jugend und Ver-
sorgung Rheinland-Pfalz hat am 15.11. 2004 
Empfehlungen für den Kinder-und Jugend-
schutz , sowie am 10.12.2004 Empfehlungen für 
die Zusammenarbeit der zuständigen Behörden 
im Jugendschutz, Ordnungsamt, Polizei und Ju-

 

Amt für Jugend und Familie (Kreisjugendamt) 
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gendamt, herausgegeben.  Erarbeitet wurden 
diese Empfehlungen unter Federführung des 
Landesjugendamtes und des Landeskriminalam-
tes.  
Diese Empfehlungen haben die Leiter des Ord-
nungsämter des Landkreises Neuwied gemein-
sam mit dem Kreisjugendamt anlässlich einer 
Tagung im Dezember 2004 ausführlich diskutiert 
mit der Perspektive erstmals gemeinsam im 
Landkreis Neuwied die Ziele des gesetzlichen 
Jugendschutzes umzusetzen.  
 
Anläßlich der Karnevalstage 2005 wurde eine 
große Öffentlichkeitskampagne "Jugendschutz 
und Karneval"  von Seiten des Kreisjugendamtes 
gemeinsam mit der Polizei und den Ordnungs-
ämtern gestartet. Öffentlichkeit, aber insbeson-
dere die Adressaten des gesetzlichen Jugend-
schutzes, die Veranstalter und Gewerbetreiben-
den, wurden aufgefordert, nicht nur aber beson-
ders im Karneval ein Augenmerk auf die gesetzli-
chen Vorgaben zum Schutze von Kindern und 
Jugendlichen zu richten.  
 
Im Laufe des Jahres wurden im Kreisgebiet 12 
Jugendschutzkontrollen unter Beteiligung des 
Kreisjugendamtes (in Person der Kreisjugend-
pflegerin)  bei Großveranstaltungen durchge-
führt. In Verbandsgemeinden wurden umfangrei-
che Info-Veranstaltungen zum Jugendschutz für 
ortsansässige Vereine angeboten, sowie diverse 
Beratungsgespräche im Vorfeld von Vereinsver-
anstaltungen. 
Trotzdem wurden im Rahmen von Jugend-
schutzkontrollen in 15 Fällen Verstöße gegen 
des Jugendschutzgesetz angezeigt, davon in 13 
Fällen wegen Abgabe von Alkohol an unter 16 -
jährige. Leider ist das Thema Jugendschutz noch 
nicht überall präsent, so dass kurzfristig weiter-
hin Kontrollen durchgeführt und Verstöße ange-
zeigt werden müssen. 

 

Ziel der Maßnahmen zum gesetzlichen Jugend-
schutz ist es jedoch, perspektivisch den Jugend-
schutz als selbstverständliches Element im öf-
fentlichen Leben, insbesondere bei Veranstaltun-
gen, zu installieren, so dass Kontrollen und Buß-
gelder hinfällig sein könnten.  
 

Betreuung von Kindern ab dem 
vollendeten 2. Lebensjahr im 
Kindergarten – (K)eine echte 
Herausforderung für den Kreis 
Neuwied 
 
Im Zuge allgemein rückläufiger Kinderzahlen 
ergeben sich zunehmend Nischen oder auch 
größere Freiräume, auf einen artikulierten Bedarf 
zur Betreuung von Kindern, die das 3. Lebens-
jahr deutlich noch nicht vollendet haben, einzu-
gehen. 
 
Vorzeitige Aufnahme aller Kinder möglich 
 
Zunächst einmal ergibt sich hier inzwischen 
grundsätzlich die Möglichkeit, Kinder bereits drei 
Monate vor dem 3. Geburtstag in den Kindergar-
ten aufzunehmen. Hierzu gibt es keine Be-
schränkung wie etwa auf eine bestimmte Platz-
zahl. 
 
Allerdings stellt sich für viele Mütter und Väter 
bereits früher die Frage nach einer institutionel-
len Betreuung ihrer Kinder. Vielfach wird hier 
angeführt, eine berufliche Tätigkeit wieder auf-
nehmen zu wollen oder zu müssen und eine ver-
lässliche Betreuung der Kinder gewährleistet zu 
sehen. 
 
Durch die vorgesehene Änderung des Kinderta-
gesstättengesetzes ist die gesetzliche Veranke-
rung eines Rechtsanspruches auf einen Kinder-
gartenplatz für Kinder ab dem vollendeten 2. Le-
bensjahr spätestens ab dem Jahr 2010 zu erwar-
ten. Ab dem 01.01.2006 soll dann möglicherwei-
se sukzessive allen 2-Jährigen der Besuch des 
Kindergartens ermöglicht werden. 
 
Für den Landkreis Neuwied wurde auf der Basis 
der Einwohnermeldedaten per 30.06.2005 ein-
mal ermittelt, von welchen Größenordnungen 
hier auszugehen ist und wie ggf. ein solcher 
Rechtsanspruch pädagogisch sinnvoll und ver-
tretbar aber auch unter finanziellen Aspekten 
leistbar umgesetzt werden kann. 
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Beachtliches Angebot für 2-Jährige 
 
Dabei wird der Landkreis Neuwied keinesfalls bei 
0 starten müssen in ein solches neues Betreu-
ungsangebot. Bereits aktuell stehen im Kreisju-
gendamtsbezirk Neuwied insgesamt 113 Plätze 
für die Betreuung von Kindern ab dem 2. Le-
bensjahr oder ggf. auch schon früher zur Ver-
fügung. Der größte Teil dieser Plätze, insgesamt 
92, ist dabei im Rahmen der Geringfügigkeits-
regelung eingerichtet. Diese Regelung, die sich 
aus dem Umkehrschluss des § 2 Abs. 3 S. 1 der 
Landesverordnung zur Ausführung des Kinderta-
gesstättengesetzes ergibt, ermöglicht eine Auf-
nahme von bis zu zwei Kindern ab dem vollende-
ten 2. Lebensjahr in Kindergartengruppen. Auf 
eine so ausgestaltete Betriebserlaubnis haben 
die Träger der jeweils betroffenen Kindergärten 
einen Anspruch, wenn die räumlichen, personel-
len und sonstigen Voraussetzungen erfüllt sind. 
Die Erteilung der Betriebserlaubnis ist nicht ge-
knüpft an den Einsatz von zusätzlichem Personal 
oder die Reduzierung der Gruppenstärke. Weite-
re 21 Plätze stehen als Krippenplätze in kleinen 
altersgemischten Gruppen zur Verfügung. Hier 
ist der Rahmen so gesteckt, dass bei gleicher 
personeller Besetzung wie im Kindergarten nur 
bis zu 15 Plätze besetzt werden können – davon 
bis zu 7 von Kindern ab dem 2. Geburtstag. An-
ders als im Rahmen der beschriebenen Gering-
fügigkeitsregelung, handelt es sich hier um regu-
läre Krippenplätze, für die derzeit noch ein höhe-
rer Elternbeitrag erhoben wird. Perspektivisch ist 
bei einer Novellierung des Kindertagesstättenge-
setzes vorgesehen, bei einer Aufnahme von Kin-
dern ab dem 2. Geburtstag den Elternbeitrag für 
den Kindergarten zu erheben, und zwar unab-
hängig davon, ob die Kinder in einer Regel-
Kindergartengruppe oder aber in einer kleinen 
altersgemischten Gruppe betreut werden. 
 
Im Zuge rückläufiger Kinderzahlen konnten be-
reits einige Einrichtungen im Kreisjugendamtsbe-
zirk ihr Betreuungsangebot bedarfsgerecht 
„verlagern“ und nehmen Kinder ab dem vollende-
ten 2. Lebensjahr auf. Dies ist insbesondere in 
den Gemeinden bzw. Einzugsbereichen von Kin-
dergärten der Fall, in denen die Auslastung allein 

mit der Aufnahme von Kindern aus der Alters-
gruppe der 3-6-Jährigen nicht mehr gegeben 
war. 
 
Aufnahme von 2-Jährigen noch nicht 
überall möglich 
 
 
So bedeuten „weiße Flecke“ auf der Landkarte 
der Betreuungsangebote für Kinder ab dem 2. 
Lebensjahr nicht etwa, dass dort nicht ebenfalls 
entsprechender Bedarf artikuliert wird oder die 
Träger und das Erziehungspersonal der Einrich-
tungen weniger bereit wären, sich dieser Alters-
gruppe anzunehmen. Vielmehr ist dort, wo ein 
entsprechendes Angebot bisher nicht besteht, 
davon auszugehen, dass die Einrichtungen bis-
her noch ihre gesamten Platzkapazitäten benöti-
gen zur Sicherstellung des Rechtsanspruches 
auf einen Kindergartenplatz für Kinder ab dem 
vollendeten 3. Lebensjahr. In einigen Einrichtun-
gen stehen auch 2 Plätze je Kindergartengruppe 
für die Aufnahme von Kindern nach dem Schul-
eintritt zur Verfügung; dies insbesondere dort, wo 
kein Angebot der Ganztagsschule oder der 
Betreuenden Grundschule besteht. 
 
Das oben beschriebene Angebot von insgesamt 
113 Plätzen für Kinder ab dem vollendeten 2. 
Lebensjahr in Kindergärten im Kreisjugendamts-
bezirk Neuwied entspricht fast exakt einem Anteil 
von 10 % aller Kinder, die in dem Zeitraum vom 
01.07.2005 bis zum 30.06.2006 drei Jahre alt 
werden, oder umgekehrt ausgedrückt: d.h. die 
zum Teil erst seit wenigen Wochen 2 Jahre alt 
sind. So kann kreisweit bereits heute eine Ver-
sorgungsquote von 10 % erreicht werden. 
Allerdings ergeben sich hier – wie schon aus 
dem Bereich des Rechtsanspruches auf einen 
Kindergartenplatz bekannt – sehr deutliche regi-
onale Unterschiede. 
 
In den Verbandsgemeinden Rengsdorf und 
Waldbreitbach z.B. bieten bereits einige Einrich-
tungen Plätze für Kinder ab dem vollendeten 2. 
Lebensjahr an. Hier können schon deutlich mehr 
als 10 % der Kinder ab dem vollendeten 2. Le-
bensjahr in den Kindergarten aufgenommen wer-
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den. Allerdings ist auch hier das maximal mögli-
che Platzangebot im Rahmen der Geringfügig-
keitsregelung noch nicht ausgeschöpft. 
In anderen Verbandsgemeinden gibt es hinge-
gen noch kein Betreuungsangebot für Kinder ab 
dem vollendeten 2. Lebensjahr oder hier befin-
den sich erste Angebote im Aufbau. 
 
Zusammenfassend kann allerdings 
festgestellt werden: 
 
• Eine Aufnahme von 10 % oder bis zu 20 
% aller Kinder ab dem vollendeten 2. Lebensjahr 
ist im Kreisjugendamtsbezirk Neuwied im Rah-
men der Geringfügigkeitsregelung bereits in vie-
len Gemeinden möglich. An manchen Kindergar-
tenstandorten werden sich diese Angebote im 
Zuge rückläufiger Kinderzahlen voraussichtlich 
schon mittelfristig etablieren können. 
 
• Nach der Anzahl der Gruppen erscheint 
aus heutiger Sicht auch eine Versorgung von bis 
zu 50 % der Kinder ab dem 2. Lebensjahr in Kin-
dergartengruppen möglich – und zwar ohne Ver-
änderung der Rahmenbedingungen (Personal 
und Gruppengröße). Allein im Rahmen der be-
schriebenen Geringfügigkeitsregelung können im 
Kreisjugendamtsbezirk Neuwied bis zu 330 Plät-
ze für Kinder ab dem vollendeten 3. Lebensjahr 
eingerichtet werden. Der rechnerisch ermittelte 
Bedarf an Plätzen für 2-Jährige für dieses Kin-
dergartenjahr würde – ausgehend von einer 50 
%-igen Versorgung - bei 277 Plätzen liegen. 
 
• Ob der tatsächlich artikulierte Bedarf an 
Kindergartenplätzen für Kinder ab dem vollende-
ten 3. Lebensjahr allerdings überall in einem so 
starken Umfang zurückgeht, dass diese konzep-
tionellen Veränderungen möglich sind, ist heute 
nicht abschließend zu beurteilen. Aufgrund eines 
immer noch konstant hohen Bedarfs an Kinder-
gartenplätzen wird ein Angebot an Kinder ab 
dem vollendeten 2. Lebensjahr beispielsweise in 
der Ortsgemeinde Asbach oder in der Stadt Dier-
dorf in dem oben beschriebenen Rahmen zur 
Zeit noch nicht eingerichtet werden können. 
 
Zu bedenken ist zwar, dass durch die  - abseh-

bare – weitere Schließung von Gruppen auch die 
Zahl der Plätze, die im Rahmen der Geringfügig-
keitsregelung angeboten werden können, sich 
ggf. rückläufig entwickeln wird. Im Vergleich zu 
dem größtmöglichen Angebot von Plätzen im 
Rahmen der Geringfügigkeitsregelung wird diese 
Reduzierung allerdings eher unwesentlich aus-
fallen. 
 
Derzeit ist zwar noch nicht absehbar, wie 
stark die Möglichkeiten zu einer Aufnahme 
von 2-Jährigen in den Kindergarten tatsäch-
lich zukünftig in Anspruch genommen wer-
den. Allerdings scheinen die bisherigen Vor-
aussetzungen im Kreisjugendamtsbezirk 
durchaus gut, auch diese „Zukunftsaufgabe“ 
bewältigen zu können 
 
 
Beistandschaften, Vormund-
schaften, Pflegschaften, Unter-
haltsvorschuss  
 
Infolge der permanent hohen Arbeitslosigkeit, 
der Vielzahl von Leistungsempfängern nach dem  
SGB II ( Hartz IV ) sowie einer deutlichen Steige-
rung an Insolvenzen, veränderte sich in den let-
zen Jahren die Zahlungsmoral der Unterhalts-
pflichtigen gegenüber Ihren Kindern.  
 
Diese Entwicklung führte zu einer erheblichen 
Steigerung der Fallzahlen. Waren Ende 2003 
noch 1.200 Beistandschaftsfälle zu bearbeiten, 
belief sich die Zahl Ende 2005 bereits auf annä-
hernd 1.700 Fälle, mit steigender Tendenz. 
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Erziehungsgeld 
Familienförderung ist derzeit stark in der Diskussion, nicht zuletzt wegen der seit einigen Jahren rück-
gängigen Geburten. Dementsprechend haben sich auch die Ausgaben im Bereich Erziehungsgeld im 
Landkreis Neuwied deutlich verringert. 
Während 1995 noch 5,44 Mio. Euro ausgegeben wurden, waren es im Kalenderjahr 2005 nur noch 
4,12 Mio. Euro, also 1,32 Mio. Euro weniger. Besonders große Einschnitte gab es in den Jahren 2000 
und 2005. Die Ursachen sind allerdings nicht nur im Geburtenrückgang sondern u.a. auch in der Be-
richtigung der Einkommensgrenzen zu finden. 
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Sozialer Dienst 
Aufgabenstellung und Entwicklung 
 
Organisationsstruktur  
 
Das Kinder- und Jugendhilfegesetz hat den Ju-
gendämtern in einem hohen Umfang Aufgaben 
zugewiesen, die durch sozialpädagogische 
Fachkräfte (Dipl.-Sozialarbeiter FH/ Dipl.-
Sozialpädagoginnen FH) wahrgenommen wer-
den müssen.   
 
Die Fachkräfte sind im Sozialen Dienst als zent-
ralem  Bestandteil der Organisationsstruktur des 
Jugendamtes zusammengefasst. Das Kreisju-
gendamt Neuwied verzichtet dabei auf sog. Spe-
zialdienste für bestimmte Aufgaben, so dass den 
Bürgern eines räumlichen Bezirks für alle rele-
vanten Aufgaben nach dem Kinder- und Jugend-
hilfegesetz eine Fachkraft des Sozialen Dienstes 
als Ansprechpartner/in zur Verfügung steht. Die 
gegenwärtig zehn Fachkräfte des Sozialen 
Dienstes sind dabei für Bezirke mit  in einer Grö-
ße von etwa 12.000 Einwohnern verantwortlich. 
 
In den Verbandsgemeinden Linz, Unkel, Asbach, 
Puderbach und Dierdorf werden durch die Mitar-
beiter/innen des Sozialen Dienstes wöchentliche 
Sprechstunden angeboten, die von den Bürgern 
intensiv genutzt werden. Insbesondere zur Über-
prüfung von Hinweisen auf Gefährdung von Kin-
dern werden darüber hinaus durch die Mitarbei-
ter des Sozialen Dienstes pro Fachkraft in jedem 
Jahr etwa 500 Hausbesuche durchgeführt. 
 
Mit der Einführung des Kinder- und Jugendhilfe-
gesetzes hat sich der Charakter des Jugendam-
tes von einer Eingriffsbehörde zu einer kommu-
nalen Institution gewandelt, deren Aufgabe pri-
mär in der Unterstützung von Eltern bei der 
Wahrnehmung der Erziehungsverantwortung für 
ihre Kinder liegt. 
 
Hilfen zur Erziehung  
 
Ein wesentlicher Aufgabenbereich der Mitarbei-
ter/innen des Sozialen Dienstes liegt daher in der 
Entscheidung über die Gewährung von Hilfen zur 

Erziehung sowie der Betreuung der laufenden 
Maßnahmen im Sinne einer fachlichen Steue-
rung. Die Jugendämter können dabei auf ein 
weites Spektrum unterschiedlicher Maßnahme-
formen zurückgreifen, die von sog. ambulanten 
M a ß n a h m e n  d e r  J u g e n d h i l f e 
(Erziehungsbeistandschaft, Sozialpädagogische 
Familienhilfe) über teilstationäre Maßnahmen 
(Tagesgruppen) bis zu stationären Formen der 
Unterbringung (Pflegefamilien, Heimeinrichtun-
gen) reichen, bei denen ein Kind außerhalb des 
Elternhauses untergebracht ist.  
 
Das Kreisjugendamt Neuwied unterhält keine 
eigenen Einrichtungen zur Deckung des entspre-
chenden Bedarfs, sondern kooperiert bei der 
Durchführung von Jugendhilfemaßnahmen mit 
freien Trägern der Jugendhilfe, welche die ent-
sprechenden Angebote bereitstellen. Die End-
verantwortung für die Hilfegewährung  liegt dabei 
jedoch weiterhin bei den fallführenden Fachkräf-
ten des Sozialen Dienstes. 
 
Das Kreisjugendamt Neuwied hat in den vergan-
genen Jahren ein besonderes Augenmerk auf 
den Ausbau von ambulanten Hilfen gerichtet. 
Primär sind diese Maßnahmeformen auf eine 
Stärkung der Erziehungsverantwortung der El-
tern ausgerichtet und können in der Regel auch 
kostengünstiger erbracht werden als Maßnah-
men, mit denen eine Unterbringung des Kindes 
außerhalb des Elternhauses verbunden ist. 
 
Im Jahre 2004 lag der Anteil der ambulanten 
Hilfen an allen Hilfen zur Erziehung , die durch 
das Kreisjugendamt Neuwied durchgeführt wur-
den bei 48,3 %. Der Landkreis Neuwied lag da-
mit bezüglich des Anteils an ambulanten Hilfen 
um 24,2 % über dem Durchschnitt der Landkrei-
se in Rheinland-Pfalz. Entsprechend ist zu beo-
bachten, dass in 2004 der Anteil stationärer Hil-
fen, die in Form der Unterbringung von Kindern 
und Jugendlichen in Einrichtungen gewährt wer-
den, einen Anteil moderaten Anteil von 27,2 % 
an allen Hilfen zur Erziehung betrug.  
Da der Soziale Dienst aufgrund seiner Organisa-
tionsstruktur zentraler Ansprechpartner für Fami-
lien mit unterschiedlichen Schwierigkeiten dar-
stellt, können regelmäßig Problemlagen von Fa-
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Einen Eindruck des Fallaufkommens vermittelt 
die nachfolgende Übersicht zu den Hilfen zur 
Erziehung. Die Zahlen geben dabei die bearbei-
teten formellen Anträge auf Hilfen wieder. Statis-
tisch nicht erfasst werden alle die Maßnahmen, 
bei denen durch eine unmittelbare Betreuung 
von Familien durch Fachkräfte des Sozialen 
Dienstes weitergehende Maßnahmen der Ju-
gendhilfe vermieden werden konnten. 

milien bereits aufgegriffen werden, bevor betreu-
ungs- und kostenintensivere Maßnahmen der 
Jugendhilfe erforderlich werden. In etwa 2/3 der 
Fälle gelingt es durch unmittelbare Beratung von 
Familien durch Fachkräfte des Sozialen Diens-
tes, Vermittlung weiterer Hilfen, Therapien etc., 
Hilfestellung zu leisten, ohne dass förmliche Hil-
fen zur Erziehung mit einem entsprechenden 
Betreuungs- und Kostenaufwand eingeleitet wer-
den müssen. 

 Fallzahlen Hilfen zu Erziehung           
             
(Fallbestand am Stichtag und im Jahr bearbeitete Fälle)     
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1995 4 5 36 62 2 0 2 2 83 162 92 128 

2002 35 91 74 105 9 24 10 25 32 60 90 116 
 

2005 53 79 84 116 21 33 13 28 66 92 107 151 

Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 
Kinder und Jugendliche 
 
Die sog. Maßnahmen der Eingliederungshilfe für 
seelisch behinderte Kinder und Jugendliche stel-
len seit 1995 einen Aufgabenbereich der Ju-
gendhilfe dar. Es handelt sich hierbei ursprüng-
lich um Maßnahmen für Minderjährige, deren 
gesellschaftliche Eingliederung aufgrund eines 
psychischen Störungsbildes eingeschränkt ist. In 
diesem Bereich ist ebenso wie bei den Hilfen zur 
Erziehung in den vergangenen Jahren ein steti-
ger Anstieg der Antragszahlen zu beobachten. 
 
 
 
Schutz von Kindern und Garantenpflicht: 
 
Neben der Bereitstellung eines breiten Spekt-
rums von Hilfeangeboten obliegt den Jugendäm-
tern die Sicherstellung des Schutzes von Kin-
dern und Jugendlichen in Gefährdungslagen, die 

häufig von Personen im Elternhaus ausgehen. 
 
Täglich erreichen das Kreisjugendamt Neuwied 
Gefährdungshinweise durch Personen aus der 
Umgebung des Elternhauses, Institutionen wie 
z.B. Kinderkliniken, Kliniken für Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie, Fachärzte, Schulen oder Bera-
tungsstellen. Sämtliche Hinweise müssen  durch 
Fachkräfte des Sozialen Dienstes überprüft wer-
den. Daneben nehmen auch Kinder und Jugend-
liche insbesondere in Gefährdungslagen unmit-
telbar die Beratung von Fachkräften des Sozia-
len Dienstes in Anspruch, die in Notlagen auch 
ohne Kenntnis der Eltern erfolgen kann 
 
Das Spektrum der Maßnahmen, um Gefährdun-
gen von Kindern und Jugendlichen abzuwenden, 
reicht dabei von der Bereitstellung geeigneter 
(von den Eltern zu beantragender) Hilfen bis hin 
zur Unterbringung von Kindern und Jugendli-
chen in der Notaufnahme des Kreisjugendam-
tes. Auch hier war in den vergangenen Jahren 
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ein stetiger Anstieg der Fallzahlen zu beobach-
ten. 
 
Ist es nicht möglich, im Einvernehmen mit den 
sorgeberechtigten Eltern geeignete Hilfen bereit-
zustellen, kann im Einzelfall  der Gefährdung 
von Kindern nicht ohne einen Eingriff in die elter-
liche Sorge begegnet werden. In diesen Fällen  
sind die Jugendämter zur Einschaltung der Fa-
miliengerichte verpflichtet mit dem Ziel, dass ggf. 
ein Eingriff in das Sorgerecht der Eltern erfolgt. 
 
Die Rechtsprechung hat in den vergangenen 
Jahren das Rechtsinstitut der sogenannten Gar-
entenpflicht entwickelt, der die Fachkräfte im 
Sozialen Dienst unterliegen. In der Konsequenz  
obliegt den  Fachkräften des Sozialen Dienstes 
die Endverantwortung für die Einschätzung von 
Gefährdungslagen von Kindern/Jugendlichen, 
die Einleitung ausreichender  Maßnahmen 
(Hilfen, Notaufnahme oder Einschaltung des 
Familiengerichtes). Sofern die Fachkräfte des 
Sozialen Dienstes keine geeigneten bzw. ausrei-
chenden Maßnahmen zum Schutze eines Kin-
des ergreifen, zieht dies die Möglichkeit einer 
Strafverfolgung von Fachkräften des Sozialen 
Dienstes wegen unterlassener Hilfeleistung nach 
sich. Würde einer Gefährdungslage beispiels-
weise mit einer ambulanten Hilfe zur Erziehung 
begegnet, die sich als offenkundig unzureichend 
erweist, würden die Fachkräfte des Sozialen 
Dienstes der persönlichen strafrechtlichen Ver-
folgung unterliegen. 
 
 
Jugendgerichtshilfe  
 
Die Jugendgerichtshilfe als Aufgabe des Sozia-
len Dienstes spiegelt ebenfalls gesamtgesell-
schaftliche Veränderungen wieder. Von Geset-
zes wegen wird in sämtlichen Strafverfahren, die 
gegen Jugendliche oder junge Erwachsene bis 
21 gerichtet sind, das Jugendamt im Rahmen 
der sog. Jugendgerichtshilfe beteiligt. Die Aufga-
ben der Mitarbeiter des Sozialen Dienstes um-
fassen dabei die Betreuung von Delinquenten im 
gesamten Verfahren, Berichte gegenüber den 
Jugendgerichten oder der Staatsanwaltschaft 

einschließlich der Erstellung einer Sozialprogno-
se, Überwachung von Auflagen der Gerichte und 
die Teilnahme an den Hauptverhandlungen.  
 
Die Zahl der Jugendstrafverfahren, die durch 
den Sozialen Dienst des Kreisjugendamtes be-
arbeitet werden, ist in den vergangenen Jahren 
konstant gestiegen. Während im Jahre 1990 
durch den Sozialen Dienst des Kreisjugendam-
tes noch 265 Jugendstrafverfahren bearbeitet 
werden mussten, mussten in den vergangenen 
Jahren jährlich durchschnittlich mehr als 600 
Jugendstrafverfahren durch das Kreisjugendamt 
Neuwied bearbeitet werden. 
 
 
Verfahren vor den Familiengerichten 
 
In sämtlichen Verfahren vor den Familiengerich-
ten, welche die elterliche Sorge für Kinder 
betreffen, ist das Jugendamt verpflichtend durch 
die Gerichte zu beteiligen. Es handelt sich dabei 
insbesondere um Regelungen der elterlichen 
Sorge, z.B. nach Trennung oder Scheidung der 
Eltern , die familiengerichtliche Regelung von 
Besuchskontakten, aber auch die Entscheidung 
über einen Eingriff in die elterliche Sorge 
(Sorgerechtsentzug). Familiengerichtlich Ent-
scheidungen werden erforderlich in der Regel 
bei massiven Auseinandersetzungen zwischen 
den Eltern, z.B. zur Frage der elterlichen Sorge 
nach Trennung oder Scheidung. 
 
Zur Vermeidung  familiengerichtlicher Verfahren 
ist aufgrund gesetzlicher Vorgaben die soge-
nannte Trennungs- und Scheidungsberatung al 
Angebot der Jugendhilfe in den vergangenen 
Jahren kontinuierlich ausgebaut worden. Seit 
1998 handelt es sich hier um eine Pflichtaufgabe 
der Jugendhilfe, mit der Eltern minderjähriger 
Kinder in Konfliktsituationen, insbesondere aber 
auch nach Trennung oder Scheidung, Vermitt-
lung angeboten werden soll. Diese Aufgaben 
werden sowohl durch Fachkräfte des Sozialen 
Dienstes als auch durch Fachkräfte von Bera-
tungsstellen in Neuwied wahrgenommen. In der 
Regel handelt es sich dabei um schwierige Ver-
mittlungsprozesse zwischen Eltern mit dem Ziel, 
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Fallübernahmen/-abgaben stationäre Heimmaßnahmen       
              
Jahr 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 Gesamt
Fallübernahmen 8 12 14 6 11 9 8 3 11 5 23 11 121
Fallabgaben 2 0 7 7 4 5 6 0 1 1 5 3 41
                            
Saldo Übernah-
men / Abgaben 6 12 7 -1 7 4 2 3 10 4 18 8 80
 

die zwischen den Eltern bestehenden Konflikte 
im Interesse des Kindes beizulegen oder zu ver-
mindern. 
 
In schwierigen Einzelfällen erfolgt eine Beglei-
tung von Besuchskontakten zwischen Kindern 
und einem Elternteil unmittelbar durch Mitarbei-
ter des Jugendamtes oder durch hiesige Bera-
tungsstellen im Auftrag des Jugendamtes. 
 
Fallübernahmen/Abgaben: 
 
Die Zuständigkeitsregelungen im Kinder- und 
Jugendhilfegesetz sehen vor, dass laufende 
Maßnahmen der Jugendhilfe (z.B. Heimunter-
bringungen) durch das Jugendamt geleistet wer-
den, in dessen Zuständigkeitsbereich die Eltern/

ein Elternteil ihren Aufenthalt haben. Mit einem 
Umzug von Eltern wandert dabei auch die örtli-
che Zuständigkeit an das für den neuen Wohnort 
zuständige Jugendamt. 
 
Diese Regelungen haben dazu geführt, dass seit 
1990 in einem erheblichen Umfang mehr Ju-
gendhilfemaßnahmen nach Zuzug von anderen 
Jugendämtern übernommen werden mussten 
als zugleich durch den Wegzug von Eltern aus 
dem Landkreis Neuwied abgegeben werden 
konnten. Die nachfolgende Tabelle veranschau-
licht, dass dieses Missverhältnis sowohl zu einer 
erheblichen Steigerung der Jugendhilfeaufwen-
dungen im Landkreis Neuwied als auch zu einer 
entsprechenden Mehrbelastung der Fachkräfte 
des Kreisjugendamtes Neuwied geführt hat. 

Der Soziale Dienst betreut ferner jährlich etwa 
130 Pflegekinder, die in Pflegefamilien im Land-
kreis Neuwied leben. Durchschnittlich handelt es 
sich in mehr als 50 % der Fälle dabei um Kinder, 
die von anderen Jugendämtern im Landkreis 
Neuwied untergebracht wurden. Nach einer Ü-
bergangszeit obliegt sowohl die Betreuung der 
entsprechenden Jugendhilfemaßnahmen als 
auch die Beratung der Pflegeeltern den Mitarbei-
tern des hiesigen Sozialen Dienstes. Auch hier 
ist ein Missverhältnis zu Lasten des Landkreises 
Neuwied zu beobachten, da erheblich mehr Kin-
der von anderen Jugendämtern im Landkreis 
Neuwied untergebracht werden als Kinder aus 
dem Landkreis Neuwied in Pflegefamilien außer-
halb des Kreises leben. 
 
 

Kindertagespflege 
 
Im Jahr 2005 erfolgte Änderungen haben zum 
Ziel, das Angebot einer Förderung von Kindern 
nicht nur in Kindertageseinrichtungen, sondern 
auch in Form der Betreuung durch Tagespflege-
personen auszubauen. Bereits in der Vergan-
genheit wurde Tagespflegepersonen durch den 
Sozialen Dienst vermittelt und die Voraussetzun-
gen einer etwaigen Übernahme entstehender 
Kosten überprüft. Laufend handelte es sich bis-
lang um etwa 60 Kinder i.d.R. alleinerziehender, 
berufstätiger Eltern, die in dieser durch das Ju-
gendamt vermittelten und finanzierten Form be-
treut wurden. Aufgrund der gesetzlichen Vorga-
ben ist hier ein Ausbau des Betreuungsangebo-
tes bis zum Jahr 2010 vorgesehen. Gleichzeitig 
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werden erhöhte Anforderungen an die Qualifika-
tion von Tagespflegepersonen gestellt. 
 
Zusätzlich verlangt der Gesetzgeber seit dem 
01.10.2005, dass sämtliche Personen, die in 
einem bestimmten Umfang fremde Kinder in Ta-
gespflege betreuen, einer Erlaubnis des Jugend-
amtes bedürfen. Die Prüfung einer Eignung von 
Tagespflegepersonen und die Erteilung der Er-
laubnis zur Aufnahme von Kindern in Kinderta-
gespflege obliegt ebenfalls den Fachkräften des 
Sozialen Dienstes. Da hiervon auch Kinder in 
rein privat organisierter Tagespflege erfasst wer-
den, ist zur Zeit der dadurch bedingte Zuwachs 
des Fallaufkommens nicht abschätzbar. 
 
 
Wirtschaftliche Jugendhilfe  
 
Alle mit der Durchführung  einzelner Hilfen ver-
bundenen wirtschaftlichen Leistungen werden 
durch die Verwaltungsfachkräfte der sogenann-
ten Wirtschaftliche Jugendhilfe bearbeitet. Bei 
materiellen Aufwendungen, z.B. durch Beauftra-
gung von Freien Trägern der Jugendhilfe, Unter-
bringung von Kindern in Pflegestellen oder Ein-
richtungen erfolgt die Bescheiderteilung, Abrech-
nung, etc. durch die Mitarbeiter/innen des Sach-
gebietes Wirtschaftliche Jugendhilfe. 
 
Ist mit der Hilfe für ein Kind eine Unterbringung 
außerhalb des Elternhauses, z.B. in einer Pfle-
gefamilie oder einem Heim verbunden, ist das 
Jugendamt zur Deckung des  gesamten Lebens-

unterhaltes eines Kindes einschließlich der Kos-
ten der Erziehung verpflichtet. 
 
Wesentlicher Bestandteil der Aufgaben der Wirt-
schaftlichen Jugendhilfe  ist die  in begrenztem 
Umfang mögliche Heranziehung von Eltern zu 
den Aufwendungen der Jugendhilfe, insbeson-
dere aber die Prüfung von Ersatzleistungen an-
derer Leistungsträger sowie die Geltendma-
chung und Durchsetzung von Kostenerstat-
tungsansprüchen gegenüber anderen Jugend-
ämtern. Insbesondere der Durchsetzung von 
Kostenerstattungsansprüchen kommt dabei auf-
grund des jeweiligen Kostenvolumens eine er-
hebliche  Bedeutung für die Refinanzierung der 
Jugendhilfeaufwendungen zu. Aufgrund des ho-
hen Anteils der durch Zuzug von Eltern beding-
ten Fallübernahmen besitzt  die Entscheidung 
über damit verbundene Kostenerstattungsan-
sprüche erhebliche Auswirkungen auf die Ent-
wicklung des Ausgabevolumens im Bereich  der 
Jugendhilfe. 
 
Zu den wirtschaftlichen Leistungen der Jugend-
hilfe gehört ebenfalls die Übernahme des Kin-
dergarten-, Hort- oder Krippenbeitrages einkom-
mensschwacher Eltern-/teile. 
Der im Rahmen der Umsetzung des Rechtsan-
spruchs auf einen Kindergartenplatz erfolgte 
Ausbau des Angebotes an Kindergartenplätzen 
hat hier neben der Häufung sozialer 
(wirtschaftlicher) Notlagen dazu geführt, dass 
die Zahl der Anträge in den vergangenen Jahren 
kontinuierlich gestiegen ist. 

Übernahme Kindergartenbeiträge                 
(bearbeitete Anträge)              
               

Jahr 1990 1992 1994 1996 1998 2000 2002 2005* 
         

bearbeitete Anträge 135 184 186 329 465 580 635 596 
 

* Stand 30.09.2005  
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Im Zuge der Zusammenlegung der Abteilun-
gen Bauwesen (6) und Wirtschaft und Ver-
kehr (10) zur neuen Abteilung 6/10 
„Bauwesen, ÖPNV, Umwelt- und Natur-
schutz“ erfolgten zum 01.05.2005 verschiede-
ne organisatorische Umstrukturierungen, die 
sich auch auf den Inhalt und die Gliederung 
des Verwaltungsberichtes auswirken. 
 
Die früheren Referate 60 (Bauverwaltung) und 
62 (Bauaufsicht) wurden gemeinsam mit der Un-
teren Denkmalschutzbehörde zu einem neuen 
Referat 60 zusammengeführt. 
 
Ferner wurden im neu gebildeten Referat 
„Immobilienmanagement“ alle Aufgaben zusam-
mengeführt, die die Liegenschaften des Land-
kreises (z.B. Instandhaltung, Reinigung, Versi-
cherungen incl. Schadensbearbeitung, Haus-
meisterdienste usw.) betreffen. 
Das Immobilienmanagement übernimmt hierbei 
rein objektbezogene Aufgaben. Dies bedeutet, 
dass die für den Dienstbetrieb notwendigen Bau- 
und Räumlichkeiten mit der technischen Ausstat-
tung (Strom-, Telefon- und EDV-Anschlüsse 
usw.) in den Verwaltungs- und Schulgebäuden 
bereitgestellt werden. 
 
Weiterhin werden in der neuen Abteilung 6/10 
die Aufgabengebiete Raumordung und Landes-
planung, Kreisentwicklung und Bauleitplanung, 
die Koordination von verschiedenen Förderpro-
grammen, der ÖPNV und die Schülerbeförde-
rung (Referat 62), die Wasserwirtschaft und der 
Umweltschutz (Referat 63), sowie die Landes-
pflege in Form von Natur- und Artenschutz sowie 
der Kreisstraßenbau (Referat 64) bearbeitet. 
 
Mit der Zusammenführung der beiden Abteilun-
gen ist nunmehr eine noch intensivere Abstim-
mung und Koordination in allen Arbeitsbereichen 
möglich. 
 
Nachfolgende Berichte sollen einen Einblick in 

die tägliche Arbeit der Abteilung Bauwesen, 
ÖPNV, Umwelt- und Naturschutz geben. 
 
Bauaufsicht und Bauverwaltung 
 
Im Jahr 2005 wurden die früheren Referate 60 
(Bauverwaltung) und 62 (Bauaufsicht) gemein-
sam mit der Unteren Denkmalschutzbehörde zu 
einem neuen Referat 60 zusammengelegt. Mit 
der neuen Organisation bleiben die bisherigen 
Aufgabenbereiche Bauaufsicht, Bauverwaltung 
und Denkmalschutz inhaltlich erhalten, wurden 
aber organisatorisch unter eine Referatsleitung 
gestellt. 
 
Die Anzahl der Bauanträge bei allen 4 Bauauf-
sichtsbehörden des Landkreises hielt im Be-
richtszeitraum mit 1151 Antragsverfahren etwa 
das Niveau der Vorjahresergebnisse (2003: 1161 
Anträge, 2004: 1185 Anträge), wobei die von der 
Unteren Bauaufsichtsbehörde der Kreisverwal-
tung bearbeiteten Bauantragsverfahren (ohne 
Nachträge und Verlängerungen) mit 691 leicht 
unter der Gesamtantragszahl von 2004 (703), 
jedoch höher als 2003 (679) lag. Dabei blieb der 
zahlenmäßige Umfang der vereinfachten Verfah-
ren gegenüber dem Vorjahr mit 363 Anträgen 
konstant. 
 
Hervorzuheben ist, dass das Gebührenaufkom-
men bei den bauaufsichtlichen Genehmigungs-
verfahren mit 496.837 € deutlich über den Vor-
jahresergebnissen lag. Dies verdeutlicht zum 
einen, dass Vorhabenanzahl und –umfang sehr 
unterschiedlich sein können. 
Andererseits beschäftigen umfangreiche Groß-
vorhaben, die in der Regel zu höheren Gebühren 
führen, auch in erhöhtem Maße das Bauauf-
sichtspersonal. Die bislang oft zitierten mittleren 
Bearbeitungszeiten für Baugenehmigungsverfah-
ren werden dieser Tatsache nicht gerecht. 
 
Die Bauantragsverfahren der drei Verbandsge-

 Abteilung Bauwesen, ÖPNV, Umwelt- und Naturschutz 
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meinden Asbach, Linz und Puderbach sind ge-
genüber dem Vorjahr (482) mit 460 im Jahre 
2005 leicht rückläufig. 
 
Der Negativtrend bei den Freistellungsverfahren 
hat sich auch 2005 fortgesetzt. Es konnten ins-
gesamt lediglich 167 Verfahren freigestellt wer-
den, 87 Anträge bei den Verbandsgemeindever-
waltungen und 80 Anträge bei der Kreisverwal-
tung. 
 
Im Jahre 2005 wurden 268 Sonderprüfungen 
aufgrund von Beschwerden oder Nachbarein-
wendungen durchgeführt, damit setzt sich die 
seit 2004 erkennbare Entwicklung dieser z.T. 
sehr aufwendigen Prüfungen fort. 
 
Gemeinsam mit der Unteren Brandschutzdienst-
stelle wurden 12 Objekte überprüft; hierbei han-
delte es sich hauptsächlich um Altenpflegehei-
me. 2006 müssen diese wichtigen Prüfungen 
unbedingt fortgeführt werden. 
 
Die Zahl der Widerspruchverfahren ist aufgrund 
von vorangegangenen zeitaufwändigen Beratun-
gen auf  34 Verfahren zurückgegangen. 
Auch die Anzahl bauordnungsbehördlicher Ver-
fahren ist mit 227 gegenüber dem Vorjahr (471) 
deutlich gesunken. 
In diesen Bereichen konnten zahlreiche Vorgän-
ge im Vorfeld geklärt werden, ohne ein formelles 
Verfahren einleiten zu müssen. Damit hat sich 
der umfangreiche personelle Beratungsaufwand 
in den vorgelagerten Verfahrensstufen positiv 
ausgewirkt.  Allerdings führt dieser Zusatzauf-
wand auch zu geringeren Fallzahlen. 
 
Im Berichtszeitraum wurden 37 Ordnungswidrig-
keitsverfahren eingeleitet. 
 
 
Denkmalschutz 
 
2005 konnten 10 Einzeldenkmäler sowie ein 
Grabungsschutzgebiet der formellen Unter-
schutzstellung zugefügt werden. Zu öffentlichen 
und privaten Instandsetzungs-, Renovierungs- 
oder Umbaumaßnahmen wurden 74 denkmal-

rechtliche Genehmigungen erteilt sowie 108 
schriftliche Stellungnahmen und 185 individuelle 
Ortstermine und Beratungen am Objekt durchge-
führt. 
 
Am 11.09.2005, dem Tag des offenen Denkmals, 
waren kreisweit 17 Einzeldenkmäler oder En-
sembles geöffnet. Unter dem von der Deutschen 
Stiftung Denkmalschutz erwählten Motto 
 „Krieg und Frieden“ wurde die Stadtbefestigung 
so manchen Ortes, wie z.B. in Engers, erläutert. 
Auch konnte man sich durch die altehrwürdige 
Neuerburg im Fockenbachtal unweit Niederbreit-
bach führen lassen oder in einem Unkeler Luft-
schutzkeller bzw. in der Alten Schule von Dier-
dorf Ausstellungen zu den ereignisreichen letz-
ten Kriegstagen Ende März 1945 ansehen.  
Außerdem waren auch die rechtsrheinischen 
Brückentürme der Remagener Brücke geöffnet, 
die als letzte unzerstörte Rheinbrücke im zweiten 
Weltkrieg Geschichte schrieb. 
 
Die Grabstätten auf dem Alten Friedhof Neuwied 
in der Julius-Remy-Straße erfuhren neben der 
längst überfälligen Bewuchsentfernung eine in-
tensive Pflege und Instandsetzung, so dass die 
Erarbeitung eines Erhaltungskonzeptes das loh-
nende Thema einer  Abschlussarbeit im Fach 
Baudenkmalpflege an der FH Köln wurde. 
 
Bemerkenswert ist die Konstituierung eines För-
dervereins zur Erhaltung und Instandsetzung der 
Isenburg im Januar 2005. Beeindruckend sind 
die mit Hilfe der AWO-Arbeit bereits durchgeführ-
ten Maßnahmen zur Bewuchsentfernung, Er-
schließung und mauertechnischen Sicherung der 
seit Jahrhunderten vernachlässigten Ruine. 
 
Das neue Heimatjahrbuch des Kreises mit dem 
Beitrag über die im Jahre 2004 ausgewiesenen 
Kulturdenkmäler und Denkmalzonen konnte am 
4. Oktober 2005 im Dorfgemeinschaftshaus von 
Kleinmaischeid in Anwesenheit zahlreicher Auto-
ren präsentiert werden. 
Neben mehreren im Detail beschriebenen sakra-
len oder herrschaftlichen Bauten sind es vor al-
lem die Bodendenkmäler, deren Erforschung 
sich mehrere Autoren, allen voran Heinz Prei-
ßing, seit langer Zeit verschreiben. 
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Besondere Aufmerksamkeit kam 2005 dem 
größten deutschen Bodendenkmal, dem römi-
schen Grenzwall des Limes, zuteil, der am 14. 
Juli in Durban (Südafrika) in die Liste der UNES-
CO-Welterbe-Stätten aufgenommen wurde. 
Dessen Bedeutung soll am „caput limitis“, dem 
Beginn der einstigen Grenzanlage zwischen 
Rheinbrohl und Bad Hönningen, ein Informati-
onszentrum mit einer Sammlung ausgewählter 
Fundstücke erschließen.  Ministerpräsident Kurt 
Beck kam am 4. Dezember nach Rheinbrohl, um 
mit der Zusage eines stattlichen Landeszuschus-
ses die Finanzierung sichern zu helfen und für 
einen sanften Tourismus zu werben. 
 
 

Immobilienmanagement 
(früher kreiseigener Hochbau) 
 
Technisches Immobilienmanagement 
 
1. Sanierung des Dienstgebäudes Wilhelm-
Leuschner-Straße 9, in Neuwied 
 
Die Gesamtmaßnahme, die sich aus mehreren 
Teilleistungen in verschiedenen Zeiträumen zu-
sammensetzt, wurde im Jahr 2003 begonnen. Im 
Jahr 2005 konnten die Arbeiten im 2. OG über-
wiegend abgeschlossen werden. Die Erledigung 
des Maßnahmekataloges wird kontinuierlich fort-
gesetzt. Insgesamt wurden für die Arbeiten ca. 
116.000 € aus einem Haushaltsausgaberest ver-
wendet. 
 
2. Umbau und Ausbau der Realschule in Linz am 
Rhein 
 
Nach Abschluss der Gesamtbaumaßnahme wur-
de am 20.10.2005 die „Wiedereröffnung“ der 
Realschule Linz gefeiert. Der Verwendungsnach-
weis über 3.651.647,00 Euro wird derzeit gefer-
tigt.  
 
3. Um- und Ausbaumaßnahmen sowie Sanie-
rung im Bestand an der Gustav-W.-Heinemann – 
Schule in Raubach 
 

Bedingt durch die angestiegene Schülerzahl und 
den Einstieg zur Ganztagsschule, muss die Ge-
bäudesubstanz aufgerüstet werden. Durch Hin-
zunahme der ehemaligen Grundschule soll ein 
Gesamtkomplex entstehen, der diesen Anforde-
rungen gerecht wird. Die Gesamtkosten sind auf 
2.156.000,00 Euro ermittelt. Die notwendigen 
Arbeiten für den 1. Bauabschnitt wurden ausge-
schrieben. Im Ergebnis musste die Umbaupla-
nung modifiziert werden. Die Änderungen sind 
bereits durch die Aufsichts- und Dienstleistungs-
direktion (ADD) genehmigt. 
 
 
4. Sanierungsmaßnahme an der David-
Roentgen-Schule in Neuwied 
 
Die 1999 begonnenen bauphysikalischen und 
energetischen Verbesserungen am Bauteil A 
konnte im Haushaltsjahr 2005 größtenteils been-
det werden. Als Ergebnis einer „Brandschau“ der 
zuständigen Baugenehmigungsbehörde war die 
Planung eines zweiten Rettungsweges für den 
Bauteil A zu erarbeiten. Entsprechende Planun-
terlagen wurden gefertigt. Für die bisher im Bau-
teil A durchgeführten Maßnahmen standen im 
Jahre 2005 insgesamt 350.000,00 Euro zur Ver-
fügung. 
 
 
5. Neubau einer Dreifeldsportanlage an der Da-
vid – Roentgen – Schule in Neuwied 
 
Die David – Roentgen – Schule verfügt über kei-
ne eigene Sporthalle. Erforderlicher Sportunter-
richt wurde bisher in der Sporthalle der Ludwig – 
Erhard – Schule erteilt. Die Kinzingschule, die 
ebenfalls die Turnhalle der Ludwig – Erhard – 
Schule nutzt, wurde im Jahre 2005 Ganztags-
schule. Hierdurch besteht an der Kinzingschule 
ein erhöhter Nutzungsbedarf der Turnhalle, der 
überwiegend zu Lasten der Nutzung durch die 
David – Roentgen – Schule geht. Daher ist der 
Neubau einer Dreifeldsporthalle an der David – 
Roentgen – Schule geplant. 
 
Die Kosten für den Neubau der Halle wurden auf 
max. 2,35 Mio. Euro festgelegt. Zur Planung der 
Halle wurde ein Architektenwettbewerb durch-
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führt, in dessen Rahmen 7 Architekten bzw. Pla-
nungsgemeinschaften zur Abgabe einer Arbeit 
aufgefordert wurden. 
 
Auf der Grundlage des 1. Preisträgers 
(Planungsgruppe Dr. Heydorn / Ebert)  wurden 
die schulbehördliche Genehmigung und entspre-
chende Fördergelder beantragt. Der Baubeginn 
ist für 2006 und die Fertigstellung bis spätestens 
August 2008 vorgesehen. 
 
 
 
6. Sanierungsmaßnahmen an der Ludwig-
Erhard-Schule in Neuwied 
 
Die auf mehrere Jahre verteilte Gesamtmaßnah-
me wurde auch im Jahr 2005 kontinuierlich wei-
tergeführt. Hierfür standen weitere 431.000,00 
Euro zur Verfügung. 
 
 
7. Anbau eines Speiseraumes an die Ludwig – 
Erhard – Schule in Neuwied 
  
Die Kinzingschule ist im Jahre 2005 Ganztags-
schule geworden. Die Mittagsverpflegung der 
Ganztagskinder soll über die Jugendfirma an der 
Ludwig – Erhard – Schule Neuwied sichergestellt 
werden. Da der bisherige Kantinenbereich der 
Ludwig – Erhard - Schule für die Essensverpfle-
gung der Schüler beider Schulen nicht ausrei-
chend dimensioniert ist, wurde in Absprache mit 
der ADD ein Speiseraumanbau an der Ludwig – 
Erhard – Schule geplant. Die Planung liegt zur 
schulbehördlichen Genehmigung und Beantra-
gung entsprechender Fördergelder der ADD vor. 
 
 
 
 
Im Rahmen der Bauunterhaltung wurden 2005 
an den kreiseigenen Gebäuden und Schulen 
Mittel in Höhe von 1.170.000,00 Euro bautech-
nisch verausgabt. Dabei sind die Erneuerung der 
Glasfassade an der Turnhalle des Schulzent-
rums Neustadt/Wied und Arbeiten an der Aula 
der Realschule hervorzuheben. 
 

Kaufmännisches Immobilienmanagement 
 
Das Gebäude der DRK Rettungswache, das für 
den Dienstbetrieb der Kreisverwaltung Neuwied 
nicht erforderlich ist, wurde auf entsprechende 
Anfrage an das DRK, Rettungsdienst Rhein – 
Lahn - Westerwald gGmbH, veräußert. 
 
Reduzierung der Telefonkosten der Kreisverwal-
tung Neuwied, der kreiseigenen Schulen sowie 
der Verbandsgemeinden im Kreisgebiet aufgrund 
von Verhandlungen mit der Telekom. 
 
Kündigung unattraktiver Leasingverträge und 
entsprechende Neubeschaffungen im Telefonan-
lagenbereich. 
 
Sondierung bzgl. Nutzungsänderung und Ver-
wertungsmöglichkeiten nicht benötigter Flächen 
im Bereich der Asylbewerberunterkunft Hafen-
straße. 
 
 
Dienstleistungsmanagement 
 
Auslastungsvergleich zwischen den Schulhaus-
meistern der kreiseigenen Schulen nach Fläche 
und Schülerzahl. 
 
Übernahme der Hausmeistertätigkeit an einer 
Grundschule der Stadt Neuwied. 
 
Erarbeitung einer neuen Hausmeisterdienstan-
ordnung mit Aufgabenplan, die ab Schuljahres-
beginn 2006/2007 gelten soll. 
 
Europaweite Ausschreibung der Reinigungsleis-
tungen für Verwaltungsgebäude und kreiseigene 
Schulen des Landkreises Neuwied. 
 
Bauzustandsaufnahme im Bereich der Asylbe-
werberunterkunft und Behebung der vordring-
lichsten Mängel. Die Belegung der 3 Wohnblö-
cke wird in Absprache mit der Sozialabteilung 
auf zwei Wohnblocks konzentriert, so dass ein 
Wohnblock bereits teilweise und zukünftig voll-
ständig geschlossen werden kann. 
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Kreismuseum 
 
 
Zahlreiche kulturelle Aktivitäten fanden im Jahre 
2005 im Kreismuseum und im Ausstellungsflur 
der Kreisverwaltung Neuwied statt.: 
 
In den Monaten Januar/Februar 2005 stellte das 
Kreismuseum Werke des verstorbenen Neuwie-
der Kunstmalers und Architekten Josef Antonius 
Klein aus. Dieser Ausstellung folgte eine Präsen-
tation mit Bildern und Installationen der Künstle-
rinnen Gabriele Schirner und Bärbel Tisje aus 
Dietz an der Lahn. 
 
Unter dem Titel „Projektionen“ stellte die Wind-
hagener Künstlerin Susanne Krell im April/Mai 
ihre Frottagen und Installationen aus. Die Neu-
wieder Künstlervereinigung „Gruppe 93“ zeigte 
Ende Mai bis Juni ihre neuesten Werke. 
 
Die Ausstellung „Stolzenfels – Schlossromantik 
am Rhein“ bildete einen Höhepunkt des vergan-
genen Jahres. Kostbare Aquarelle von Caspar 
Scheuren aus der Mitte des 19. Jh. sowie Möbel 
von Schloss Stolzenfels, die in der Neuwieder 
Werkstatt Vetter angefertigt wurden, waren die 
Schwerpunkte dieser Präsentation. Diese kunst-
historische Ausstellung fand in Zusammenarbeit 
mit mehreren Museen, Archiven, Bibliotheken 
und Privatsammlungen statt. 
 
Nach der traditionellen Jahreskunstausstellung 
(„Weihnachtskunstausstellung“), in der rund 50 
Künstler aus dem Mittelrheingebiet im Novem-
ber/Dezember ihre neuesten Arbeiten zeigten, 
wurde am 6.Dezember durch den rheinland-
pfälzischen Wirtschaftsminister Arthur Bauckha-
ge der Designpreis Rheinland-Pfalz für 2005 im 
Festsaal des Kreismuseums verliehen. Diese 
Veranstaltung war mit einer Ausstellung über 
Produktdesign verbunden. 
 
Zahlreiche Vorträge, Führungen, Lesungen und 
Konzerte begleiteten die Ausstellungen im Kreis-
museum. 
 
 

 
 
 
 
Auch im Ausstellungsflur der Kreisverwaltung 
stellten Künstler, so Ulla Windheuser-Schwarz 
und Raschid Ismail, aber auch Kunstkurse der 
Wohnformen für Erwachsene des Heinrich-
Hauses Neuwied ihre Arbeiten aus. 
 
Das Heimat-Jahrbuch 2006 erschien im Oktober 
in der bewährten Buchform mit festem Einband, 
historischen und aktuellen Beiträgen sowie zahl-
reichen farbigen Abbildungen. 
 
Das qualitätvolle Programm mit vielfältigen Ver-
anstaltungen ließ das Kreismuseum 2005 wieder 
zu einer attraktiven Einrichtung für interessierte 
Besucher sowie auch für Kulturinstitutionen, Wis-
senschaftler, Sammler, Restauratoren usw. aus 
dem In- und Ausland werden uns setzte damit 
seine bedeutende Tradition fort. 
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Jahr 
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Euro 

  
B
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2001 
731 

383.698 
  

203 
59.436 

  
116 

32.094 
  

115 
27.655  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

2002 
721 

354.429 
  

304 
49.765 

  
133 

24.262 
  

142 
26.955 

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

2003 
679 

387.167 
  

259 
50.758 

  
109 

27.216 
  

114 
27.475 

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

2004 
703 

367.587 
  

252 
54.766 

  
107 

26.138 
  

123 
24.605 

  
  

  
 

  
  

 
  

  
 

  
  

2005 
691 

496.837 
  

209 
35.556 

  
143 

33.373 
  

108 
22.433 
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Planung und  
Kreisentwicklung 
 

Neuaufstellung des Regionalen  
Raumordnungsplanes (RROP) für die 
Region Mittelrhein-Westerwald 
 
Das Aufstellungsverfahren des Regionalen 
Raumordnungsplanes für die Region Mittelrhein-
Westerwald wird seit Ende 2000 betrieben und 
steht nun voraussichtlich in einigen Monaten vor 
dem Abschluss. Ein zweites, eingeschränktes 
Anhörverfahren wurde aufgrund einer erneuten 
Änderung der Planung Ende 2005 betrieben. Die 
Gremien der Planungsgemeinschaft haben die 
Planung Anfang Februar 2006 abschließend be-
schlossen. Sie wird der Obersten Landespla-
nungsbehörde abschließend zur Genehmigung 
vorgelegt. Der neue Plan soll nach seiner Ge-
nehmigung den seit 1988 gültigen „alten“ RROP 
ablösen. 
 
 
Das Planwerk beinhaltet die überörtliche, über-
fachliche und zusammenfassende Landespla-
nung im Gebiet der Planungsregion Mittelrhein-
Westerwald und vertieft und konkretisiert das 
Landesentwicklungsprogramm (LEP III). Es ent-
hält Planungsziele und Grundsätze, die aus Sicht 
der Raumordnung und Landesplanung in der 
kommunalen Bauleitplanung und in den Fachpla-
nungen zu beachten und zu berücksichtigen 
sind. Daher stellt er u.a. auch für die Arbeit der 
unteren Landesplanungsbehörden eine wichtige 
Beurteilungsgrundlage dar. 
 
 
Parallel zur Neuaufstellung des Gesamtplanes 
des RROP wird seit 2003 seitens der Planungs-
gemeinschaft Mittelrhein-Westerwald eine Teil-
fortschreibung „Teilplan Windenergie“ betrieben. 
Diese Planung soll dazu dienen, die Ansiedlung 
von raumbedeutsamen Windenergieanlagen in 
der Region anhand einer einheitlichen Konzepti-
on zu steuern. 
 

Der Entwurf zum „Teilplan Windenergie“ wurde 
aufgrund der umfangreichen Eingaben aus dem 
zweiten Anhörverfahren erneut geändert, so 
dass ein drittes Anhörverfahren im Herbst 2005 
durchgeführt wurde. Auch der Teilplan Wind-
energie wurde Anfang 2006 in den Gremien der 
Planungsgemeinschaft abschließend beschlos-
sen und wird der Obersten Landesplanungsbe-
hörde ebenfalls zur Genehmigung vorgelegt. 
 
Die untere Landesplanungsbehörde des Refera-
tes 6/10 - 62 wurde im Verfahren zur Bearbei-
tung des Gesamtentwurfes zur Neuaufstellung 
des RROP incl. des „Teilplanes Windenergie“ 
seit Mitte 2000 im Rahmen einer Arbeitsgruppe 
intensiv eingebunden. 
 
Daneben hat sie im Laufe der letzten Jahre zahl-
reiche Stellungnahmen in den Verfahren zum 
RROP in Abstimmung mit den Kommunen erar-
beitet, um die Belange des Landkreises und der 
kreisangehörigen Kommunen entsprechend gel-
tend zu machen.  
 
 

Gewässerrenaturierung im 
Landkreis Neuwied 
 
Die Kreisverwaltung Neuwied erhält seit 2002 
Mittel des Landes Rheinland Pfalz und der DB 
AG, um Gewässer zweiter Ordnung (Wied, Holz-
bach und Saynbach) zu renaturieren. Die DB AG 
hatte auf der Grundlage eines Vertrages einen 
Ausgleichsbetrag an das Land gezahlt, um ein 
Defizit für Eingriffe in Natur und Landschaft 
durch die ICE-Neubaustrecke Köln-Rhein/Main 
auszugleichen. 
 
Die einzelnen Vorhaben der Renaturierung wer-
den durch das Land Rheinland-Pfalz aus Mitteln 
der „Aktion Blau“ zu 80 % (Grunderwerb) bzw. 
60 % (Bauarbeiten) gefördert. Den verbleiben-
den „Eigenanteil“ stellt das Land dem Landkreis 
aus Mitteln des Ausgleichsbetrages der DB AG 
zur Verfügung. 
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Arten- und Biotopschutz mit 
Motorsäge und Planierraupe 
 
Artenschützer riefen im Spätsommer 2005 Alarm 
aus. In einer Kiesgrube in der Ortsgemeinde O-
ckenfels würde eine Kiesgrube verfüllt, in der 
sich die bundesweit sehr gefährdete Amphibien-
art „Gelbbauchunke“ ( Bombina variegata ) be-
fände. Ein kurzfristig anberaumter Ortstermin 
bestätigte diesen Fund. Im Kontakt mit dem 
Kiesgrubenbetreiber, der rechtmäßig die Rekulti-
vierung der ausgebeuteten Kiesgrube betrieb, 
wurden Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz 
der Tiere abgesprochen. Durch Freiwillige wur-
den tausende Jungtiere eingesammelt und in ein 
unterhalb des Grubengeländes gelegenes wech-
selfeuchtes Gelände verbracht. Diese Flächen, 
in der Stadt Linz und der Ortsgemeinde Ocken-
fels gelegen, waren zu Beginn der 80er Jahre 
ebenfalls ausgebeutet, jedoch nicht wieder ver-
füllt worden. Der entstandene Biotoptyp war sei-
nerzeit als anthropogen gestörtes Rohbodenge-
lände anzusprechen, in dem neben der Gelb-
bauchunke noch weitere Amphibienarten wie 
Wechselkröte ( Bufo viridis ) , Erdkröte (  Bufo 
bufo ), Grasfrosch ( Rana temporaria ), Teich-
molch (  Triturus vulgaris ), Fadenmolch ( Tritu-
rus  helveticus ) sowie Bergmolch ( Triturus al-
pestris ) vorkamen. 
 
Vor etwa zehn Jahren hatte die Stadt Linz diese 
Fläche einem örtlichen Naturschutzverband per 
Vertrag zur Pflege und Betreuung übertragen. 
Leider zeigte sich in der Vergangenheit, dass der 

BUND dieser Verpflichtung nicht nachkam. Die 
Folge war eine zunehmende Verbuschung, so 
dass die Fläche waldähnlichen Charakter an-
nahm. Für die o.a. Amphibienarten bedeutete 
dies einen zunehmenden Verlust von Wasserflä-
chen, die für die Reproduktion der Arten uner-
lässlich waren. Ein Rückgang der Arten und der 
Populationen war vorprogrammiert und trat ein. 
 
Dies veranlasste die untere Naturschutzbehörde 
der Kreisverwaltung mit der Stadt Linz in Kontakt 
zu treten, um eine aktive Unterstützung zur Bio-
toppflege zu erhalten. Unbürokratisch und 
schnell stellte die Stadt Linz Mitarbeiter des Bau-
hofes mit Gerät zur Verfügung, die nach Anwei-
sung aufgewachsene Gehölze und Bäume in der 
Zeit vom Dezember 2005 bis Februar 2006 rode-
ten bzw. fällten. Der Schnitt wurde mittels Radla-
der gezielt abgelagert. In Kooperation mit der 
kiesabbauenden Firma Schmitz aus Neustadt - 
Wiedmühle konnte durch den unentgeltlichen 
Einsatz einer Planierraupe das entbuschte Ge-
lände dergestalt modelliert werden, dass sich 
hier bei ausreichenden Niederschlägen wieder 
temporäre Gewässer bilden konnten und zukünf-
tig bilden können, die als Laichquartiere während 
des Frühjahres und des Sommers funktionieren 
sollen. 
 
Zur weiteren Optimierung des Biotops ist noch 
beabsichtigt, die südwestliche Böschung zwi-
schen der geräumten Fläche und des oberhalb 
gelegenen Rekultivierungsgeländes gezielt abzu-
brennen. Auch dieser Bereich ist durch mangeln-
de Pflege mit Brombeere zugewuchert bzw. mit 

Bisher wurden folgende Projekte umgesetzt: 

Jahr Projekte Gesamtkosten 

2002 Renaturierung der Wied bei Roßbach (Teil 1), Wehrumbau Kausen am 
Saynbach 

55.000 € 

2003 Randstreifen am Holzbach in der VG Puderbach, Umbau dreier Wehre 
am Holzbach 

185.000 € 

2004 Renaturierung der Wied bei Roßbach (Teil 2) und Niederbreitbach; Rand-
streifen an der Wied bei Neustadt, Renaturierung des Holzbaches bei 
Brückrachdorf, Umbau eines Wehres am Saynbach 

153.000 € 

2005 Umbau zweier Wehranlagen am Saynbach, Umbau einer Wehranlage 
und Renaturierung des Holzbaches bei Dierdorf Wienau, Umbau einer 
Wehranlage (mit Eigenanteil des Betreibers und ohne Ausgleichsbeitrag 
DB AG) am Holzbach bei Raubach 

376.000 € 



67 

 

Neophyten ( Buddleia u. Robinie ) bewachsen 
und verhindert die Besonnung. Gerade die Auf-
heizung des Böschungsbereiches ist für die dort 
vorkommende Zauneidechse ( Lacerta agilis ) 
von existentieller Bedeutung. Die Freiwillige Feu-
erwehr der Verbandsgemeinde Linz/Rh. hat sich 
bereit erklärt, bei diesem Vorhaben unterstützen-
den Brandschutz zu leisten. Diese spezielle Pfle-
gemaßnahme kann nur bei geeigneter Witterung 

durchgeführt und soll vermutlich im Spätsommer 
realisiert werden. 
Die Erfahrung aus diesem Projekt zeigt, dass 
eine Kooperation zwischen Kommunen, der 
Kiesindustrie und der Naturschutzbehörde durch-
aus möglich ist und mit geringsten Kosten und 
minimalem Verwaltungsaufwand zum angestreb-
ten Erfolg führen kann. 

Pilotprojekt „Schulbusbegleiter“ 
im Landkreis Neuwied 
 
 
In Zusammenarbeit mit der ARGE – Arbeit, der 
Unfallkasse Rheinland-Pfalz und den im Land-
kreis Neuwied tätigen Verkehrsunternehmen hat 
das Referat ÖPNV / Schülerbeförderung im ver-
gangenen Jahr das Projekt „Schulbusbegleiter“ 
ins Leben gerufen. Hintergrund dieser  Maßnah-
me waren einerseits die immer wieder eingegan-
genen Beschwerden von Eltern und Schülern 
über „unzumutbaren Beförderungsbedingungen“ 
sowie andererseits die Hinweise  der Verkehrs-
unternehmen auf fälschliches Verhalten der 
Schüler an den Haltestellen und im Bus selbst.  
 
Die Aufgaben der „Schulbusbegleiter“ wurden 
wie folgt definiert: 
 
•Fahrgäste (Schülerinnen und Schüler) bei Be- 
 darf bzgl. des richtigen Verhaltens im Bus anlei- 
 ten sowie dasselbe zu erläutern und zu kontrol- 
 lieren 
•Gewalt im Bus vorzubeugen 
•Vandalismus im Bus verhindern zu helfen 
•als Vermittler und Schlichter in Konfliktfällen im  
 und am Bus tätig zu werden 
•mit dem Busfahrer zusammenzuarbeiten. 
 
Im Ergebnis sollten einerseits dem Landkreis 
Neuwied als Schulwegkostenträger wie auch den 
Verkehrsunternehmen Informationen über Unre-
gelmäßigkeiten bzw. Fehlverhalten  im und am 
Bus zur Verfügung gestellt werden, um diese 
möglicht zügig abzustellen um damit insgesamt 

für  einen reibungslosen und konfliktfreien Ablauf  
bei der Schülerbeförderung zu sorgen. 
 
Im Dezember 2005 war es dann endlich so weit:  
Nach einer intensiven Vorauswahl der künftigen 
„Schulbusbegleiter“ auf 1,-€ Basis durch die Ver-
treter der ARGE – Arbeit und die Kollegen vom 
Ref. ÖPNV /Schülerbeförderung wurde bei der 
Unfallkasse Rheinland-Pfalz in Andernach eine 
ganztägige Schulung durchgeführt. Dabei wur-
den zunächst verschiedene Sicherheitsaspekte 
im und am Bus vorgestellt, das Thema Schulbus-
begleitung wurde  aus rechtlicher Sicht erläutert 
und letztendlich fand mit allen künftigen Schul-
busbegleitern ein sogenanntes Deeskalati-
onsstraining statt. Dabei wurde anhand prakti-
scher Beispiele geübt, welche Konflikte man wie 
im Einzelfall lösen kann. 
 
Nach den Weihnachtsferien traten rd. 20 Busbe-
gleiter ihren Dienst in der Praxis an. Seitdem 
fahren auf den verschiedenen Linien im Land-
kreis Neuwied die Busbegleiter täglich morgens 
und mittags in den Bussen mit. Dazwischen ver-
richten die Busbegleiter verschiedene Aushilfs-
dienste in den Schulen, wie beispielsweise im 
Sekretariat bzw. in Form einer Unterstützung des 
Hausmeisters. 
 
Sowohl von den Schulen wie auch von den Ver-
kehrsunternehmen gibt es überwiegend nur posi-
tive Rückmeldungen zu dem neuen Projekt. So-
wohl der Einsatz in den Bussen wie auch die 
Tätigkeit in den Schulen kommt durchweg gut 
an. 
 
Es erfolgt eine 100% Erstattung aller anfallenden 



68 

 

Kosten, wie Aufwandsentschädigung, Fahrkos-
ten zur Arbeitsstätte und Arbeitsmaterialien 
durch die ARGE – Arbeit. Zusätzlich erhält die 
Kreisverwaltung eine Fallpauschale für den Ver-
waltungsaufwand von 125,-- € je Person und 
Monat.  
Bedingt durch eine Vielzahl von Presseberichten 
sind mittlerweile auch die übrigen Schulwegkos-

tenträger in Rheinland-Pfalz auf dieses Projekt 
aufmerksam geworden. Von daher ist es vorge-
sehen, dieses Pilotprojekt gemeinsam mit der 
Unfallkasse Rheinland-Pfalz und der ARGE – 
Arbeit im Rahmen einer Infoveranstaltung allen 
interessierten Schulwegkostenträgern in Rhein-
land-Pfalz vorzustellen. 

Kostenentwicklung Schüler- und Kindergartenkinderbeförderung in Euro 

Förderprogramme 
Zur kontinuierlichen Weiterentwicklung des länd-
lichen Raumes stehen im Landkreis Neuwied im 
Wesentlichen vier Förderprogramme zur Verfü-
gung. Neben der Förderung der Dorferneuerung, 
die sowohl öffentliche wie auch private Maßnah-
men beinhaltet, werden auch Anträge der Ge-
meinden aus den Landesförderprogrammen In-
vestitionsstock, Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz, landwirtschaftlicher Wirtschaftswegebau 
sowie Städtebauförderung bezuschusst. 
 
Gerade im Bereich der privaten Dorferneuerung 
hat die Beratungstätigkeit der letzten Jahre vor 
Ort bei den Bürgerinnen und Bürgern große Wir-
kung gezeigt. Sowohl Qualität als auch Quantität 
der Förderanträge für das Dorferneuerungspro-
gramm des Landes haben ein sehr hohes Ni-
veau erreicht. 
 
Dabei unterstützen die ausgesprochenen Bewilli-
gungen bei privaten Vorhaben beispielsweise die 

Sicherung der Grundversorgung im ländlichen 
Raum, die Erhaltung und Schaffung von Arbeits-
plätzen sowie auch die Revitalisierung leerste-
hender oder ungenutzter Bausubstanz. 
Aber auch im öffentlichen Bereich der Dorferneu-
erung konnten insbesondere in den anerkannten 
Schwerpunktgemeinden eine Vielzahl von Pro-
jekten gefördert werden. 
 
Insgesamt sind in den letzten zehn Jahren rd. 
6,1 Mio. Euro an Zuschüssen für die Dorferneue-
rung in den Landkreis Neuwied geflossen, mit 
denen 644 Projekte gefördert wurden. 
 
Auch das Fördervolumen im Rahmen des I-
Stock-Programms kann sich sehen lassen. Im-
merhin wurden seitens des Landes in den letzten 
zehn Jahren rd. 17,1 Mio. Euro für kommunale 
Vorhaben und Infrastrukturmaßnahmen in den 
Gemeinden zur Verfügung gestellt. 
Zahlen hierzu: siehe 
- Tabelle „Dorferneuerung“ 
- Tabelle „Mittel aus dem Investitionsstock“  
 

Jahr Schülerzahlen Kosten ÖPNV Kosten 
Freistel-
lungs- 
Verkehr 

Gesamt Landeszu- 
Weisung 

Eltern- 
Beiträge 

Kostenun-
ter- 
deckung 

2000 14.950 4.713.767 1.642.269 6.356.036 4.383.477 1.134.638 - 837.921 

2001 15.350 4.795.662 1.774.703 6.570.365 4.286.937 1.149.550 - 1.133.878 

2002 15.550 4.823.020 1.948.112 6.771.132 4.369.718 1.167.074 - 1.234.340 

2003 16.100 6.572.647 1.957.898 8.530.545 4.418.759 1.174.139 - 2.937.647 

2004 16.700 6.674.411 2.355.851 9.029.962 4.446.501 1.208.016 -3.375.445 

2005 16.900 6.571.357 2.266.920 8.838.277 4.425.333 1.194.000 - 3.218.944 
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Dorferneuerungsmittel 
Jahr Maßnahmen/öffentlich Maßnahmen/privat Fördermittel (Euro) 
1996 9 35 735.649,32 

1997 6 52 547.906,00 

1998 6 37 671.223,98 

1999 6 48 519.753,76 

2000 16 62 935.159,50 

2001 6 72 711.664,41 

2002 7 56 713.091,89 
2003 11 48 612.474,36 

2004 10 75 634.848,00 

2005 6 76 590.857,30 

Mittel aus dem Investitionsstock 
Jahr Maßnahmen/öffentlich Fördermittel (Euro) 

1996 10 2.479.035,50 

1997 11 4.779.812,15 

1998 14 2.017.557,76 

1999 14 1.409.120,42 

2000 12 1.477.633,50 

2001 11 617.129,30 

2002 6 800.000,00 

2003 17 1.438.000,00 

2004 10 763.000,00 

2005 10 1.371.000,00 

Kreisstraßenbau 
 
Der Landkreis Neuwied hat im Haushaltsjahr 
2005 für die Unterhaltung des rd. 313 km langen 
Kreisstraßennetzes rd. 2,3 Mio. Euro aufge-
bracht. Diese Summe beinhaltet auch Zahlungen 
an die Träger der Abwasserwerke für die Ent-
wässerung der Straßenflächen. 
Trotz der hohen Aufwendungen konnten an vie-
len Strecken wiederum nur die nötigsten Repara-
turen ausgeführt werden. In dem gleichen Zeit-
raum wurden für Neubauten und grundlegende 
Sanierungsmaßnahmen ca. 2,0 Mio. Euro bereit-
gestellt. Hierauf hat der Landkreis ca. 1,3 Mio. 
Euro Landeszuschüsse erhalten. 
 
Im Einzelnen konnten folgende Baumaßnahmen 
fertiggestellt werden: 

- K 42 Ortsdurchfahrt Drinhausen 
- K 124 Raubach, Elgerter Straße 
- K 102 Oberraden 
- K 57 Jungeroth, 3. Bauabschnitt 
- K 58 Gewerbepark Buchholz 
- K 70 Bestandsausbau Reeg-Altenburg 
 
Wie schon seit Jahren, so muss auch für 2005 
festgestellt werden, dass die Finanzkraft des 
Landkreises Neuwied, aber auch die Fördermög-
lichkeiten des Landes Rheinland-Pfalz nicht aus-
reichen, um das gesamte Straßennetz des Land-
kreises in absehbarer Zeit in ordnungsgemäßen 
Zustand zu bringen. Trotz der jährlich hohen Auf-
wendungen besteht immer noch ein erheblicher 
Nachholbedarf an Bau- und Bestandsausbau-
maßnahmen. Auch dringende Brückenbau- und 
Sanierungsmaßnahmen sind unumgänglich.  
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Abfallwirtschaft im Wandel 
Vollzug der Ablagerungsverordnung  
Einführung eines neuen Erfassungssys-
tem:Blaue Tonne für Papiere und Pappe 
Umstellung auf einen 3-Wochen Abfuhrrhythmus 
 
Das Jahr 2005 stand für die Abfallwirtschaft un-
ter dem Vorzeichen gravierende Veränderungen. 
So kam nach 10 Jahren Vorankündigung durch 
die TASI am 30.5.2005 das endgültige „Aus“ für 
die Ablagerung  von nicht vorbehandelten Abfäl-
len. Vom erwarteten Gerangel um die freien Be-
handlungskapazitäten für Restabfälle, blieb auch 
der Landkreis Neuwied für seine heizwertreichen 
Fraktionen aus der umgebauten mechanisch-
biologischen Behandlungsanlage nicht ver-
schont. Der daraus resultierende Kostendruck 
wirkte sich bedrohlich auf den –seit 1995 stabi-
len- Abfallgebührenhaushalt aus. 
 Unter diesen Vorzeichen beschloss der Kreistag 
im Juli, ab dem Jahre 2006 Papier und Pappe in 
einem eigenständigen Erfassungssystem zu 
sammeln und ökologisch wie ökonomisch günsti-
ger zu verwerten. Mit diesem neuen Erfassungs-
system wurde auch die generelle Umstellung in 
einen 3-wöchendlichen Abfuhrrhythmus be-
schlossen. Nach Abstimmung mit dem Dualen 
System Deutschland kam man überein, die bis-
herige grüne Wertstofftonne ab 2006 ausschließ-
lich zur Erfassung der DSD-Verpackungsabfälle 
zu nutzen. Ein Teilziel dieser Umstellung war die 
Entlastung des Abfallgebührenhaushaltes um 
jährlich ca. 1.000.000 Euro. Im Weiteren ver-
sprach die Umstellung günstige Voraussetzun-
gen für die Neuausschreibung der Entsorgungs-
dienstleistungen ab 2008. Langfristig werden 
diese Maßnahmen positive Auswirkung auf die 
Gebührenstruktur haben. 
Das bisherige Erfassungssystem über graue, 
grüne und braune Tonne hatte sich bereits seit 
mehr als einem Jahrzehnt eingespielt. Über die 
Änderungen dieses Systems zum 1.1.2006 
musste die Bevölkerung des Landkreises Neu-
wied in geeigneter Weise eingehend informiert 
und beraten werden.  
Analog zur Einführung der braunen Tonne im 

Jahre 1992 und 1993 und den daraus resultie-
renden guten Erfahrungen, wurden im August 
2005 zehn Mitarbeiter im Rahmen einer Arbeits-
beschaffungsmaßnahme (ABM) eingestellt. In-
nerhalb eines Monat wurden diese Mitarbeiter 
geschult und konnten anlässlich der IHAGA ihre 
Beratungstätigkeit erstmalig aufnehmen.  
Ab September wurden diese Mitarbeiter, begin-
nend mit der Verbandsgemeinde Asbach, im 
Außendienst eingesetzt. Aufgabe war es, flä-
chendeckend alle privaten Haushalte und kleine-
re Betriebe mit Anschluss über die Haushaltston-
nen zu erreichen. Betriebe mit eigenen Gewer-
betonnen erhielten einen Infobrief mit Bestellfor-
mularen. Inhalte der Beratungen waren, neben 
den Gründen der Umstellung, neue Abfallbehäl-
tervolumen und Sortierkriterien sowie die 3-
wöchendliche Abfuhr. 
Die Haushalte erhielten die Möglichkeit, im Rah-
men der neuen Satzung ihr Tonnenvolumen an-
zupassen und so auch den Mehrbedarf an Stell-
platz zu minimieren. Als Ergebnis lieferten die 
Berater aktualisierte Auslieferungslisten, nach 
denen im Abstand von ca. 14 Tagen nach Bera-
tung die blauen Tonnen ausgeliefert wurden. Im 
weiteren Verlauf bis Mitte Dezember wurden so 
die Verbandsgemeinden des Westerwalds, der 
Rheinschiene und zum Schluss die Stadt Neu-
wied flächendeckend bereist.Von den 65.000 
Haushalten und Gewerbebetrieben wurden so 
35.2 % persönlich angesprochen.  
Ab Mitte Dezember veränderten sich die Aufga-
ben. Eine Gruppe übernahm die Beratung der 
Großwohnanlagen, während die Andere Rekla-
mationsbearbeitung, Tonnenbestellung und Tele-
fonberatung übernahm. Es waren arbeitstäglich 
bis zu 400 Anrufe abzuarbeiten. Die Nachbear-
beitung lief bis zur Dritten Woche des Jahres 
2006.  
Für das Jahr 2006 ist, neben einer Nachberatung 
der Gewerbebetriebe, ab April eine Tonnenkon-
trolle als Erfolgskontrolle geplant. Als Nebener-
gebnis sollen die Befüllgrade der Tonnen Auf-
schluss geben, inwieweit die veranschlagten Vo-
lumina auskömmlich sind. Die ersten Ergebnisse 
werden über die weitere Vorgehensweise ent-
scheiden. 

Abteilung Abfallwirtschaft
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Geprägt war das Jahr 2005 auf dem Sektor des 
Verbraucherschutzes durch die Neuordnung des 
Lebensmittel- und Futtermittelrechts als die wich-
tigste lebensmittelrechtliche Reform seit Jahr-
zehnten. 
Der Gesetzgeber strebt dabei die Einhaltung 
eines hohen Niveaus an Sicherheit für die euro-
päischen Verbraucher durch kohärente Maßnah-
men „from farm to table“ unter Einbeziehung der 
Bereiche Tiergesundheit und Pflanzenschutz an. 
Die Einhaltung dieser Maßnahmen soll eine wirk-
same Überwachung gewährleisten. Zugleich soll 
der Binnenmarkt reibungslos funktionieren, das 
heißt ohne Wettbewerbsverzerrungen und Han-
delsbarrieren, und den Verbrauchern ein breites 
Angebot an qualitativ hochwertigen und sicheren 
Lebensmitteln zu Verfügung stehen. 
Darüberhinaus war auch – wie in den vergange-
nen Jahren - die Verhütung und Bekämpfung 
von übertragbaren Krankheiten der Tiere sowie 
der Schutz des Menschen vor Gefahren durch 
Tierkrankheiten ein Schwerpunkt unserer Tätig-
keit. 
Ausbrüche von Tierseuchen bedeuten i.d.R. gro-
ße Verluste für die Tierhalter. Dazu kommen die 
den Überwachungseinrichtungen entstehenden 
zusätzlichen Kosten. Um eine weitere Verbrei-
tung der Seuche einzudämmen, sind meist Mas-
senschlachtungen notwendig, die auch die Frage 
nach der ethischen Verantwortbarkeit aufwerfen. 
Nicht zuletzt sind die potentiellen Auswirkungen 
auf die menschliche Gesundheit zu bedenken. 
Das Hauptaugenmerk richtete sich hierbei auf 
die Bekämpfung der sog. Vogelgrippe. Hier hat 
das erneute Auftreten der Vogelgrippe die euro-
päischen Institutionen vor eine große Herausfor-
derung gestellt. Die Vogelgrippe birgt gesund-
heitliche Gefahren für Mensch und Tier und stellt 
ein erhebliches wirtschaftliches Risiko für die 
Geflügelhalter dar. 
 
Ein weiteres wichtiges Handlungsfeld war die 
Bekämpfung der transmissiblen spongiformen 
Enzephalopathien (TSE). 

 
Die ins Auge gefassten Maßnahmen der EU zie-
len auf eine Lockerung der bestehenden Vor-
schriften wie dem Verfütterungsverbot von Kno-
chenmehl, der Kohortentötung sowie eine Ab-
senkung der Zahl der durchzuführenden Tests 
ab. 
 
Darüber hinaus war das Jahr 2005 überschattet 
durch das Bekanntwerden krimineller Machen-
schaften im Fleischsektor (sog. Gammelfleisch-
skandal). 
 
 
Schwerpunkte der Verwaltungstätigkeit: 
 
1. Tierseuchen / Tierkrankheiten: 
 
Im Berichtszeitraum erfolgte eine Erhebung aller 
Tierbestände mit Tierzahlen im Landkreis Neu-
wied und deren aktuelle EDV-mäßige Erfassung. 
Hierbei zeigte sich, dass nicht alle Tierhalter ih-
rer gesetzlichen Pflicht zur Anzeige ihrer Tierhal-
tungen nachgekommen waren. 
Die aktuellen Tierzahlen für das Berichtsjahr sind 
in Tabelle 1 dargestellt. 
 
Die gesetzlich vorgeschriebene Bekämpfung des 
Bovines Herpesvirus 1 (BHV1) wurde auch im 
Jahr 2005 fortgeführt. Hierbei ist festzustellen, 
dass zwar die Zahl der BHV1-unverdächtigen 
Bestände durch die Sanierungsverfahren zuge-
nommen hat, jedoch leider auch die Anzahl der 
Bestände mit unbekanntem Status. 
Tabelle 2 gibt die aktuelle Situation im Kreis wie-
der. 
 
Erfreulich ist, dass die Zahl der ansteckenden 
Tierkrankheiten im Jahr 2005 so niedrig war, wie 
schon seit Jahren nicht mehr. Die für den Kreis 
relevanten Tierseuchenfeststellungen sind der 
Tabelle 3 zu entnehmen. Dennoch mussten wir 
den insgesamt 13. BSE-Fall und den einzigen im 
Jahr 2005 im Land Rheinland-Pfalz im Frühjahr 

Veterinärwesen, Verbraucherschutz, Agrarförderung 
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des Jahres abwickeln. 
 
Im Herbst wurde wir darüber informiert, dass auf 
einem Baggerteich in Neuwied-Block tote Gänse 
schwimmen. Die Tiere wurden mit Hilfe der Feu-
erwehr geborgen und zum Landesuntersu-
chungsamt nach Koblenz gebracht. Da Geflügel-
pest hochaktuell thematisiert wurde, rief der 
Fund sämtliche Medien (Zeitung, Fernsehen, 
Rundfunk) auf den Plan. 
Das Landesuntersuchungsamt übernahm die 
stündliche Berichterstattung an die Medien. 
Die durchgeführten Untersuchungen ergaben, 
dass die Tiere an einer Vergiftung verendet wa-
ren. 
 
 
2. Tierschutz: 
 
Auch im vergangen Jahr gründeten sich unsere 
Tierschutzaktivitäten zum größten Teil auf Anzei-
geerstattungen besorgter Bürger oder Zufalls-
feststellungen. 
Die Tierschutzaktivitäten für das Jahr 2005 sind 
in Tabelle 4 dargestellt. 
 
Weil eine Bürgerin den Diebstahl ihres Auto-
kennzeichens durch den Mieter ihres ehemaligen 
Hühnerstalls bei der Polizei angezeigt hatte, wur-
de Ihr Anwesen von 2 Beamten aufgesucht, die 
auch den angemieteten Hühnerstall in Augen-
schein nahmen und dabei eine Massentierhal-
tung von über 800 Chinchillas, Ratten, Mäusen 
und Hamstern feststellten. Unsere Behörde wur-
de eingeschaltet und übernahm die weiteren 
Maßnahmen. 
Der Hühnerstall hatte zwei Etagen. Im Erdge-
schoss wurden in Versuchstierkäfigen unzählige 
Chinchillas auf engstem Raum gehalten. Im O-
bergeschoss wurden ebenfalls in Versuchstierkä-
figen Hamster, Mäuse und Ratten gehalten. Alle 
Tiere waren schlecht genährt. 
Durch unsachgemäße Gruppenhaltung hatten 
sich einige Ratten todgebissen und verstümmelt. 
Da der Tierbesitzer nicht direkt ermittelt werden 
konnte, wurden die Tiere sichergestellt und an-
derweitig durch das Tierheim Neuwied unterge-
bracht. 
Tage später meldete sich der Besitzer und ver-

langte die Herausgabe der Tiere. Ihm wurde auf-
gegeben, geeignete Haltungsbedingungen zu 
schaffen. Dieser Aufforderung kam er nicht nach; 
die Tiere wurden schließlich notveräußert. 
 
Ein Hund musste durch uns anderweitig unterge-
bracht werden, nachdem zahlreiche Zeugenaus-
sagen darüber vorlagen, dass er vom Sohn des 
Hundehalters und dessen Freunden gequält und 
misshandelt wurde. Eine Begutachtung des Tie-
res durch eine Hundetrainerin ergab ebenfalls, 
dass der Hund wiederholt geschlagen, getreten 
und gezerrt worden sein musste. 
Der Tierhalter hat Widerspruch gegen die Fort-
nahme eingelegt. Das Verfahren ist noch nicht 
abgeschlossen. 
 
Einem Landwirt, der aufgrund der gehaltenen 
Rinderzahl total überfordert war, mussten 18 Tie-
re fortgenommen und anschließend veräußert 
werden. 
 
Die Wegnahme von 2 Pferden wegen miserabler 
Haltungsbedingungen war angezeigt, weil der 
Tierhalter zwischenzeitlich untergetaucht war. 
Wegen schriftlicher Nötigung von Mitarbeitern 
des Veterinäramtes wurde er vom AG Neuwied 
zu 1.500 € Geldstrafe verurteilt. Er ist bis heute 
nicht aufgetaucht. Die Pferde wurden notveräu-
ßert. 
 
 
3. Fleischhygiene: 
 
Insbesondere der Strukturwandel sowie die stän-
dig steigenden Anforderungen an die Schlacht-
betriebe führen im Landkreis Neuwied dazu, 
dass wiederum einige Betriebe das Schlachten 
eingestellt haben und sich auch die Schlachtzah-
len kontinuierlich verringern. Die Entwicklung 
zeigt sich in Tabelle 5. Aufgrund der gestiege-
nen Kosten bei der Schlachttier- und Fleischun-
tersuchung und gesetzlicher Änderungen wurde 
im April 2005 die Satzung des Landkreises über 
die Erhebung von Gebühren nach fleisch- und 
geflügelfleischhygienerechtlichen Vorschriften 
angepasst. Weitere Änderungen sind in Abhän-
gigkeit von der Kostenentwicklung vorgesehen. 
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4. Verbraucherschutz: 
 
Wie bereits im Verwaltungsbericht 2004 darge-
legt, sollte bis spätestens 01.01.2006 ein Quali-
tätsmanagementsystem für das Sachgebiet der 
Lebensmittelüberwachung  eingerichtet werden. 
Diese Frist wurde nunmehr bis zum 31.12.2007 
verlängert. 
Um diesem Erfordernis Rechnung zu tragen und 
den damit verbundenen personellen Aufwand für 
jede einzelne Verwaltung zu reduzieren, hat sich 
eine Arbeitsgruppe „Qualitätsmanagement“ ge-
bildet. In dieser Arbeitsgruppe ist jeweils ein Mit-
arbeiter der Kreisverwaltungen Neuwied, Alten-
kirchen, Westerwaldkreis, Rhein-Lahn-Kreis, 
Ahrweiler, Mayen-Koblenz, Cochem-Zell sowie 
der Stadtverwaltung Koblenz vertreten. Ziel ist 
ein möglichst einheitliches Qualitätsmanagement 
zu erarbeiten. 
Zwischenzeitlich sind auch Bestrebungen seitens 
des Ministeriums für Umwelt und Forsten, Mainz, 
in Gang gesetzt, eine landesweite Arbeitsgruppe 
zu bilden, um landesweit ein einheitliches Quali-
tätsmanagementsystem zu erarbeiten.  
 
Für die Ausführung der immer komplexer wer-
denden Vorschriften im Lebensmittelrecht, insbe-
sondere von EU-Vorschriften, die unmittelbar in 
jedem Mitgliedsstaat gelten, ist eine ausreichen-
de personelle Ausstattung, insbesondere im Voll-
zug , unabdingbare Voraussetzung. 
Wie bereits im Verwaltungsbericht 2004 erläu-
tert, können diese Vorgaben mit dem derzeit vor-
handenen Vollzugspersonal von 3 Lebensmittel-
kontrolleuren nicht erfüllt werden. 
 
Die zum 01.07.2005 erfolgte Änderung des Gast-
stättengesetzes (Deregulierung) hat  nicht uner-
hebliche Auswirkungen auf den Vollzug in der 
Lebensmittelüberwachung. 
So besteht z. B. für eine Schank- und Speisewirt-
schaft nur noch für den Bereich der Schankwirt-
schaft eine Erlaubnispflicht, wenn alkoholische 
Getränke abgegeben werden. Die Verabreichung 
zubereiteter Speisen ist hingegen nicht mehr 
erlaubnispflichtig. 
Eine Beteiligung des Verbraucherschutzes er-
folgt somit nur noch für die Erlaubnis einer 

Schank- und Speisewirtschaft, wenn alkoholi-
sche Getränke ausgeschenkt werden und nur im 
Hinblick auf die Hygiene der Schankanlage.  
Hinsichtlich der Überprüfung der Küche ergeht 
zwar weiterhin eine Stellungnahme an die Er-
laubnisbehörde; Mängelfeststellungen im Kü-
chenbereich können jedoch nicht mehr als Aufla-
gen oder Bedingungen in die Erlaubnis einge-
bracht werden. Eine Erlaubniserteilung kann 
hiervon nicht mehr abhängig gemacht werden. 
 
Fazit ist somit, dass diese Deregulierung im 
Gaststättenrecht zusätzlichen Aufwand im Rah-
men des Vollzugs nach sich zieht und zu einer 
Verringerung unseres Gebührenaufkommens 
führt. 
Mit einer weiteren Deregulierung im Gaststätten-
recht soll das Gaststättengesetz aufgehoben und 
im Wesentlichen reduziert auf einen Paragrafen 
in die Gewerbeordnung eingeführt werden. Da-
bei wird die Gaststättenerlaubnis aufgehoben 
und das Gaststättengewerbe wird bzgl. Alkohol-
ausschank zum überwachungsbedürftigen Ge-
werbe umgestaltet.  
 
Anfang Dezember 2005 wurde der 
„Gammelfleischskandals“ in der Öffentlichkeit 
bekannt. Sämtliche Kühl- und Gefrierräume der 
im Kreis ansässigen Schlacht- und Fleischverar-
beitungsbetriebe wurden darauf hin gezielten 
Überprüfungen auf das Vorhandensein überla-
gerter, nicht verkehrsfähiger Ware unterzogen. 
Diese Überprüfung hat ergeben, dass im Kreis 
Neuwied kein „Gammelfleisch“ in den Verkehr 
gebracht wurde.  
  
Einen Überblick über die Tätigkeit der Lebens-
mittelüberwachung im Berichtszeitraum zeigt 
Tabelle 6. 
 
5. Agrarförderung 
 
Die Umsetzung der Reform der gemeinsamen 
Agrarpolitik (GAP-Reform) im Jahr 2005 muss 
sowohl in der Ausrichtung, wie auch in der Um-
setzung als Zäsur der bisherigen Agrarfördermo-
dalitäten gesehen werden. Wurde die bisherige 
EU-Agrarförderung schwerpunktmäßig als Preis-
ausgleichsinstrument entwickelt und umgesetzt,  
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so wurden diese Prämien ab 2005 in eine ent-
koppelte Flächenförderung überführt. Gegens-
tand der Förderung ist dabei die Erhaltung von 
landwirtschaftlichen Nutzflächen in einem ord-
nungsgemäßen ökologischen und agronomi-
schen Zustand. Lediglich die Fördermaßnahmen 
für Eiweißpflanzen, Energiepflanzen und Scha-
lenfrüchte bleiben weiterhin an die Produktion 
gekoppelt.   
Bis zum 17. Mai 2005 mussten die Antragsteller 
ihren Antrag auf Zuteilung und Aktivierung von 
Prämienansprüchen gestellt haben. Der Antrag 
auf Zuteilung war dabei nur im Antragsjahr 2005 
möglich. Die auf dieser Grundlage ermittelten 
Prämienansprüche sollen die Grundlage der 
künftigen Antragstellung bis zum Jahre 2013 
bilden.  
Aufgrund der hohen Bedeutung dieser Antrag-
stellung auch für die Zukunft, war die Unsicher-
heit und der Informationsbedarf der Antragsteller 
sehr hoch. In zwei Informationsveranstaltungen 
informierten die Mitarbeiter der unteren Landwirt-
schaftsbehörde über das Antragsverfahren.  
Dennoch verzögerte ein überproportionaler An-
stieg von fehlerhaft beantragten Flächen (von ca. 
1.000 auf 3.000 Flurstücke) die abschließende 
Plausibilisierung der Flächen bis in den Spät-
herbst. Im Rahmen des länderübergreifenden 
Flächenabgleiches konnten die letzten Flächen-
fehler erst im Januar 2006 bereinigt werden.  
 
Von dem Neuantragsverfahren Förderprogramm 
umweltschonende Landbewirtschaftung FUL 
2000 wurde wider Erwarten von Seiten der Neu-
einsteiger nur sehr wenig Gebrauch gemacht.  
Dadurch hat sich auch die Anzahl der Antragstel-
ler gegenüber den Vorjahren nur unwesentlich 
verändert. 
Insgesamt wurden knapp 30.000 € zusätzliches 
Prämienvolumen im FUL ausgeschüttet, die vor-
rangig in die Programmteile „Umweltschonender 
Ackerbau“ und „Mulchsaatverfahren“ einfließen. 
Die Förderung der Grünlandflächen hat sich 
nicht wesentlich verändert. Es gab dort einige 
Verschiebungen zwischen den Programmteilen 
der extensiven Grünlandnutzung zu Lasten der 
Streuobstwiesen. Die um 50 % reduzierten Prä-
mien im ökologischen Landbau gehen auf einen 
Förderungsausschluss von 2 Betrieben  zurück, 

die einem Teil ihrer Verpflichtungen nicht nach-
gekommen sind.  
 
Eine zusammenfassende Darstellung der Mittel-
verteilung zeigt Tabelle 7. 
 
Ergänzend zum Vollzug der Agrarförderung wur-
den weitere unterstützende Maßnahmen im Be-
reich der Landwirtschaft geleistet: 
-  die Durchführung der Zusatzabgabenver-
ordnung in der die Übertragung von Milchliefer-
rechten geregelt wird, 
- die Durchführung des Grundstückverkehrsge-
setzes unter Berücksichtigung der ungesunden 
Verteilung von Grund und Boden (Tabelle 8) und 
- die Geschäftsführung des Höfeausschusses 
 
 
6. Fischereiwesen: 
 
An den zwei landeseinheitlichen Prüfungstermi-
nen wurden insgesamt 145 Personen zur Fi-
scherprüfung zugelassen und geprüft. 
Zum neuen Fischereiberater und Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses zur Abnahme der Fi-
scherprüfung wurde Herr Forstoberamtsrat 
Friedhelm Kurz aus Thalhausen berufen. 
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Tabelle 1: Tierbestände und Tierzahlen im Kreis Neuwied — Stand: 31.12.2005 
 
 

Tierartkategorie Betriebe Tiere 
Klauentiere 601 27716 
Rinder gesamt 276 15087 
  Kälber -6 Monate 29 274 

  Jungrinder 6-24 Monate 155 2040 
  Rindvieh > 2 Jahre 266 9167 
    Milchkühe 124 5258 
    Mutter-/Ammenkühe 146 2083 
    Zuchtbulle 76 100 
    Mastrinder 140 1649 
Schafe gesamt 194 5812 
  Mutterschafe 107 2401 
Ziegen 87 345 
Schweine gesamt 72 3041 
  Ferkel 5 116 
  Mastschweine 62 2849 
  Eber 3 3 
  Sauen 9 52 
Geflügel 734 50321 
  Hühnergeflügel gesamt 596 41846 
    Legehennen 442 32736 
    Mastgeflügel 11 297 
  Gänse 91 1166 
  Enten 72 719 
  Puten 33 304 
  Tauben 70 4577 
Einhufer 971 3217 
Fische gesamt (in kg) 19 30256 
  Cyprinidae (in kg) 4 6163 
    Karpfen (in kg) 4 6163 
  Salmonidae (in kg) 12 22253 
Forellen (in kg) 12 20953 
Kaninchen 31 644 
Bienen (Völker) 219 1971 
Gatterwild 73 2389 
  Rotwild 1 13 
  Damwild 68 2290 
  Sikawild 1 4 
  Muffelwild 2 36 
  Schwarzwild 2 46 
Emus 1 2 
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Tabelle 2: 
 

 
 
 
Tabelle 3: 
 

 
 
 
Tabelle 4: 

 

BHV1-Bekämpfung - Rinderbestände in % 01.01.2005 31.12.2005 
BHV1-unverdächtige Bestände 54 67,4 
BHV1-Bestände im Anerkennungsverfahren 17,3 2 
Bestände im BHV1-Sanierungsverfahren 8,4 7,2 
Bestände mit Reagenten ohne Sanierung 0,9 0,2 
Bestände mit unbekanntem Status 20,8 23,2 

Anzeigepflichtige Tier-
seuchen: 

1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 

Tollwut   -     - - - - - - - 

Forellenseuche   -     1 1 - 1 1 1 1 

BSE/TSE   - - - - - 1 

Maul- und Klauenseuche       -  

Schweinepest       - - 

Geflügelpest       - - 

Rinderleukose   -     - - - - - - - 

Bösartige Faulbrut   1     - - 4 2 - - - 

Rindersalmonellose   -     - - 1 - - - - 

Bovines Herpesvirus1   -    16 8 2 1 - - - 

Psittakose    2 1 - 3 - 

Meldepflichtige Tier-
krankheiten: 

        

Q - Fieber   -      1 - - - - - - 

BVD/ MD   -    28 3 - 3 3 - - 

Listeriose     1 - 4 1 

IPN   -      1 - - - - 1 2 

Geflügeltuberkulose   -      3 - - - 2 -  

Paratuberkulose Rind      2 - 1 

Tierschutz 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 

Anzeigen 
 

     146 63 104 107 126 143 159 

Verstöße 
 

45 38 57 65 61   26 24 16 56 67 89 93 

Ahndungen 
 

9 7 5 2 3   12 14 2 9 37 53 67 

Verfahrens- 
einstellung 

4 3 2 1 1     1 5 5 3 7 5 9 
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Tabelle 5: Schlachtzahlen im Landkreis Neuwied 2001 - 2005 
    
Schlachtzahlen 2001    

Tierarten Gewerbliche Schlachtungen Hausschlachtungen insgesamt 
Pferde 27 0 27 
Rinder 1562 13 1575 
Schweine 8852 68 8920 
Schafe/Ziegen 1166 31 1197 
Wildschweine (Tr.U.) 0 0 (2038) 
Schlachtungen insge-

samt 11607 112 11719 
    
Schlachtzahlen 2002    

Tierarten Gewerbliche Schlachtungen Hausschlachtungen insgesamt 
Pferde 9 0 9 
Rinder 1662 31 1693 
Schweine 8089 98 8187 
Schafe/Ziegen 848 34 882 
Wildschweine (Tr.U.) 0 0 (1474) 
Schlachtungen insge-

samt 10608 163 10771 
    
Schlachtzahlen 2003    

Tierarten Gewerbliche Schlachtungen Hausschlachtungen insgesamt 
Pferde 7 0 7 
Rinder 1516 28 1544 
Schweine 6888 85 6973 
Schafe/Ziegen 923 44 967 
Wildschweine (Tr. U.) 0 0 (1756) 
Schlachtungen insge-

samt 9334 157 9491 
    
Schlachtzahlen 2004    

Tierarten Gewerbliche Schlachtungen Hausschlachtungen insgesamt 
Pferde 3 0 3 
Rinder 1504 26 1530 
Schweine 6250 97 6347 
Schafe/Ziegen 952 35 987 
Wildschweine (Tr.U.) 0 0 (1266) 
Schlachtungen insge-

samt 8709 158 8867 

Schlachtzahlen 2005    
Tierarten Gewerbliche Schlachtungen       Hausschlachtungen insgesamt 

Pferde 2 0 2 
Rinder 1387 26 1413 
Schweine 5398 69 5467 
Schafe/Ziegen 1005 19 1024 
Wildschweine (Tr.U.)   (1577) 

Schlachtungen insge-
samt 7792 114 7906 
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Tabelle 6: 
Lebensmittelüber-
wachung 

1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 

Betriebe 3.149 3.101 3.363 3.330 3.387 3.368 3.361 3.371 

Kontrollen 2.481 1.355 1.514 1.351 1.547 1.289 1.137 1.629 

Davon beanstandet 1.058 1.239 981 955 956 814 676 966 

Belehrungen 
(mündlich, schriftlich) 

 1.068 706 778 667 625 509 732 

Verwarnungen 
(schriftl, mündl., mit/ohne Verw.-geld) 

 158 238 152 263 178 150 222 

Bußgeldverfahren 168 2 12 9 15 8 12 4 

Strafverfahren 20 11 25 16 11 3 5 8 

Probeentnahmen 672 632 737 889 658 652 614 756 

Davon beanstandet  130 150 140 97 122 117 118 

Belehrungen 
(mündlich, schriftlich) 

81 20 18 22 12 36 36 40 

Verwarnungen 
(schriftl, mündl., mit/ohne Verw.-geld) 

 - 1 2 2 1 1 - 

Bußgeldverfahren  25 55 49 9 14 13 15 

Strafverfahren 12 10 16 2 7 3 7 1 

Weiterleitung an andere 
Überwachungsbehörden 

 47 43 50 45 31 45 45 

Noch in Bearbeitung  28 17 15 22 37 28 17 

 
 
 
Tabelle 8: Grundstücksverkehrsstatistik 2005 
 
 
                         Grundstücksverkäufe Sonstige Rechtsgeschäfte Insgesamt 

 
 
 

Entschei-
dungen 

Anzahl Ha Anzahl Ha Anzahl ha 

genehmigt 98 428,22 58 698,61 156 1.126,83 

versagt   - - - -    -    - 

insgesamt 98 428,22 58 698,61 156 1.126,83 



80 

 

 
V

erteilung der A
grar-Förderm

ittel 
im

 K
reis N

euw
ied 

 
T

abelle 7 
: 

 
 

 
 

  
2002 

2003 
2004 

2005 
  

Förderprogram
m

 
A

nträge 
A

uszahlungs 
betrag € 

A
nträge 

A
usz.betrag 

€ 
A

nträge 
A

uszbetrag € 
A

nträge 
A

uszbetrag 
€ 

  

B
etriebspräm

ie 
 

 
 

 
 

 
400 

3.015.929 
  

E
iw

eißpflanzenpräm
ie 

 
 

 
 

 
 

4 
519 

  
Preisausgleichszahlung  * 

266 
1.710.247 

257 
1.719.338 

272 
1.716.689 

 
 

  
A

usgleichzulage 
233 

503.507 
220 

480.987 
207 

481.421 
252 

501.788 
  

FU
L

 G
rünlandvariante 1 

63 
384.352 

59 
369.012 

53 
274.327 

54 
289.618 

  
FU

L
 G

rünlandvariante 2 
43 

71.232 
46 

78.710 
55 

88.218 
57 

93.162 
  

FU
L

 G
rünlandvariante 3 

30 
21.975 

30 
16.261 

34 
25.259 

30 
16.640 

  
FU

L
 G

rünlandvariante 4 
  

  
  

  
2 

909 
2 

909 
  

FU
L

 um
w

eltschonend 
2 

18907 
3 

24.097 
3 

26.109 
7 

58.178 
  

FU
L

 Ö
kologischer L

andbau 
4 

20.427 
5 

32.499 
6 

38.071 
6 

19.970 
  

FU
L

 M
ulchsaatverfahren 

 
 

 
 

 
 

3 
7.950 

  
B

iotopsicherungsprogram
m

 
27 

9.063 
27 

9.063 
26 

8.362 
24 

5.038 
  

E
rstaufforstungspräm

ie 
7 

3.024 
7 

3.024 
7 

2.978 
7 

3.066 
  

W
einbau, Steillagen 

8 
10.297 

8 
10.231 

7 
10.327 

6 
10.290 

  
W

einbau U
m

strukturierung 
4 

7.027 
4 

5.869 
2 

6.409 
1 

1.417 
  

M
utterkuhpräm

ie* 
92 

384.274 
90 

400.046 
89 

425.036 
 

 
  

Sonderpräm
ie R

indfleisch* 
328 

306.331 
408 

297.297 
537 

431.529 
 

 
  

A
llgem

eine Schlachtpräm
ie 

R
ind* 

553 
349.870 

709 
325.954 

617 
357.729 

 
 

  

M
utterschafpräm

ie* 
41 

81.945 
36 

81.290 
32 

78.740 
 

 
  

M
ilchpräm

ie* 
  

  
  

  
122 

335.801 
 

 
  

G
esam

t: 
1701 

3.882.477 
1909 

3.599.352 
2071 

4.307.914 
853 

4.024.474 
  

*ab dem
 A

ntragsjahr 2005 w
urden die gekennzeichneten Förderprogram

m
e in die B

etriebspräm
ie integriert. 

  Im
 A

uszahlungsbetrag zur B
etriebspräm

ie ist bislang nur eine V
orschusszahlung im

 U
m

fang von ca. 80 %
 G

esam
tpräm

ie erfolgt.                                    



81 

 

Finanzen 
 
Schwierige Haushalts- und Finanz- 
lage des Landkreises Neuwied 
 
Die deutsche Finanzwirtschaft steht weiterhin vor 
erheblichen Herausforderungen. Nach einem 
durchaus beeindruckenden Konsolidierungspro-
zess der öffentlichen Haushalte ab Mitte der 90-
er Jahre mit einer kurzfristigen wirtschaftlichen 
Aufwärtsentwicklung, hat die Finanzlage der öf-
fentlichen Finanzen seit 2001 eine völlige Trend-
umkehrung erfahren. Neben außerökonomi-
schen Ereignissen (Terroranschläge in den USA 
vom 11. September 2001, Irak Krieg pp) hat dies 
in erster Linie konjunktur- und wachstumsbeding-
te Ursachen. Vielfach wurden Konsolidierungs-
strategien an zu optimistischen Wachstumser-
wartungen ausgerichtet. Zugleich besteht erheb-
licher Reformbedarf in der Wirtschafts-, Arbeits-
markt- und Sozialpolitik. Seit 2001 befindet sich 
die Wirtschaft in einer Stagnationsphase, die 
sich erst langsam verbessert. Zwar sind erste 
Reformen auf dem Arbeitsmarkt verabschiedet, 
aber ein sich selbsttragender, nachhaltiger Auf-
schwung ist noch nicht in Sicht. Finanzpolitische 
Folge sind staatliche Finanzierungsdefizite auf 
allen Ebenen. Die gesellschaftlich problema-
tischste Folgewirkung der schwachen Wirt-
schaftsentwicklung ist die hohe Arbeitslosigkeit, 
die sich insbesondere in steigenden Soziallasten 
der Kommunen niederschlägt. 
 
Auch im Landkreis Neuwied ist die Finanznot 
daher groß. Allein das Finanzierungsdefizit im 
Verwaltungshaushalt 2005 beträgt rd. 39,3 Mio. 
Euro. Im Jahr 2006 wird sich die Haushaltslage 
nochmals verschlechtern. Nach dem derzeitigen 
Stand der Planungen wird mit einem Fehlbedarf 
von rd. 55,7 Mio. Euro gerechnet, so dass die 
gesamte Finanzierungslücke zu Beginn des 

Haushaltsjahres 2006 rd. 95 Mio. Euro betragen 
wird. Die wesentlichen Aspekte dieser dramati-
schen Haushaltssituation liegen bekannterma-
ßen in der problematischen Einnahmestruktur 
der Landkreise (keine nennenswerten eigenen 
Steuereinnahmen) und dem überdurchschnittli-
chen Anstieg der nicht gestaltbaren Ausgaben, 
insbesondere im Sozialbereich. Bund und Land 
übertragen den Kommunen zudem immer weite-
re Aufgaben, wie zum Beispiel ab 1. Januar 2003 
die Grundsicherung für alte und dauernd voll 
erwerbsgeminderte Menschen. Auch die Zusam-
menlegung der Arbeitslosen- und Sozialhilfe 
(Hartz IV) wird –aufgrund der Übertragung der 
Unterkunftskosten auf die Landkreise und kreis-
freien Städten- nicht die erhoffte Entlastung, son-
dern vielmehr eine zusätzliche Belastung von rd. 
1,3 Mio. Euro jährlich bringen. 
Sofern die Große Koalition keine deutlichen Kor-
rekturen bei Hartz IV auf den Weg bringt, ist mit 
einem weiteren Anstieg dieser Belastung zu 
rechnen. Bei dieser Ausgangslage wird der 
Landkreis, der bereits seit Jahren einen strikten 
Sparkurs fährt, jedoch allein nicht in der Lage 
sein, diesen “Teufelskreis“ zwischen wachsen-
den Ausgaben, stagnierenden Einnahmen und 
steigenden Defiziten zu durchbrechen. Die Dis-
krepanz zwischen kommunalen Aufgaben und 
kommunaler Finanzausstattung muss als völlig 
inakzeptabel bezeichnet werden. Eine grundle-
gende Reform des kommunalen Finanzierungs-
systems in struktureller wie quantitativer Hinsicht 
ist mehr als überfällig. Zudem müssen die Belas-
tungen der Kommunen aus den sozialen Trans-
ferleistungen zurückgeführt werden. Eine nach-
haltige Konsolidierung der öffentlichen Haushalte 
kann zudem nur gelingen, wenn auch die ge-
samtwirtschaftliche Lage sich aufhellt und der 
konjunkturelle Aufschwung deutlich an Dynamik 
gewinnt. 
 
 
 

Schulen, Finanzen und Sport
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Das Haushaltsvolumen des Verwaltungshaus-
haltes, in dem die laufenden Einnahmen und 
Ausgaben des Kreises veranschlagt werden, 
beträgt 2005 rd. 161,2 Mio. Euro. Allein der An-

teil der Sozial- und Jugendhilfe einschl. der Kos-
ten für die Kindertagesstätten beträgt rd. 97,5 
Mio. Euro und macht rd. 60 % der Gesamtausga-
ben des Verwaltungshaushaltes aus. 

Die nicht durch Kostenbeiträge, Zuweisungen 
und Kostenersätze gedeckten Aufwendungen für 
die sozialen Transferleistungen betragen 2005 
rd. 57 Mio. Euro und übersteigen das Aufkom-
men der Kreisumlage in Höhe von rd. 46,2 Mio. 
Euro um rd. 23 %. Auch in den kommenden Jah-
ren muss mit weiter steigenden Leistungen für 
Sozial- und Jugendhilfe gerechnet werden. 
 
Weitere wichtige Ausgabenblöcke des Verwal-
tungshaushaltes nehmen sich dagegen recht 
bescheiden an: Der Anteil der Personalausgaben 
von rd. 12,2 Mio. Euro an den Gesamtausgaben 
des Verwaltungshaushaltes liegt seit Jahren bei 
unter 10 % und ist als äußerst günstig zu be-
zeichnen. Die Kosten der Schülerbeförderung 
und der Kindergartenfahrten lagen 1991 bei rd. 
3,5 Mio. Euro, 2005 dagegen bei rd. 10 Mio. Eu-
ro. Die Gründe für diese Kostenexplosion: Tarif-
anhebungen, Verbesserungen der Standards, 

Zunahme der Fahrschülerzahl und Umstellung 
von Linien in dem öffentlichen Nahverkehr. Für 
die Unterhaltung der Kreisstraßen werden jähr-
lich weitere rd. 2,6 Mio. Euro ausgegeben. Dabei 
hat der Landkreis über 300 km an Kreisstraßen 
zu unterhalten. Auf Grund der vielfältigen Investi-
tionen der letzten Jahre, insbesondere für neue 
Kindertagesstätten und im Schulbaubereich, 
mussten vermehrt Darlehen aufgenommen wer-
den, die den Schuldendienst (Zinsen und Til-
gung) auf mittlerweile rd. 8,2 Mio. Euro ansteigen 
ließen. 
 
Soweit die wichtige Ausgabenblöcke des Kreises 
Neuwied. Doch woher kommt nun das Geld, um 
diese Ausgaben zu finanzieren? Die Hauptein-
nahme des Kreises bestehen aus der Kreisumla-
ge und staatlichen Zuweisungen aus dem Fi-
nanzausgleich. Eigene Steuerquellen stehen 
dem Landkreis so gut wie nicht mehr zu. Die 

Ausgabenstruktur Verwaltungshaushalt 2005
Summe 161.177.156 EUR

Soziales, Jugend,
Kindertagesstätten

60 %
97,5 Mio EUR

ÖPNV/Schüler-
beförderung 

6 %
10,2 Mio EUR

Schulen
5 %

8,0 Mio EURSchuldendienst
5 %

8,2 Mio EURStraßenbau
2 %

2,6 Mio EUR

Sonstiges
9 %

14,1 Mio EURAbdeckung 
Altfehlbetrag

13 %
20,6 Mio EUR
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letzte nennenswerte Steuereinnahme des Land-
kreises – die Grunderwerbsteuer – ist seit 
01.01.2002 auf das Land Rheinland-Pfalz über-
gegangen. Die noch verbleibende Jagdsteuer 
sowie einige Verwaltungsgebühren spielen eine 
absolut untergeordnete Rolle. Die Kreisumlage 
als wichtigste Einnahmequelle errechnet sich 

aus der Steuerkraft der kreisangehörigen Städte 
und Gemeinden. Entsprechend dieser Steuer-
kraft hatten die einzelnen Gebietskörperschaften 
bis 2004  36 %, ab 2005  38% ihrer Steuerein-
nahmen an den Landkreis Neuwied abzuführen. 
Für die Gewerbesteuer führen die kreisangehöri-
gen Städte und Gemeinden ab 2006 sogar 41 % 
ab. 

Einnahmestruktur Verwaltungshaushalt 2005

Erst. Sozial-/Jugendhilfe
(= Einn. Epl. 4)

25 %
33,4 Mio €

Fehlbedarf
25 %

40,5 Mio €

Kreisumlage
28 %

46,9 Mio €

Sonstiges
3 %

3,8 Mio €   

Allg.
Landeszuweisungen

16 %
25,8 Mio €

Steuern/Gebühren
3 %

4,2 Mio €

Einnahmen    120.665.140 €
Fehlbedarf       40.512.016 €
Summe          161.177.156 €

Da den kommunalen Gebietskörperschaften auf 
Grund der originären Steuerverteilung nur weni-
ge Steuern unmittelbar zustehen, werden die 
Kommunen mit rd. 1/5 an den wichtigsten Steu-
ereinnahmen des Landes Rheinland-Pfalz betei-
ligt. Aus dieser sogenannten Finanzausgleichs-
masse erhält auch der Landkreis Neuwied 2005 
insgesamt rd. 23,6 Mio. Euro an allgemeinen 
Landeszuweisungen. Aufgrund der angespann-
ten Finanzlage des Landes ist mit höheren Zu-
weisungen in den kommenden Jahren nicht zu 
rechnen. 
 
Die Ausgaben des Vermögenshaushaltes 
betragen im Schnitt ca. 8-10 Mio. Euro jährlich. 
In diesem Teil des Haushaltsplanes sind die in-
vestiven Ausgaben des Landkreises – wie z.B. 

die Hochbaumaßnahmen (insbesondere für die 
18 kreiseigenen Schulen), die Tiefbaumaßnah-
men (Neubau und Sanierung der Kreisstraßen) 
sowie vermögenswirksame Zuweisungen an Drit-
te (z.B. für den Bau von Kindertagesstätten, 
Grund- und Hauptschulen) – fest veranschlagt. 
Im Gegensatz zum Verwaltungshaushalt können 
zu seiner Finanzierung Darlehen eingesetzt wer-
den. Der derzeitige Schuldenstand des Kreises 
Neuwied beträgt rd. 51,7 Mio. Euro, das sind rd. 
276 Euro je Einwohner. Im Vergleich zu anderen 
Landkreisen in Rheinland-Pfalz ist dieser Wert 
noch als günstig zu bezeichnen. 
 
 
 
Siehe Tabelle nächste Seite: 
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Nicht im Kreishaushalt veranschlagt sind die 
Kosten der Abfallbeseitigung; die entsprechen-
den Einnahmen- und Ausgaben sind in einem 
separaten Wirtschaftsplan nachgewiesen. Als 
sogenanntes wirtschaftliches Unternehmen hat 
sich diese kostenrechnende Einrichtung aus-
schließlich aus Gebühren zu finanzieren. Des 
weiteren ist der Landkreis Neuwied auch Träger 
des Kreiswasserwerkes Neuwied und versorgt 
große Teile des Landkreises mit Trink- und 
Brauchwasser (siehe gesonderten Bericht). 
Daneben ist der Landkreis an weiteren Unter-
nehmen beteiligt, so z.B. an der Süwag Energie 
AG (als Nachfolger der Kraftversorgung Rhein-
Wied AG), der Mittelstandsförderungsgesell-
schaft im Landkreis Neuwied sowie dem Techno-
logiezentrum in Rheinbreitbach. 
 
Im kulturellen Bereich unterhält der Landkreis ein 
Kreismuseum und engagiert sich in verschiede-
nen Stiftungen und Fördervereinen, so z.B. För-
derverein Zoo Neuwied e.V., Zweckgemeinschaft 
Landesbühne, Kreisvolkshochschule und der 

Prinz-Maximilian-zu-Wied-Stiftung. Aus einer 
Erbschaft wurde dem Kreis von Johanna Loe-
wenherz aus Rheinbrohl eine Immobilie zuge-
dacht, aus deren Verwertung alljährlich ein Preis 
sowie Stipendien an Frauen gewährt werden, die 
sich im sozialen und kulturellen Bereich enga-
giert haben. 
 
 
 

Kreiskasse 
 
Der gesamte Zahlungsverkehr des Landkreises 
wird durch eine eigene Kreiskasse vorgenom-
men. Ihr obliegt die Aufgabe, den Zahlungs- und 
Rechnungsverkehr (einschl. Buchführung und 
Belegwesen) abzuwickeln, die Geldbestände 
sowie die Bestände des Vermögens zu verwal-
ten. Allein 2005 mussten –aufgrund der eingangs 
geschilderten Haushaltsprobleme- bis zu 65 Mio. 
Euro kurzfristige Überziehungskredite (sog. Kas-
senkredite) aufgenommen werden, um die Kas-
senliquidität aufrecht zu erhalten. 
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Des weiteren gehört auch die Vorbereitung der 
Haushaltsrechnung einschl. des kassenmäßigen 
Abschlusses sowie die Mahnung, Beitreibung 
und Einleitung von Zwangsvollstreckungsmaß-
nahmen zu den Aufgaben der Kreiskasse. In 

mehr als 4.500 Fällen mussten im Jahr 2005 
Maßnahmen zur zwangsweisen Einziehung von 
Forderungen des Landkreises eingeleitet wer-
den. 
 

Schulen und Sport 
 
 
Der Landkreis Neuwied genießt auch als Schul-

standort weit über seine Grenzen hinaus Beach-

tung. Hier finden sich nicht nur alle Formen allge-

meinbildender Schulen; Neuwied ist auch der 

einzige rheinland-pfälzische Landkreis, in dem 

alle Förderschulformen eingerichtet sind. 

 

Der Landkreis Neuwied ist Träger von insgesamt 

18 Schulen der verschiedenen Schulformen 

(Realschulen, Gymnasien, Berufsbildende Schu-

len, Förderschulen). Dort werden z.Zt. rd. 17.500 

Schüler unterrichtet. Die aktuellen Schülerzahlen 

ergeben sich aus der beigefügten Tabelle. 

 

Als Schulträger trägt der Landkreis Neuwied 

sämtliche Sachkosten. Neben der laufenden Be-

wirtschaftung einschließlich Unterhaltung der 

Schulgebäude sind dies insbesondere die Aus-

gaben für die vermögenswirksamen Einrich-

tungsgegenstände, die Lehr- und Unterrichtsmit-

tel und die Geschäftsausgaben der Schulleitung. 

Diese Ausgaben werden in Eigenverantwortung 

von den einzelnen Schulleitungen selbst bewirt-

schaftet. Neben den Sachkosten für die kreisei-

genen Schulen beteiligt sich der Landkreis auch 

mit 10 % an den zuschussfähigen Kosten für 

Schulbaumaßnahmen der Gemeinden und Ver-

bandsgemeinden. Drüber hinaus ist der Land-

kreis auf Grund vertraglicher Verpflichtungen 

auch an den Kosten des in der Trägerschaft der 

Evangelischen Kirche im Rheinland stehenden  

 

 

Martin-Butzer-Gymnasiums in Dierdorf sowie des 

dortigen Schulzentrums (Grund-, Haupt- und Re-

alschule) beteiligt. 

 

Im Schulbaubereich hat der Landkreis Neuwied 

in den letzten Jahren (2001 bis 2005) rd. 15 Mio. 

EUR investiert, größere Erweiterungs- und Um-

baumaßnahmen wurden an der Realschule in 

Linz, dem Martinus-Gymnasium in Linz, dem 

Schulzentrum Neustadt, der Albert-Schweitzer-

Schule in Asbach und der Gustav-W.-

Heinemann-Schule in Raubach vorgenommen. 

In 2006/2007 sind zwei weitere größere Investiti-

onen geplant: an drei Gymnasien (Martinus-

Gymnasium Linz, Werner-Heisenberg und 

Rhein-Wied-Gymnasium in Neuwied) erfolgt mit 

einem Aufwand von rd. 1,1 Mio. Euro eine grund-

legende Sanierung und Neueinrichtung der na-

turwissenschaftlichen Fachräume sowie die seit 

Jahrzehnten geplante Errichtung einer Sporthalle 

für die David-Roentgen-Schule in Neuwied für rd. 

2,4 Mio. Euro.  

 

Zum 01.08.2003 wurden die Gustav-W.-

Heinemann-Schule in Raubach und ab 

01.08.2005 die Kinzing-Schule in Neuwied 

(beides Förderschulen mit dem Förderschwer-

punkt Lernen) Ganztagsschulen in Angebots-

form. Die Heinrich-Heine-Realschule in Neuwied 

hat den Antrag auf Ganztagsschule zum 1. Au-

gust 2006 gestellt und eine Errichtungsoption 

erhalten. 



86 

 

 
Schülerzahlen     
     

S c h u l e n Schüler 
2004/05 

Klassen 
2004/05 

Schüler 
2005/06 

Klassen 
2005/06 

Rhein-Wied-Gymnasium Neuwied 1.145 43 1.140 44 

Werner-Heisenberg-Gymnasium Neuwied 1.079 41 1.114 42 

Martinus-Gymnasium Linz 929 38 934 37 

Wiedtal-Gymnasium Neustadt 871 35 915 40 

Gymnasien Trägerschaft  Landkreis: 4.024 157 4.103 163 

Martin-Butzer-Gymnasium Dierdorf 1.041 40 1.070 40 

alle Gymnasien: 5.065 197 5.173 203 

Heinrich-Heine-Realschule Neuwied 763 28 748 27 

Maximilian-zu-Wied-Realschule Neuwied 873 31 888 31 

Realschule Linz 677 25 705 26 

Realschule Neustadt 730 29 725 29 

Realschulen Trägerschaft Landkreis: 3.043 113 3.066 113 

Realschule Dierdorf 856 30 854 31 

alle Realschulen: 3.899 143 3.920 144 

David-Roentgen-Schule Neuwied 2.989 151 3.001 151 

Ludwig-Erhard-Schule Neuwied 2.530 110 2.542 113 

Alice-Salomon-Schule Linz 1.054 43 1.139 48 

Berufsschulen Trägerschaft Landkreis: 6.573 304 6.682 312 

Kinzingschule Neuwied 196 18 184 10 

Brüder-Grimm-Schule Neuwied-Feld. 111 10 109 10 

Carl-Orff-Schule Neuwied-Engers 162 21 171 22 

Gustav-W.-Heinemann-Schule Raubach 129 11 128 11 

Albert-Schweitzer-Schule Asbach 120 10 118 10 

Maximilian-Kolbe-Schule Rheinbrohl 116 10 108 9 

Sonderschulen Trägerschaft Landkreis: 834 80 818 72 

K-Schule NR-Engers 375 49 378 49 

Paul-Schneider-Schule NR-Oberbieber -V- 113 11 114 15 

LS für Blinde und Sehbehinderte NR-Feldk. 183 28 178 30 

LS für Gehörlose und Schwerhörige NR 212 32 222 30 

alle Sonderschulen: 1.717 200 1.710 196 

          

Summe kreiseigene Schulen: 14.474 654 14.669 660 

Summe alle Schulen: 17.254 844 17.485 855 
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Betriebs- und Unterhaltungskosten der Schulen -Landkreis Neuwied- 
 

    Nettoaufwand  Veränderungen
  Schulen 2002 * 2003 * 2004 * 2005 ** 2004 zu 2005 
    € € € € € % 
                
200 Allgemeine Schulverwaltung 160.680 182.399 186.966 195.884 8.918 4,77

221 Realschule Linz 269.755 243.427 256.651 267.449 10.798 4,21

223 Heinrich-Heine-Realschule 262.950 243.963 288.966 348.707 59.741 20,67

224 Max.-zu-Wied-Realschule 265.694 247.895 316.710 340.917 24.207 7,64

226 Realschule Dierdorf 329.644 350.000 350.000 345.000 -5.000 -1,43

230 Werner-Heisenberg-Gymnasium 377.023 361.235 449.801 456.197 6.396 1,42

231 Rhein-Wied-Gymnasium 538.137 559.647 520.370 565.647 45.277 8,70

232 Martinus-Gymnasium Linz 403.640 373.127 424.968 416.082 -8.886 -2,09

239 sonstige Gymnasien 300.000 499.748 443.249 485.000 41.751 9,42

271 Kinzingschule Neuwied 197.160 187.013 237.681 246.703 9.022 3,80

272 Gustav-Heinemann-Sch.Raubach 80.763 101.492 127.888 133.072 5.184 4,05

273 Albert-Schweitzer-Schule, Asbach 96.044 79.100 106.218 89.392 -16.826 -15,84

274 Max-Kolbe-Schule, Rheinbrohl 117.484 117.681 122.167 149.780 27.613 22,60

275 Carl-Orff-Schule, Neuwied 161.403 227.214 140.973 208.752 67.779 48,08

276 Brüder-Grimm-Schule, Neuwied 46.797 58.222 26.141 68.466 42.325 161,91

279 sonstige Sonderschulen 148.300 219.997 199.019 246.000 46.981 23,61

2800 Alice-Salomon-Schule, Linz 265.073 285.428 306.618 344.455 37.837 12,34

2801 David-Roentgen-Schule, Neuwied 675.544 683.023 674.531 881.274 206.743 30,65

2802 Ludwig-Erhard-Schule, Neuwied 561.840 473.691 515.946 671.806 155.860 30,21

2803 Schulzentrum Neustadt 670.163 688.847 628.277 681.893 53.616 8,53

292 übrige schulische Aufgaben 436.138 451.458 555.422 560.762 5.340 0,96

  Zwischensumme 6.364.232 6.634.607 6.878.562 7.703.238 824.676 11,99

./. Anteil Schlüsselzuweisung 1.915.561 1.869.469 1.879.917 1.953.024 73.107 3,89

    4.448.671 4.765.138 4.998.645 5.750.214 751.569 15,04
 
* = Rechnungsergebnisse        ** = Haushaltsplanzahlen 
 

Investitionen im Schulbereich    
     
  2002 2003 2004 2005 
Baumaßnahmen 3.733.796,86 € 2.961.305,67 € 1.546.415,78 € 1.649.609,29 €

Zuweisungen an 
Gemeinden für 
Schulbauten 428.158,39 € 200.000,00 € 100.000,00 € 650.000,00 €

Bewegliche Sachen des 
Anlagevermögens 269.297,86 € 278.627,63 € 213.447,20 € 241.875,00 €

Zuschüsse für 
Schulzentrum Dierdorf 
und Schule für 
Körperbehinderte 
Engers 76.129,18 € 536.000,00 € 25.000,00 € 230.000,00 €

Gesamt: 4.507.382,29 € 3.975.933,30 € 1.884.862,98 € 2.771.484,29 €
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Das Kreiswasserwerk 
 
 
(Basis der Zahlenwerte: Prüfung des Jahresab-
schlusses 2004) 
Das  Kreiswasserwerk Neuwied förderte im Jahr 
2004 rund 4,20 Millionen Kubikmeter Trinkwas-
ser im Trinkwasserschutzgebiet Engerser Feld 
und versorgte damit insgesamt ca. 75.000 Bür-
ger des Kreisgebietes.  
Neben der Versorgung der Bürger im Kreisgebiet 
wurden auch Teile der Verbandsgemeinde Flam-
mersfeld im Landkreis Altenkirchen versorgt. Das 
Kreiswasserwerk wird als Eigenbetrieb des 
Landkreises Neuwied geführt; mit den Stadtwer-
ken Neuwied ist, als Betriebsführungsgesell-
schaft, ein Vertrag über die Aufgabenwahrneh-
mung geschlossen. 
 
 
 
Technische Werte: 
 
Unterhaltung von 9 Tiefbrunnen (einschl. SWN) 
22 Hochbehälter mit einem Fassungsvermögen 
von 15.730 cbm die Länge des Leitungsnetzes 
beträgt  580 km, davon 155 km Fernleitungen 
und 441 km Ortsleitungen. Es werden 16.293 
Hausanschlüsse versorgt . 
In den Brunnen des Kreiswasserwerkes mischen 
sich Grundwasserströme von der Landseite mit 
Uferfiltratwasser aus dem Rhein, welches durch 
die Bodenpassage zwischen Rhein und Brunnen 
auf natürliche Art gereinigt wird. Die Fließzeit von 
Engers bis zum Pumpwerk Block wird mit einer 
Dauer etwa 10 Jahren (!) angenommen. 
Diese Bodenpassage, aufgebaut aus Kies und 
Sand, filtert wie ein feinstes Sieb Verunreinigun-
gen aus dem Wasser heraus und führt sie dem 
natürlichen Abbau zu. 
Das Trinkwasser des Kreiswasserwerkes Neu-
wied bedarf keinerlei Aufbereitung. 
Die Nitratbelastung des Trinkwasser liegt mit ca. 
20 mg/l. deutlich unter den EU-Grenzwerten von 
50 mg/l.. 
 
 
 

Finanzielle Betrachtung: 
 
In 2004 betrug die Bilanzsumme des Kreiswas-
serwerkes  42.418.539,40 €. 
 
Das Jahresergebnis des Betriebes hat sich ge-
genüber dem Vorjahr, trotz leicht rückläufiger 
Umsatzerlöse von ca. 15.000 €, um 57.000 € , 
verbessert, was in erster Linie  auf ein verbes-
sertes neutrales Ergebnis zurückzuführen ist. 
Das Jahr 2004 schließt insgesamt nur mit einem 
Verlust von ca. 9.000 €, nach einem Verlust von 
66.000 € in 2003 . 
 
Die Bilanzsumme nahm, bedingt durch die Erhö-
hung des Anlage- und Umlaufvermögens,  leicht 
um 0,9 Mio. € auf 42,4 Mio. € zu. Die Eigenkapi-
talausstattung hat sich leicht von 36,2%  auf 35,4 
% verschlechtert. Der Bilanzaufbau sowie die 
Eigenkapitalsituation sind jedoch weiterhin als 
zufriedenstellend zu bezeichnen. 
 
Die langfristigen Darlehensverbindlichkeiten nah-
men in 2004 um rd. 890.000 €  oder 4,3 %  zu. 
Die Darlehensverbindlichkeiten des Kreiswasser-
werkes betrugen zum Jahresende 2004 rd. 21,4 
Mio €, davon jedoch rd. 7,4 Mio € Förderdarle-
hen des Landes, für die keinerlei Zinsaufwen-
dungen zu tragen sind. 
 
Die Trinkwassergebühren waren sind in 2005 
acht Jahre unverändert, d.h. der Kubikmeterpreis 
lag seit 1998 bei 1,31 € . In 2005 hat der Kreis-
tag eine moderate Gebührenanhebung zum 
01.01.2006 um 10 ct. auf 1,41  € beschlossen. 
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Der Infektionsschutz war auch im Jahr 2005 
Schwerpunktaufgabe des Gesundheitsamtes. 
Nach den weltweit zahlreichen Verdachtsfällen 
von bioterroristischen Anschlägen mit Milzbrand-
erregern, die auch im Kreis Neuwied vorkamen, 
war 2003 die vorbereitende Organisation von 
Pockenschutzimpfungen der gesamten Bevölke-
rung als mögliches Szenario bioterroristischer 
Anschläge erforderlich. 
 
Zeitgleich trat im fernen Osten die neue Erkran-
kung SARS (Schweres Akutes Respiratorisches 
Syndrom) auf. Auch im Kreis Neuwied wurde in 
einigen Fällen die Verdachtsdiagnose gestellt. 
Glücklicherweise wurde sie in keinem Fall bestä-
tigt. 
 
Die SARS-Verdachtsfälle machten jedoch deut-
lich, dass sich Krankenhäuser, Arztpraxen und 
öffentliche Einrichtungen auf das Auftreten be-
sonderer Infektionskrankheiten vorbereiten müs-
sen. 
 
Baulich-funktionell erfüllt keine medizinische Ein-
richtung des Kreises Neuwied die hohen Anfor-
derungen zur Behandlung von hoch anste-
ckungsfähigen Patienten, die z.B. an einem vi-
rusbedingten hämorrhagischen Fieber, wie Ebo-
la-Fieber, erkrankt sind. 
 
Für die Isolierung und klinische Behandlung die-
ser Patienten stehen in Deutschland länderüber-
greifend 5 Behandlungszentren, nämlich in Mün-
chen, Leipzig, Hamburg, Berlin und Frankfurt/
Main zur Verfügung. Bis zur möglichen Übernah-
me in eines dieser Behandlungszentren muss 
aus unserer Sicht mit eigenen Mitteln die Versor-
gung der erkrankten Patienten vor Ort sicherge-
stellt werden und dazu eine Weiterverbreitung 
der Infektion verhindert werden. 
Beim Auftreten einer hochansteckungsfähigen 
Erkrankung ist eine spezielle Behandlung und 
strikte Isolierung der Erkrankten und Krankheits-

verdächtigen erforderlich. Ebenfalls ist auch eine 
intensive Suche, Feststellung und ggf. Überwa-
chung von Kontaktpersonen erforderlich. 
Bei der Krankenbehandlung, dem Krankentrans-
port sowie bei der klinisch-chemischen und mik-
robiologischen Diagnostik bei einem virusbeding-
ten hämorrhagischen Fieber liegt bei medizini-
schem und Laborpersonal eine berufliche Expo-
sition gegenüber Krankheitserregern der höchs-
ten Risikogruppe vor.  
 
Grundsätzlich sind bei einem beruflichen Kontakt 
gegenüber Krankheitserregern die Vorgaben der 
Biostoffverordnung (Verordnung zur Umset-
zung von EG-Richtlinien über den Schutz der 
Beschäftigten gegen Gefährdungen durch biolo-
gische Arbeitsstoffe bei der Arbeit) zu beachten. 
Diese verpflichtet Verantwortliche und Betreiber 
von medizinischen Einrichtungen notwendige 
Sicherheitsstandards für die Beschäftigten zu 
gewährleisten. 
 
Auf Grundlage einer Gefährdungsanalyse müs-
sen arbeitsbereichsbezogene Betriebsanweisun-
gen erstellt werden, die Beschäftigten vor Auf-
nahme der Tätigkeit entsprechend dokumentiert 
unterwiesen werden, arbeitsmedizinische Vor-
sorgeuntersuchungen durchgeführt werden und 
wenn vorhanden entsprechende Impfungen an-
geboten werden. 
Um eine weitere Ausbreitung ansteckender Er-
krankungen in der Bevölkerung zu verhindern 
besteht nach dem Infektionsschutzgesetz eine 
gesetzliche  Meldepflicht von bestimmten Erkran-
kungen von Krankenhäusern, Ärzten etc. an das 
zuständige Gesundheitsamt. Dieses legt dann 
die notwendigen Schutzmaßnahmen fest oder 
ordnet diese bei Bedarf über das Ordnungsamt 
an. 
Mit Bescheid vom 27.11.2003 wurde dem Land-
kreis Neuwied vom Landesamt für Soziales, Ju-
gend und Versorgung ein nicht zurückzahlbarer 
Zuschuss in Höhe von ca. 24 000 Euro zweckge-

Gesundheitsamt 
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bunden zur Errichtung von Pockenschutzimpf-
stellen im Landkreis Neuwied bewilligt. Im Jahr 
2004 änderte sich die politische Einschätzung 
bezüglich möglicher bioterroristischer Angriffe 
mit Pockenviren, so dass es sinnvoller erschien, 
die vom Land zur Verfügung gestellten finanziel-
len Mittel für persönliche Schutzausrüstungen für 
verschiedener Gefährdungslagen zu beschaffen. 
Hier war es aus fachlicher Sicht sinnvoll sich auf 
das Auftreten von hochansteckungsfähigen Er-
krankungen vorzubereiten.  
Für die Auswahl und den  Einsatz von Schutz-
ausrüstungen bei Infektionsgefährdungen müs-
sen die unterschiedlichen Risikogruppen der 
Krankheitserreger nach der Einstufung der Bio-
stoffverordnung beachtet werden. Bei Tätigkeiten 
mit den verschiedenen Risikogruppen müssen 
die unterschiedlichen Schutzstufen und die dazu 
gehörenden Schutzmaßnahmen eingehalten 
werden.  
Bei der Auswahl der Schutzausrüstung müssen 
verschiedene Anforderungen, wie Unfallverhü-
tungsvorschriften, DIN-, EN-Normen, CE-
Klassen, EG-Baumusterprüfbescheinigungen, 
Konformitätserklärungen und Qualitätssiche-
rungszertifikate berücksichtigt werden. 
Bei der Auswahl von persönlicher Schutzausrüs-
tung muss neben den technischen Anforderun-
gen  auch ein guter Tragekomfort gewährleistet 
werden. Dieses fordert  die PSA-
Benutzerverordnung (PSA =Persönliche Schutz-
ausrüstung). Der gute Tragekomfort ist insbeson-
dere bei Einsätzen der Schutzstufe 3 bzw. 4 
"überlebenswichtig". Dies kann an dem Beispiel 
einer Schutzbrille verdeutlicht werden. Eine drü-
ckende, schlecht sitzende Schutzbrille kann dazu 
führen, dass sie nicht dauerhaft im Einsatz getra-
gen wird. Sekretspritzer von Patienten können 
das Einsatzpersonal infizieren. Die Infektion 
kann dann über die Einsatzperson in dessen  
Familie und somit in die Bevölkerung getragen 
werden. Schutzbrillen mit schlechten optischen 
Eigenschaften können daneben so verzerrend 
wirken, dass diagnostische Punktionen durch 
den Arzt misslingen, wiederholt werden müssen 
und/oder die Umgebung mit ansteckungsfähigen 
Körpersekreten kontaminieren. 
Ausgehend von dem ursprünglichen Auftrag der 
Organisation von Massenimpfungen wurde zu 

Beginn der Planungen in Erwägung gezogen, die 
Beschaffung von Schutzmaterialien dezentral 
über die Krankenhäuser durchführen zu lassen 
und das Material auch dort zu lagern. Das in der 
Haltbarkeit begrenzte Schutzmaterial sollte kurz 
vor Ablauf in den üblichen Krankenhaus-
verbrauch abgegeben werden. Dieses Modell 
wurde mit der Verwaltung eines Krankenhauses 
intensiv besprochen, die Kosten berechnet und 
die Lagerkapazität überprüft. Als Ergebnis muss-
te festgestellt werden, dass dieses Modell nicht 
praktisch umsetzbar war. 
In einem zweiten Schritt wurden Gespräche mit 
den Verantwortlichen des Gefahrstoffzuges des 
Kreises Neuwied geführt. Hier bestanden an-
fänglich Überlegungen in den Teileinheiten Neu-
wied und Neustadt  Schutzausrüstungen zu de-
ponieren um so eine schnelle Erreichbarkeit im 
Gesamtkreis zu gewährleisten. Nach der voll-
ständigen Kostenaufstellung war es jedoch nicht 
möglich mit den verfügbaren finanziellen Mitteln 
eine doppelte Ausstattung zu beschaffen. Somit 
wurde entschieden die Schutzmaterialien im Ge-
sundheitsamt Neuwied und somit zumindest für 
die beiden großen Krankenhäuser in kurzer Zeit 
erreichbar zu lagern.   
Grundsätzlich ist vorgesehen, dass medizinische 
Bereiche, aber auch der Gefahrstoffzug des Krei-
ses Neuwied, im Rahmen von B-Lagen unter 
fachlicher Anleitung des Gesundheitsamtes Zu-
gang zur Schutzausrüstung haben. Selbstver-
ständlich muss sichergestellt werden, dass die 
anfordernde Einrichtung das verbrauchte Materi-
al umgehend ersetzt.  
Da nur ein korrektes Anlegen der Schutzkleidung 
einen ausreichenden Infektionsschutz bietet sind 
für das Jahr 2006 für die Krankenhäuser, den 
Rettungsdienst, Feuerwehr und einen Teil der 
Katastrophenschutzeinrichtungen des Kreises 
entsprechende Schulungsveranstaltungen vorge-
sehen. 
Der im Jahr 2003 erstellte Infektionsalarmplan 
für den Kreis Neuwied, der im wesentlichen die 
Maßnahmen zur Organisation von Pocken-
schutzimpfungen beinhaltete, wurde grundle-
gend überarbeitet. Neben einem ausführlichen 
Adressverzeichnis für die Mitarbeiter des Ge-
sundheitsamtes ist die Organisation und Aufga-
benverteilung bei einem Infektionsalarm im Ge-
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sundheitsamt beschrieben. Es wurde eine Be-
triebsanweisung für die Behandlung von Patien-
ten in der Schutzstufe 3/4 im Krankenhaus erar-
beitet und für alle wichtigen Bereiche Hygienean-
weisungen erstellt. Im weiteren finden sich die 
bekannten Informationen für die Organisation 
von Pockenimpfstellen, Informationen zu wichti-
gen Infektionskrankheiten wie virusbedingtem 
hämorrhagischem Fieber, rechtliche Grundlagen, 
technische Regeln, etc. 
Die akuten Ereignisse zur Vogelgrippe machen 
die grundsätzliche Notwendigkeit vorbereitender 
Maßnahmen im Infektionsschutz deutlich. 
Wahrheitsgemäß muss auch festgestellt werden, 

dass trotz aller vorgesehenen und geplanten 
Schutzmaßnahmen ein Restinfektionsrisiko für 
das Einsatzpersonal nicht auszuschließen ist. 
Zum Schutz der eigenen Gesundheit und der 
Bevölkerung des Kreises Neuwied ist daher zur 
Risikominimierung eine zuverlässige Kooperati-
on von Krankenhäusern, Arztpraxen, Polizei, 
Rettungsdienst, Feuerwehr, etc. und eine absolut 
zuverlässige Umsetzung der notwendigen Hygie-
nemaßnahmen erforderlich. Nur durch eine gute 
Zusammenarbeit von allen Institutionen und Ein-
richtungen lassen sich Ereignisse mit einer 
(erhöhten) Infektionsgefährdung für die Bevölke-
rung des Kreises Neuwied bewältigen. 

Sprechstunde/Hausbesuche des Psychiaters im Rahmen des Sozialpsychiatrischen Dienstes  

 2000 2001 2002 2003 2004 2005 

insgesamt 221 213 160 159 194 134 
männlich 109 117 73 87 101 65 
weiblich 112 96 87 72 93 69 
unter 20 Jahre 5 9 7 6 5 9 
20-40 Jahre 84 67 48 68 76 30 
40-60 Jahre 67 85 75 53 78 63 
über 60 Jahre 65 52 30 32 40 32 
Psychose 88 90 65 59 76 60 
Depression 37 39 20 38 34 28 
Sucht 40 36 25 31 25 11 
neurol. Erkr. 3 - 37 3 7 5 
Sonstige Diagnosen/ 
Keine Diagnosen 

53 48 13 28 62 30 

Untersuchungen des Kinder- und jugendärztlichen Dienst  

 2000 2001 2002 2003 2004 2005 
Einschulungskinder 2269 2190 2221 2288 2258 2142 
Überweisungen an Haus- 
oder Facharzt 

509 533 796 657 599 557 

Sonderschulgutachten 199 176 178 160 178 157 
Überweisungen an Haus- 
oder Facharzt 

72 30 76 79 89 63 

Kinder- u. jugendärztl. Un-
tersuchungen 

253 530 213 282 317 256 

4. + 8.Kl. Sonderschule L + 8. 
Kl. Hauptschule Überweisun-
gen an Haus- oder Facharzt 
 

168 283 158 162 178 104 
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Meldepflichtige Erkrankungen nach §§ 6 und 7 IFSG 

Infektiöse Darmentzündungen        Gesamt: 2001 2002 2003 2004 2005 
403 644 558 683 534 

a) Salmonellen 142 138 202 101 136 

b) EHEC 2 0 2 2 2 
c) Escherichia coli, darmpathogen 6 9 13 13 10 
d) Giardiasis 14 10 11 8 8 
e) Norovirus 2 281 177 406 200 
f) Rotavirus 112 85 47 38 72 
g) Yersiniose 13 4 9 9 6 
h) Campylobacteriose 112 117 94 104 100 
Parathyphus A,B,C 0 0 0 0 0 
Shigellenruhr 8 2 1 2 0 
Typhus abdominalis 0 0 0 0 0 
Meninggokokken Meningitis 0 0 2 0 3 
FSME 2 0 0 0 0 
Virushepatitis Gesamt: 61 22 11 35 14 
a) Hepatitis A 5 8 0 5 2 
b) Hepatitis B 19 6 6 10 4 
c) Hepatitis C 37 8 5 20 8 
d) Hepatitis D 0 0 0 0 0 
e) Hepatitis E 0 0 0 0 0 
Influenza A,B,C 0 0 22 5 30 
Haemophilus influenzae (HIB) 7 0 0 0 1 
Masern 35 5 6 0 0 
Cryptosporidium   2 0 2 

Legionella   3 0 0 

Liseriose   2 0 0 

CJK 0 0 0 0 1 
Hantavirus 0 0 0 0 1 

Tuberkulosefälle 2000 2001 2002 2003 2004 2005 

Überwachungsbedürftige 
Tuberkulose der Atmungs- 
Organe 

97 95 98 92 83 81 

Überwachungsbedürftige 
Tuberkulose anderer Organe 

7 6 9 8 8 8 

Ansteckungsverdächtige 2.322 2.135 1.662 1018 1000 1095 

Zugänge an akt. TBC 32 19 22 20 15 13 
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Amtsärztliche Gutachten und Stellungnahmen  
 Bezeichnung 2001 2002 2003 2004 2005 

Gutachten nach dem Bestattungsgesetz      
Amtsärztliche Leichenschau 199 151 5 1 1 
Offenhaltung des Sarges 10 6 4 0 0 
Sonstige Gutachten, Verl. d. Bestattungsfr., Exhu 1 5 1 0 0 
Gutachten nach dem Beamtengesetz      
GA für die Übernahme i.d. Beamtenverhältnis 291 448 339 261 259 
Feststellung der Dienstfähigkeit 124 118 118 97 35 
Stundenreduzierung 36 28 29 32 28 
Dienstunfall incl. Prüfung d. Liquidationen 50 60 61 37 52 
Sanatoriumsbehandlung/Heilkur 68 118 98 93 112 
Sonstige Beihilfeangelegenheiten 111 21 20 19 12 
Sonstige 16 10 5 0 0 
Gutachten für Öffentliche Träger nach BAT      
Einstellungsuntersuchungen 327 329 243 268 230 
Feststellung d. Arbeitsfähigkeit n. § 7 BAT 26 17 16 10 15 
      
GA für kirchl.bzw.caritative Träger Gemeinnüt-
zig 

     

Einstellungsuntersuchungen 105 133 98 80 56 
    

 
  

Gutachten für Sozialhilfeträger/Jugendhilfe      
Feststellung der Arbeits/Erwerbsf./Gemeinn.Arbeit 
nach Hartz IV 

180 237 208 162 249 

Krankenhilfe 79 103 94 24 2 
Hilfen z. LU §§ 27-40 49 219 101 79 49 
Hilfe zur Pflege §§ 61-69 163 52 37 19 21 
Eingliederungshilfe 38 50 71 58 36 
Zahnersatz 5 2 0 1 3 
Einstellungsuntersuchungen 6 24 5 42 21 
Heimpflegebedürftigkeit 54 178 31 31 17 
Sonstige 104 63 38 0 0 
Gutachten nach Asylbewerberleistungsgesetz      

Krankenhilfe 179 253 398 261 227 
Reisefähigkeit 90 54 50 41 30 
Sonstige 44 46 16 16 15 
Gerichtsärztliche Gutachten      
Betreuungsgutachten 997 889 616 387 399 
Gutachten nach PsychKG 42 40 28 39 30 
Feststellung der Verhandlungsfähigkeit/Haftfähigk 25 38 22 47 21 

Haarscreening 13 7 7 6 9 
Sonstige 1 9 9 3 0 
Landesgelder      
Landesblindengeld 17 52 47 32 43 
Landespflegegeld 0 1 3 7 6 
Sonstige      
Gutachten nach StVZO Personenbeförderung 0 5 5 6 4 
Prüfungsbefreiung 1 5 1 6 7 
Aussiedler 40 6 3 0 0 
Sonstige 97 95 41 0 37 

 3619 3895 2877 2165 2020 
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Statistisch gesehen erlebt jeder 4. Bürger in Deutsch-
land im Laufe seines Lebens eine behandlungsbe-
dürftige seelische Störung oder Erkrankung. Depres-
sive Verstimmungen und Depressionen sind dabei 
die häufigste psychische Erkrankung im Kindes- und 
Jugendalter. Sicherlich sind es jedoch Aufmerksam-
keitsstörungen und Störungen des Sozialverhalten, 
die in der Öffentlichkeit verstärkt wahrgenommen 
werden. Auch die Zahl essgestörter Kinder und Ju-
gendlicher, sei es bei der Fettsucht, sei es bei der 
Magersucht, hat zugenommen. Depressionen und 
Demenzen sind die beiden psychischen Erkrankun-
gen, die mit steigendem Alter signifikant zunehmen. 
Angesichts der prognostizierten Altersentwicklung in 
Deutschland wird gerade der Anteil demenzerkrank-
ten alter Menschen deutlich ansteigen. Eine De-
menzerkrankung stellt Angehörige und Freunde vor 
hohe Anforderungen. Erfreulicherweise werden Infor-
mationsveranstaltungen über Krankheitsbild, Thera-
pie- und Umgangsmöglichkeiten verstärkt von Ange-
hörigen in Anspruch genommen. 

Aktuelle Untersuchungen verschiedener gesetzlicher 
Krankenkassen zeigen, dass die Zahl der psychi-
schen Erkrankungen zunimmt. Hierdurch bedingt 
steigt die Zahl der Arbeitsausfälle, die auf psychische 
Erkrankungen zurückzuführen sind. Während der 
Krankenstand in der Bundesrepublik Deutschland 
rückläufig ist, steigt die Zahl der Krankmeldungen 
aufgrund psychischer Probleme. 
Im November 1995 trat das Landesgesetz für psy-
chisch kranke Personen (kurz PsychKG) in Kraft, um 
wohnortnah bedarfsgerechte Hilfen und Angebote für 
alle Altersgruppen psychisch kranker Menschen zu 
schaffen. Mit der Gesetzesreform wurde der Kreis 
Neuwied für die Planung und Koordination der ge-
meindenahen psychiatrischen Versorgung zuständig. 
Im Jahre 1997 wurde die Psychiatriekoordinations-
stelle als Stabsstelle im Gesundheitsamt eröffnet. 
Einen Überblick über die zentralen Umsetzungs-
schritte des PsychKG im Landkreis Neuwied gibt die 
folgende Abbildung.  

10 Jahre Landesgesetz für psychisch kranke Personen 

Abbildung: Umsetzung des PsychKG im Landkreis Neuwied - Kommunale Pflichtaufga-
be nach PsychKG Rhl.-Pfalz 

1997 Berufung des Psychiatriebeirats 
Einrichtung der Psychiatriekoordinationsstelle 
Einstellung eines Facharztes als Leiter des SpDi 
Übernahme der Pflichtversorgung durch das heutige Marienhaus-Klinikum St. 

Antonius Waldbreitbach 
Berufung der Besuchskommission nach § 29 PsychKG 

1998 Einrichtung eines Wochenenddienstes der Kreisverwaltung 
Förderung der Kontakt- und Informationsstelle für psychisch Kranke 
Einrichtung des Krisentelefons Waldbreitbach 

1999 Beginn der Veranstaltungsreihe 
„IRRwege verstehen“, bis 2005 insgesamt 25 Veranstaltungen 

Projektgruppe Notfallseelsorge 
Vorlage des Psychiatrieberichts 
Gründung des Fördervereins gemeindenahe Psychiatrie  e.V. 
Eröffnung der St. Antonius Tagesklinik in Neuwied 

1999 bis 2002 Gesundheitskonferenz Gerontopsychiatrie im Landkreis Neuwied 

2000 Internet-Beratungsführer www.beratung-neuwied.de 
Förderung des Projektes NEKIS 
Berufung des Beirats zur Notfallseelsorge im Landkreis Neuwied 

2001 Modellprojekt „Alltagstraining“ 
Projekt „Café: Weißt du noch ?!“ für Demenzkranke und Angehörige 
Kostenloser Internet-Zugang für Besucher der Kontaktstelle 

2002 Bericht zur gerontopsychiatrischen Versorgung im Landkreis Neuwied 

seit 2003 Fortbildungsveranstaltungen für Notärzte/innen, Rettungsassistenten, Polizei, 
Altenheime 

Informationsverstaltungen für Angehörige zum Thema Demenz 
Modellprojekt Therapeutische Übergangsgruppe 

seit 2004 Projekt Pflegebudget auch für Demenzkranke 
Gesundheitskonferenz Kinder- und Jugendpsychiatrie 

2005 Bericht zur kinder- und jugendpsychiatrischen Versorgung 
Kurzbericht Psychisch kranke alte Menschen im Landkreis Neuwied 
Informationsfilm zum Thema Depressionen bei Kindern und Jugendlichen 

Quelle: Kreisverwaltung Neuwied 2006. 
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Zwangsweise Unterbringungen nach PsychKG 
 
Ein wichtiger Aufgabenbereich des Gesetzes sind die Unterbringungen nach PsychKG (§§13 ff. 
PsychKG). Zuständige Behörde für die Anordnung eines Verfahrens ist die Kreisverwaltung, Abt. 3, 
Sicherheit, Ordnung und Verkehr. Von der Abt. 3 wird eine differenzierte Jahresstatistik erstellt. Die 
Entwicklung der Unterbringungen nach PsychKG im Landkreis Neuwied zeigt die folgende Grafik.  

Quelle: Kreisverwaltung Neuwied 2006. 1
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Verfahren Unterbringungen

Die Zahl der Unterbringungsverfahren nach dem Landesgesetzes für psychisch kranke Personen (PsychKG) 
belief sich im Jahr 2005 auf 284 Fälle. Hierbei kam es zu 232 tatsächlichen Unterbringungen; in 52 Fällen 
blieb es bei Vorermittlungen oder im Rahmen erfolgter Anhörungen wurde festgestellt, dass die Vorausset-
zungen für eine Zwangseinweisung nicht vorlagen oder aber die Betroffenen erklärten sich mit einer stationä-
ren Behandlung einverstanden. 
Anhand der Grafik wird deutlich, dass bei den eingeleiteten Verfahren nach PsychKG eine vorherige Prüfung 
über die Notwendigkeit einer Unterbringung erfolgt. Die richterliche Entscheidung erfolgt auf der Grundlage 
eines ärztlichen Gutachtens. Anhand der Grafik wird ferner deutlich, dass die Zahl der Unterbringungen nach 
PsychKG in den vergangenen 10 Jahren deutlich zugenommen hat.  
Um die vom PsychKG vorgegebenen Fristen einer richterlichen Anhörung sicherzustellen, wurde in der Kreis-
verwaltung ein Bereitschaftsdienst eingerichtet. Die folgende Übersicht zeigt die Verteilung der insgesamt 241 
Anträge, die im Jahre 2005 vom Marienhaus-Klinikum St. Antonius gestellt wurden.  

Tabelle: Verteilung der Anträge nach Wochentagen sowie Anteil der Anträge wäh-
rend des Bereitschaftsdienstes 

 Mo. Di. Mi. Do. Fr. Sa. So.  

insgesamt 42 29 41 34 43 23 29 241 
dv.Bereitschaftsdiens
t 

2 1 0 1 2 23 29 58 

Prozentanteil 4,8 % 3,4 % 0 % 2,9 % 4,7 % 100 % 100 % 24,1 % 

Quelle: Kreisverwaltung Neuwied 2006. 

Bei den insgesamt 284 Verfahren im Jahre 2005 waren 5,3 % (15 Personen) bis 21 Jahre alt, 58,4 % (166 Perso-
nen) 22 bis 60 Jahre und weitere 36,3 % (103 Personen) 61 Jahre und älter.  
Für die Überprüfung der Rechte der nach PsychKG untergebrachten Menschen wurde nach § 29 PsychKG die so-
genannte Besuchskommission durch den Landkreis Neuwied berufen, die die Klinik jährlich besucht. Darüber hin-
aus ist die Besuchskommission das gesamte Jahr über die Psychiatriekoordinationsstelle bei Widersprüchen er-
reichbar.  



96 

 

Die Prüfung der Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Gemein-
den und Gemeindeverbände  
 
Neben der nach den kommunalrechtlichen 
Vorschriften vorgesehenen internen 
(„örtlichen“) Prüfung der Jahresrechnung 
durch den Rechnungsprüfungsausschuss, 
ein Gremium des Gemeinderates, und, 
wenn es eingerichtet ist, das („eigene“) 
Rechnungsprüfungsamt, sieht die rheinland-
pfälzische Gemeindeordnung auch eine so-
genannte „überörtliche Prüfung“ vor. Diese 
wird von einer externen, von der kommuna-
len Selbstverwaltungskörperschaft unabhän-
gigen Stelle vorgenommen: dem Rech-
nungshof. 
 
Nach einer gesetzlichen Ermächtigung kann 
der Rechnungshof die Prüfung ganz oder 
teilweise widerruflich den bei den Kreisver-
w a l t u n g e n  e i n g e r i c h t e t e n  G e -
meindeprüfungsämtern übertragen. Die Ge-
meindeprüfungsämter unterliegen da-bei der 
fachlichen Weisung des Rech-nungshofs 
und haben die Prüfungen nach den gleichen 
Grundsätzen und Zielen vorzunehmen, wie 
der Rechnungshof selbst. Übertragen ist die 
Prüfung der Ortsgemeinden, der kleineren 
verbands-freien Gemeinden sowie des größ-
ten Teils der Verbandsgemeinden und 
sonsti-gen Körperschaften, Anstalten, Stif-
tungen und Verbände. Der Rechnungshof 
behält sich jedoch vor, diese übertragenen 
Prüfungen der Haushalts- und Wirt-
schaftsführung jederzeit selbst vorzu-
nehmen. 
 
Die überörtliche Prüfung umfasst die ge-

samte Haushalts- und Wirtschaftsführung 
der Gemeinden und Gemeindeverbände 
einschließlich der Sondervermögen, hierzu 
gehören z.B. Eigenbetriebe wie die Wasser-
werke und die Betätigung als privatrechtli-
ches Unternehmen, z.B. als Stadtwerke. Zur 
Haushalts- und Wirt-schaftsführung zählt 
jedes Verwaltungs-handeln, das sich finan-
ziell auswirkt oder auswirken kann. Insge-
samt erstreckt sich die Prüfung auf die Ein-
haltung der für die Haushalts- und Wirt-
schaftsführung geltenden Vorschriften und 
Grundsätze, insbesondere darauf, ob die 
Haushalt-satzung und der Haushaltsplan 
eingehalten worden sind, die Einnahmen 
und Ausgaben begründet und belegt sind 
und die Haushaltsrechnung ordnungsgemäß 
aufgestellt ist, ob wirtschaftlich und spar-
sam verfahren wurde und die Aufgaben mit 
geringerem Personal- und Sachauf-wand 
oder auf andere Weise wirksamer erfüllt 
werden können. Schwerpunkte der Prüfung 
sind Fragen der Wirtschaftlichkeit. 
 
Soweit die stetige Aufgabenerfüllung ge-
währleistet ist, unterliegen kommunalpoli-
tische Entscheidungen im Rahmen des gel-
tenden Rechts nicht der Beurteilung der Prü-
fung. Das heißt, dass das Gemeindeprü-
fungsamt nicht den Sinn und Zweck der In-
vestitionsmaßnahmen beurteilt. Darüber be-
findet der Gemeinderat. Allerdings können 
die finanziellen, in die Zukunft wirkenden 
Folgen kommunal-politischer Entscheidun-
gen aufgezeigt werden. Rechnungshof und 
Gemeinde-prüfungsamt setzen für ihre Prü-
fungs-tätigkeit wechselnde Schwerpunkte 
und beschränken sich auf Stichproben. 
 
Ziel der überörtlichen Prüfung ist es, Verwal-

Rechnungs– und Gemeindeprüfung 
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tungshandeln, das sachlichen, recht-lichen 
und wirtschaftlichen Anforderungen nicht 
genügt, festzustellen und darauf hinzuwir-
ken, dass die Ergebnisse und die Verfahren 
den Anforderungen angepasst, finanzielle 
Nachteile ausgeglichen und vor allem für die 
Zukunft notwendige Folge-rungen zur Ver-
besserung der Arbeitser-gebnisse sowie zur 
wirtschaftlicheren und wirksameren Aufga-
benerfüllung gezogen werden. 
 
Die aus der Prüfung resultierenden Prü-
fungsmitteilungen enthalten neben Hinwei-
sen und Anregungen auch eine Auflistung 
von Fehlern und Mängeln. Nach den Ergeb-
nissen der vorgenomme-nen Prüfungen 
kann allerdings vom Grundsatz her festge-
stellt werden, dass die Kommunalverwaltun-
gen im Landkreis Neuwied ordnungsgemäß 
und effizient arbeiten, da aus dem Auftreten 
von Fehlern und Mängeln kein Gesamturteil 
abgeleitet werden kann. In zunehmendem 
Maße sieht das Rechnungs- und Ge-
meindeprüfungsamt seine Aufgabe darin, 
die Verwaltungen zu beraten und ihnen Hil-
festellungen für eine effizientere Erledigung 
ihrer Aufgaben zu bieten. 
 
Die Zahl der jährlichen Prüfungen ist ab-
hängig von der Größe der Körperschaften, 
dem Umfang der Prüfung sowie der Dauer 
der örtlichen Erhebungen und der Anzahl 
der Prüfer. Im Zeitraum von 2001 bis 2005 
hat das Rechnungs- und Gemeindeprü-
fungsamt der Kreisverwaltung insgesamt 64 

Prüfungen bei kommunalen Gebiets-
körperschaften (4 Verbandsgemein-
den, 42 Ortsgemeinden und 18 
Zweckverbänden) vorgenommen. 
(Tabelle 1, links) 
 
Die Ergebnisse der Prüfungen ha-
ben gezeigt, dass die Gemeinden 
und Gemeindeverbände bei konse-

quenter Nutzung der vorhandenen Rationali-
sierungsreserven, ordnungsgemäßem Ver-
waltungsvollzug und sparsamer Haushalts- 
und Wirtschaftsführung immer noch wesent-
liche finanzielle Verbesserungen erzielen 
können. Das Rechnungs- und Gemeinde-
prüfungsamt gibt in den Prüfungsmitteilun-
gen den geprüften Verwaltungen regelmäßig 
zahlreiche Hinweise zur Verminderung kon-
sumtiver Ausgaben und zur Ausschöpfung 
der eigenen Einnahmequellen. Soweit sich 
diese Möglichkeiten in Euro-Beträgen ermit-
teln oder überschlägig schätzen lassen, ent-
sprachen sie für den Zeitraum von 2001 bis 
2005 folgenden Beträgen: (Tabelle 2) 
 

 
Selbstverständlich können viele aufge-zeigte 
Verbesserungen nicht sofort umge-setzt 
werden. Im Übrigen lassen sich die Auswir-
kungen der Beratungen, Vorschläge und 
Empfehlungen zur Verbesserung der Ver-
waltungsorganisation sowie die präventive 
Wirkung der Prüfung nicht ohne weiteres in 
Zahlen erfassen. 

 
Jahr 

Verbands-
gemeinden 

Orts- 
Gemeinden 

sonstige 
Körper- 
schaften 

Kassen- 
Prüfungen 

2001 1   6 2 8 

2002 1 16 8 8 

2003 1    6 2 8 
2004 1 14 6 8 

2005 0 0 0 7 

Gesamt 4 42 18 39 

Finanzielle Ergebnisse 2001 bis 2005 

Fortdauernde Verbesse-
rungen 
Insgesamt 
davon 
Ausgabenverminderung 
Einnahmeerhöhung 

 
 
                  112.400 € 
 
  80.200 € 
  32.200 € 

Einmalige Verbesserun-
gen 
 

          5.000 € 

Schäden durch Fehler im 
Verwaltungshandeln 

        59.000 € 
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Beratungen der MFG von 1993 - 2005 
 

 
 
nach Wirtschaftszweigen  regionale Verteilung 
 
349 Dienstleister   374 Stadt Neuwied 
218 Handwerk      85 VG Asbach 
147 Industrie      54 VG Dierdorf 
176 Handel      37 VG Bad Hönningen 
  92 Hotel und Gastronomie    47 VG Linz 
982      178 VG Puderbach 
        95 VG Rengsdorf 

55 VG Unkel 
57 VG Waldbreitbach 
982 

Weitere Schwerpunkte: 
 
-Erfassung und Vermittlung aller Gewerbeflächen im Kreis 
-Veranstaltungen für Existenzgründer und Unternehmen 
-Kooperation mit der FH: Förderung von Patentrecherchen 
-Information für Unternehmen in der Presse und über www.mfg-neuwied.de 
-Imagewerbung für den Landkreis bei Messen und Veranstaltungen 
-Netzwerk für Existenzgründer mit Partnern im Kreis 

Jahr bestehende 
Unternehmen 

 

Existenzgründer gesamt Arbeitsplätze 

1993   27   15   42 nicht erfasst 
1994   57   38   95      90 

1995   68   52 120      90 

1996   54   76 130    132 

1997   33   53   86    105 

1998   38   67 105    107 

1999   27   41   68      90 

2000   40   37   77    105 

2001   32   18   50    172 

2002   16   26   42      91 

2003   26   43   69      58 

2004   18   29   47     40 

2005   36   15   51     96 

 
gesamt 

 
472 

 
510 

 
982 

 
1.176 

Mittelstandsförderung im Landkreis Neuwied  
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Tafelfreuden Rhein-Westerwald e.V. 
 

Daten-Zahlen-Fakten 
 
Gegründet als Verein: 1998 
Auf Initiative des großen Erfolgs des Buches „Stadt-Land-Fluss“ und auf Reaktion der breit angelegten 
Berichterstattung durch SWR und Rhein-Zeitung über die Mittelrhein-Tourismusstudie (Prof. Barg aus 
Heilbronn). Die Ergebnisse waren damals niederschmetternd und kein Aushängeschild für die Region. 
 

Mitglieder: 
 
2006: z.Z. 17 Mitglieder 
 

Aktionen: 
 
Printmedien: 
 
-80 seitiger Gourmet Themen-Kalender  
(jährlich, 10.000 Ex., kostenfrei für Interessenten)  
 
- Regionales Kulinarikbuch Stadt-Land-Fluss, 1997 
10.000 verkaufte Ex., 3 Auflagen, vergriffen  
 
- 2. Kulinarik-Folgebuch Apfelkabinett, 1999 
5.000 verkaufte Ex.., vergriffen 
 
- 3. Kulinarik-Buch „Budenzauber“ 
6.000 Auflage. Erscheinungsdatum: 11/2003 (Restbestand zum 1. Quartal 2006: ca.800 Ex) 
 
-1. Kulinarische Sommernacht im Schloss Engers am 22.07.2005 
 
- 2. Kulinarische Sommernacht im Schloss Engers findet am 30. 06. 2006 statt 
 
In Bezug auf die jährlichen Printmedien geschehen Mailings an gelistete Interessenten (rd. 2.000 , kos-
tenfrei für den Empfänger). Auch ein Internet Newsletter informiert regelmäßig über Aktuelles aus Kü-
che und Keller und Region. 
 

Kooperationen: 
 
Tafelfreuden hat zum Ziel, interessante Angebote aus der Region in seinen eigenen Angeboten zu 
integrieren und damit neue Kooperationen mit anderen Institutionen zu schaffen. Für spezielle Aktio-
nen wie auch Mehrtages-Angebote wurden bereits Kooperationen eingegangen: 
 
- Obstbrennerei (eigenes Merchandising „Äppelissimo-Apfelbrand, passend zum Buch) 
- Keramiker (im Hinblick auf Lammaktion, eigens hergestellte Westerwald Keramik) 
- Schäferei Hof Meerheck im Rahmen der regionalen Lamminitiative 
- DLR Montabaur bei diversen Aktionen (Dienstleistungszentrum ländlicher Raum) 
  (Kartoffeltestessen, Rindfleischtestessen u.a.m.) 
- Deutsche See 
 

Pressearbeit: 
regional wie überregional, Fachpresse 
 
kostenfreie redaktionelle Berichterstattung: 
Neuwieder Lokalanzeiger, Rhein-Zeitung, Bonner GA, Kölner Rundschau mit allen Regionalausgaben 
im Gesamtreiseteil, Kölner Stadtanzeiger, Rheinische Post Düsseldorf, Nassauische Neue Presse 
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Wiesbaden, Westdeutsche Zeitung Mönchengladbach, Neue Ruhr-Zeitung Dortmund, Bild Zeitung 
Düsseldorf und Ruhrgebiet, Top Magazin Bonn, Alles über Wein, Essen & Trinken, Savoir Vivre, Gar-
ten und Wohnen, IHK Journal, Deutsche Winzer Zeitung, Mainzer Allgemeine Zeitung u.a. 
 
Überregionale Bewerbung im Raum Köln, Bonn, Düsseldorf, südliches Ruhrgebiet, Rhein-
Main. 
 
Interessentendatei 
 
Zur Zeit zeigt sich in der Datei eine absolut erfreuliche Aufteilung von 17,5 % aus der Region 
(Landkreis Neuwied) und 82,5 % überregionaler Interessenten. Tafelfreuden erreicht somit immer 
mehr Publikum, das durch die Angebote in die Region gelangt und diese kennenlernt. 
 

Entwicklung der Tafelfreuden-Veranstaltungen 
 
1. Veranstaltungsreihe: 
Nov. 1997- März 1998 (4 Monate) 12 Veranstaltungen 
2. Veranstaltungsreihe 
Mai-Juli 1998 (3 Monate) 16 Veranstaltungen 
3. Veranstaltungsreihe 
Nov. 1998 – März 1999 (4 Monate) 13 Veranstaltungen 
4. Veranstaltungsreihe 
Okt. 1999 – Mai 2000  (8 Monate) 22 Veranstaltungen 
5. Veranstaltungsreihe 
Okt. 2000 – Mai 2001  (8 Monate) 21 Veranstaltungen 
6. Veranstaltungsreihe 
Okt. 2001 – Mai 2002 (8 Monate) 29 Veranstaltungen 
7. Veranstaltungsreihe 
Okt. 2002 – Mai 2003 (8 Monate) 32 Veranstaltungen 
8. Veranstaltungsreihe  
Okt. 2003 – Mai 2004 (8 Monate) 35 Veranstaltungen 
9. Veranstaltungsreihe 
Okt. 2004 – Mai 2005 (8 Monate) 31 Veranstaltungen 
10. Veranstaltungsreihe  
Okt. 2005 – Mai 2006 (8 Monate) 29 Veranstaltungen 
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Viele Gastronomen haben aufgrund der steigenden Nachfrage mit Doppelveranstaltungen zum glei-
chen Thema begonnen, die dann in einer zukünftigen Erhöhung des Gesamtangebots mündeten. Die 
Winzer haben ebenfalls durch die Erhöhung der Veranstaltungen ein vielfaches an neuen Kundenkon-
takten, an Weinumsatz am Abend sowie an späteren Folgeverkäufen verzeichnen können. Leider ha-
ben sich die Winzer dennoch stetig verringert bis einer Anzahl von 30 Veranstaltungen nur noch 3 
Winzer gegenüber standen. Dieses Missverhältnis bedeutete zum einen die 
„Wiederholungsproblematik“ für die Gäste, zum anderen fühlten sich auch die Winzer aufgrund der 
Häufigkeit der Einsätze vor Ort nicht mehr in der Lage, dies zeitmäßig an Wochenenden zu gewähr-
leisten. 2005 trennten sich die verbliebenen drei Winzer vom Verein in beidseitigem Einverständnis, 
sind aber weiterhin lose Partner der Betriebe. Positiv zu sehen ist nun die Möglichkeit, dass alle Mittel-
rheinwinzer zu Menüabenden ihren Wein liefern können. 
 
 
Belegung: 
 
Im Durchschnitt können rund 50 Gäste pro Abend verbucht werden. Im Preissegment von rund 71 Eu-
ro p.P. Bei einer maximal Belegung von ca. 60 Plätzen pro Restaurant bedeutet dies eine Auslastung 
von 83,3 %. Ein Ergebnis, von dem viele Gastronomen zu diesen Preisen nur träumen können! 
 
Zusätzlich lässt sich eine verstärkte Nachfrage nach Übernachtungen verzeichnen. Dies resultiert aus 
der Tatsache, dass die Kundschaft tendenziell mehr aus überregionalen Orten anreist. Eine positive 
touristische Entwicklung für die Region. Viele lernen über Tafelfreuden die Region Rhein-Westerwald 
erstmals genauer kennen und werden dadurch zu „Wiederholungstätern“, (auch außerhalb der Tafel-
freuden-Angebote). 
 
Es konnte für die Region ein Gästeklientel erschlossen werden, das sich durch eine qualitätsorientier-
te, höherpreisige Konsumbereitschaft auszeichnet. Die Zielgruppe von Tafelfreuden ist einkommens-
stark, kultur- und genussfreudig und zeichnet sich auch im kulinarischen Bereich als „Markenkäufer“ 
aus. Tafelfreuden Rhein-Westerwald ist mittlerweile zu einer Qualitätsmarke geworden. 
 
 
 
 
 
 
Weitere positive Effekte der Aktionen von Tafelfreuden Rhein-Westerwald auf die Region: 
 
 
- Imagesteigerung für eine ganze Region (die Region wird mit Qualität und Kreativität in Verbindung 
gebracht) 
 
- Auch nicht an Tafelfreuden direkt beteiligte Betriebe profitieren davon. Die Übernachtungswünsche 
können oft nicht durch die Mitglieder selbst zu 100% abgedeckt werden. Zusätzliche Beherbergungs-
betriebe in der Nachbarschaft profitieren. Ebenso Taxiunternehmen, Tankstellen, Restaurant- und Ho-
telzulieferbetriebe wie Bäcker, Lebensmittelgroßhandel, Floristen, etc. 
 
- Tafelfreuden Betriebe stellen sich den schwierigen wirtschaftlichen Zeiten und versuchen aus eige-
nen Mitteln ohne direkte finanzielle Unterstützung in die Offensive zu gehen und gegen die Lethargie 
vieler Kollegenbetriebe anzuarbeiten. Sie sichern somit auch Arbeitsplätze in einer Branche, die noch 
immer von Menschen und nicht von Maschinen dominiert wird 
 
- Live-Kultur an den Veranstaltungen: Einer der 3 Basisbestandteile einer Veranstaltung neben Wein 
und Menü. Ansprechende und vielfältige Kultur wird in die ländliche Region hinein getragen und da-
durch auch kulturelle Förderung für die Region betrieben. (Förderung regionaler Künstler wie auch 
Engagements überregionaler Künstler, die auch Zugpferde darstellen und Image bilden.  
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Verwaltungsgliederungsplan  


